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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 
V o r  s i t z e n d e :  Präsident Benya, Zweiter 

Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 43. und 44. Sit­
zung des Nationalrates vom 1 1 .  Oktober 1 972 
sind in der Kanzlei aufgelegen und unbe­
anständet geblieben. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen nun zur Frage­
stunde. Ich beginne um 1 0  Uhr. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Die 1 .  Anfrage ist die des Herrn 
Abgeordneten Sandmeier (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

625/M 

.. Wie sind Ihre bisherigen Aussagen in der 
Offentlichkeit über den Bundesvoranschlag 1973 
mit dem Artikel 51 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes vereinbar, wonach der Inhalt des 
Bundesvoranschlages "nicht vor Beginn der 
Beratungen im Nationalrat" veröffentlicht wer­
den darf? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsm: 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abgeord­
neterl Der Artikel 51 Abs. 1 Bundes-Verfas­
sungsgesetz hat folgenden Wortlaut: 

"Dem Nationalrat ist spätestens zehn 
Wochen vor Ablauf des Finanzjahres von der 
Bundesregierung ein Voranschlag der Ein­
nahmen und Ausgaben des Bundes für das 
folgende Finanzjahr vorzulegen. Sein Inhalt 
darf nicht vor Beginn der Beratung im Natio­
nalrat veröffentlicht werden." 

Der Ausdruck. "sein Inhalt" darf bei folge­
richtiger Denkweise nur auf den gesamten 
Inhalt des "Voranschlages der Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes für das folgende Hnanz­
jahr" bezogen werden, der "dem Nationalrat 
spätestens zehn Wochen vor Ablauf des 
F1inanzjahres vorzulegen ist". 

Dieser "Voranschlag der Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes für das folgende Finanz­
jahr" liegt frühestens von dem Augenblick. an 
vor, in dem die Bundesregierung beschlossen 
hat, dem Nationalrat den gemäß Artikel 6 

Punkt VII Verwaltungsentlastungsgesetz "auf 
Grund der von den obersten Verwaltungs­
behörden verfaßten Teilvoranschläge vom 
Bundesminister für Finanzen erstellten Bun­
desvoranschlagsentwurf" für das folgende 
F1inanzjahr zur verfassungsmäßigen Behand­
lung zuzuleiten. Bis zu diesem Augenblick. 
liegt zwar der vom Bundesminister für Finan­
zen erstellte Bundesvoranschlagsentwurf vor. 
Unter diesem 1st aber noch nicht der "Vor­
anschlag der Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes für das folgende Finanzjahr" zu ver­
stehen, der "dem Nationalrat spätestens zehn 
Wochen vor Ablauf des Frinanzjahres von der 
Bundesregierung vorzulegen ist" i denn der 
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Bundesminister Dr. Androsm 
vom Bundesminister für Finanzen erstellte 
Bundesvoransmlagsentwurf kann bis zu dieser 
Beschlußfassung durch die Bundesregierung 
Abänderungen unterzogen werden, die sich 
als notwendig erweisen, um die Beschluß­
fassung der Bundesregierung zustandezubrin­
gen. 

Keine meiner "bisherigen Aussagen dn der 
DffentliChkeit über den BundesvoransChlag 
1973" konnte demnach den "Inhalt des Vor­
anschlages der Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes für das Finanzjahr 1 913 veröffent­
lichen, solange der Beschluß der Bundesregie­
rung nicht gefaßt war, den von mir erstellten 
Bundesvoranschlagsentwurf als "Voranschlag 
der Einnahmen und Ausgaben des Bundes· für 
das folgende Finanzjahr" dem Natdonalrat zur 
verfassungsmäßigen Behandlung zuzuleiten. 

Außerdem haben meine "bisherigen Aus­
sagen in der OffentIrichkeit über den Bundes­
voranschlag 1973" sich auf Einzelangelegen­
heiten bezogen, die in dem genannten Vor­
anschlag zu behandeln beabSlichtigt war und 
som�t gleichfalls nicht "seinen Inhalt", das ist 
seinen gesamten Inhalt, "veröffentlicht" . 

Präsident: Eine Zusatzfrage. B itte. 

Abgeordneter Sandmeier : Herr Bundesmini­
ster ! Sosehr Sie sich bemüht haben, durch 
Verklausulierungen darzustellen, daß angeb­
lich nur der Gesamtinhalt nach der Verfassung 
nicht vorher mitgeteilt werden dürfte, darf 
ich Ihnen doch sagen, daß bisher die Ver­
fassungsbestimmung limmer so ausgelegt 
wurde, daß nicht nur der Gesamtinhalt, son­
dern auch einzelne Ansätze des Budgets nicht 
veröffentlicht werden durften. 

Ich darf hier auf eine Anfragebeantwortung 
des Herrn Bundeskanzlers vom 21. September 
1972 verweisen, mit der er auf eine Anfrage 
mitteilte, daß bezügEch der Geheimhaltung 
des Budgets unter anderem auch der Dienst­
postenplan und sein Inhalt zugrunde gelegt 
werden müßten. Sie und auch der Herr Bun­
deskanzler haben aus eben diesem Grund auf 
die Fragen nicht geantwortet. 

Nun wissen Sie, Herr Bundesminister, ge­
nau, daß seit etwa vier Wochen ;in der "Kro­
nen-Zeitung" Redakteur Dibold ganz konkrete 
Budgetziffern genannt hat. Ich kann mir ein­
fach nicht vorstellen, daß Sie, Herr Bundes­
minister, davon nichts gewußt habenj denn 
ich muß annehmen, daß auch Sie diese Aus­
sendungen gelesen haben. Ob S i e  nun selbst 
die Indiskretion begangen haben oder ob das 
über einen Dr.itten geschah, ist in diesem Falle 
belanglos. 

Ich frage Sie : Haben Sie, H err Bundes­
minister, gle.ich zu Beginn nach der ersten 

Veröffentlichung SChritte unternommen, dies 
zu unterbinden, um die Verfassungsbestim­
mungen einzuhalten, auf die Sie einen Eid 
geleistet haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter I Ich wei s e  die Unterstel­
lung, daß ich einen Verfassungsbruch, den Sie 
mir hier unterschieben, begangen hätte, auf 
das entschiedenste zurück I (Beifall bei deI 
SPO. - Abg. Mit t e I e  I: Das hat eI nichtlj 

Sie können am Beispiel jedes Jahres sehen, 
daß ab dem Zeitpunkt, in dem das Bundes­
finanzgesetz ausgedruckt ist, Einzelzahlen be­
kanntgegeben werden oder b ekannt werden, 
weil ganz einfach schon ein so großer Kreis 
von Personen in Kenntnis dieser Zahlen ist. 

Das Interesse des Flinanzministers ist von 
allem Anfang an - und darauf beziehen sich 
auch die Budgetvorschauen -, globale Vor­
stellungen über den Bunde svoranschlagsent­
wurf zu entwickeln, die keineswegs geheim 
sind, weil sie ja in langen Beratungen, denen 
im Wdrtschafts- und Sozialbeirat auch Beamte 
des Bundesministeriums für Flinanzen zur Ver­
fügung stehen, erörtert werden. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini­
ster ! Sie haben meine Frage n icht beantwortet. 
Im bitte Sie, im Rahmen der zweiten Zusatz­
frage meine erste Zusatzfrage zu beantworten. 

Meine Frage hat nämlich gelautet, welche 
Schritte Sie unternommen haben, um die Ver­
öffentlichungen abzustellen. Ich bitte Sie daher 
nochmals, im Rahmen der zweiten Zusatzfrage 
das mit zu beantworten. 

Aber j etzt zur zweiten Zusatzfrage : Herr 
Bundesminister, Sie sagen, Sie selbst hätten 
keine Veröffentlichungen gemacht. Wollen 
Sie damit sagen, daß Sie die Beamten ver­
dächtigen, diese Indiskretion begangen zu 
haben? (Widerspruch bei der SPO. - Rute: 
Eine Gemeinheit, so etwas!) Sie S'ind für das 
Ressort voll und ganz verantwortlich, Herr 
Bundesminister ! 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Erstens ein­
mal betrifft das nicht nur mein Ressort, son­
dern alle. Und die Verdächtigungen. sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter, kommen von Ihnen! 
(Lebhafter Beiiall bei deI SPO.) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Lane an den Herrn Bundes­
minJster . . . (Heftige Zwischenrufe bei der 
OVP. - Abg. Dr. S c h w i m m e I: Antworten, 
Herr Minister! Solche Uberhebliehkeit und 
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Präsident 
Präpotenz! - Gegenrute bei der SPO. - Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Keine Ahnung, wie man 
im Parlament vorgeht! - Der P r ä  s i d e n  t 
gib t  das Glockenzeichen.) 

Anfrage Nr. 2: Angeordneter Lane (SPO) 
an den Herrn Bundesminister für Finanzen. 

681/M 

Wurden im Finan'Zministerium Berechnun­
gen über die finanziellen Auswirkungen be­
ziehungsweise die Möglichkeiten der Bodeckung 
der Forderung des ÖVP-Obmannes Dr. Bchlein­
zer bezüglich Schaffung eines sogenannten 
Lebenskapitals für jedes Kind angestellt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdl: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Nach dem Vorschlag des 
Obmannes der Osterreich'ischen Volkspartei 
soll j€des neugeborene Kind ein Startkapital 
von 50.000 S erhalten. Eine solche Maßnahme 
würde unter Zugrundelegung der durchschnitt­
lichen Geburtenanzahl in den letzten' fünf 
Jahren von 119.000 Geburten einen jährlichen 
finanziellen Aufwand von rund 6 Milliarden 
Schilling erfordern. 

Da naCh dem Vorschlag die derzeitige 
Heiratsbeihilfe in Höhe von 15.000 S je Ehe­
paar wegfallen soll, würde sich der Aufwand 
um rund 600 Millionen Schilling verringern. 
Für die Bedeckung des Nettomehraufwandes 
von 5,4 Milliarden Sch1illing stehen keine 
Mittel zur Verfügung. (Abg. Dr. S c  h w i m­
me r: Das ist ein halbes Prozent Ihres Defizitsl) 
Es ist auch nicht absehbar, wie dieser Auf­
wand bedeckt werden könnte. Weder aus all­
gemeinen Budgetmitteln noch aus Mitteln des 
FamiLienlastenausgleiches könnte ein derarti­
ger Aufwand ohne Wegfall bestehender Lei­
stungen im gleichen Ausmaß finanziert wer­
den. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Da darf 
man den Familienlastenausgleichsfonds nicht 
ausräumen!) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane: Herr Bundesminister! 
Wenn bestehende Leistungen nicht wegfallen, 
wie sonst könnte dieser Betrag von jährlich 
.5,4 Milliarden Schilling auf gegenwärtiger 
Einnahmen- und Preisbasis finanziert werden? 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Indem man den 
Familien1astenausgleichstonds nich t ausräumtl 
- Abg. Dr. T u  11: Den haben Ihre Minister, 
den hat der Schmitz ausgeräumt!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Durch Er­
schließung neuer Einnahmen, das heißt neuer 
Abgaben oder im Kreditweg. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. S e h  w i m m e r.) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane: Herr Bundesminister! 
Wenn wir die Möglichkeit weiterer Steuer­
erhöhungen zur Finan�ierung ausschließen 
und auf die Fremdfinanzierung kämen, würde 
das die Preiswelle weiter unterstützen 
oder dämpfen? (Heiterkeit bei der OVP. -
Ruf bei deI OVP: Jetzt auf einmal Preiswelle?) 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Zuerst würde eine solche 
Maßnahme natürlich eine wesentliche Ver­
sdliebung innerhalb des Kapitalmarktes und 
seiner Nachfrage bedeuten, und ohne Zweifel . 
hätte eine solche Maßnahme einen instabili­
sierenden Effekt. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Dr. Keimel (OVP) an den Herrn Finanzmini­
ster. 

682/M 

Bis wann ist mit dem noch ausstehenden 
Ministerialgutachten zur Bezinpreisbelastung 
durch. die Mehrwertsteuer zu rechnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsdt: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Nach Artikel II § 2 Abs. 1 
des Preisbestimmungsgesetzes 1972 haben die 
Unternehmer vor Hinzurechnung der neuen 
Umsatzsteuer die in den Preisen der Waren 
und Leistungen enthaltenen Belastungen an 
bisheriger Umsatzsteuer und Beförderungs­
steuer von den zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens des Umsatzsteuergesetzes 1972 berech­
neten Preisen in Abzug zu bringen. Gemäß 
Artikel II  § 2 Abs. 3 des zitierten Gesetzes 
ist ein Preis ordnungsgemäß entlastet, wenn 
der vom Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie nach Anhörung der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft, der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern Osterreichs, des Osterreichischen 
Arbeiterkammertages und des Osterreichi­
schen Gewerkschaftsbundes festgesetzte Ent­
lastungssatz angewendet wird. Diese Ent­
lastungssätze sind bis 15. November 1 972 im 
Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu veröffent­
lichen. 

Nach den Bestimmungen des Preisregelungs­
gesetzes unterliegen Erdöl und seine Derivate 
und demnach auch Benzin der amtlichen Preis­
regelung. Der veröffentliChte Entlastungssatz 
für Benzin wird daher von der amtlichen 
Preiskommission bei der Preisfestsetzung zu 
berücksichtigen sein, wobei die Bundesmini­
sterien für Inneres, für Handel, Gewerbe und 
Industrie und für Finanzen nach Anhörung der 
übrigen Mitglieder der Preiskommission zu­
ständig sind. 
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Bundesminister Dr. Androsch 

Da das Bundesministerium für Finanzen 
daher nach dem Preisbestimmungsgesetz kein 
Mitwirkungsre cht bei der Festsetzung der Ent­
lastungssätze hat und es auch im Verfahren 
bei der amtlichen Preiskommission nur ge­
meinsam mit den übrigen Mitgliedern tätig 
wird, wurde von diesem kein Ministerial­
gutadtten zur Vorbelastungsermittlung von 
Benzin in Auftrag gegeben. Ob im Verfahren 
nadl dem Preisbestimmungsgesetz oder im 
Preisregelungsverfahren zur endgültigen 
Preisfestsetzung Sachverständigengutachten 
angefordert werden, wird von den für diese 
Entsdteidung zuständigen Organen abhängen. 

Es gibt daher ein Gutachten der Erdölwirt­
schaft und es gibt interne Berechnungen , die 
schon im Zusammenhang mit den Beratungen 
über das Mehrwertsteuergesetz seitens des 
Finanzministeriums angestellt wurden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte . 

Abgeordneter Dr. Keimel: Herr Minister ! 
Die Osterreichische Volkspartei hat schon bei 
Behandlung der Mehrwertsteuer im Unteraus­
schuß, im Ausschuß und im Plenum auf die 
preisLichen Auswirkungen der Besteuerung 
des Treibstoffes zum vollen Mehrwertsteuer­
satz hingewiesen. Unseren damalägen Berech­
nungen zufolge, die in der Zwischenzeit von 
unabhängigen Experten - Sie haben sie ja 
auch genannt - bestätigt worden sind, be­
deutete der volle Satz für Benzin eine aber­
malige Verteuerung von SuperbenZiin um 
52 Groschen j e  Liter. Wir haben auf Grund 
dieser Tatsache bekanntlich verlangt, die 
Treibstoffe nur mit dem halben Steuers atz von 
8 Prozent zu belegen . Die Sozialisten haben 
diese Warnungen in den Wind geschlagen. 

Ja es ging so weit, daß Sie, Herr Finanzmini­
ster, offensichtlich ohne jede echte Prüfung 
in der Offentlicbkeit feststellten, der Benzin­
preis würde "höchstens um 30 Groschen pro 
Liter steigen" . 

Wie sich nun laut Zeitungsmeldungen in 

der Zwischenzeit herausgestellt hat, kommt 
auch der Ihnen sicherlich sehr bekannte Ex­
perte Professor Dr. Jonasch zu dem Schluß, 
daß nach dem derzeitigen Mehrwertsteuer­
gesetz der Benz,i npreis um 51 Groschen je Liter 
verteuert würde. 

Meine Frage daher : Was hat Sie, Herr 
Finanzmin:ister, veranlaßt, offensidltlich ohne 
jede Prüfung der Situation eine völlig falsme 
Aussage hinsichtlich des Benz'inpreises sowohl 
im Parlament als auch in der Offentlichkeit 
zu machen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter!  Es wird noch zu klären 

sein, welche Aussage unrichtig ist. Unsere 
Berechnungen - und wir haben sie ja bei 
den Beratungen im Unter ausschuß über die 
Vorlage zum Mehrwertsteuergesetz ebenfalls 
erörtert - kommen zu einem anderen Ergeb­
nis. Ihre decken sich mit den Berechnungen 

der Erdölwirtschaft, die durdt ein von dieser 
in Auftrag gegebenes Gutachten bestätigt wer­

den. 

Das Problem bei den Entlastungen stellt sieb. 
aber generell so dar, daß wir auf der einen 
Seite ExportrüCkvergütungssätze haben, auf 
der anderen Seite haben wir im Schruitt ge­
ringfügig darunterIiegende Sätze für die Vor­
rats entlastung, das heißt für die Befreiung 
der zum 31. 12. auf Lager liegenden Güter, 
die vielfach als zu gering angesehen wurde. 
Wlir haben jetzt die Problematik aus den mir 
zugegangenen Informationen im Entlastungs­
ausschuß,  daß festgestellt wird, daß die Um­

satzsteuerbelastung wesentlich geringer ist, 
nämlich dort, wo sie preisentlastend vorge­
nommen wird. Das ergibt eine ungeheure Dis ­

krepanz , denn man kann nicht sagen, daß auf 
der einen Seite bei der Entlastung der Vor­
räte man etwas bekommt, was zu rriedtig ist, 
aber gewis sermaßen im selben Augenblick 
sagen, daß das dort, wo man das zumindest 
aus den Preisen herausnehmen soll, viel zu 
hoch ist. 

Das �st die ganze Problematik, die sich mit 
aller Deutlichkeit auch beim Benzinpreis, beim 
Treibstoffpreis zeigt . Ich darf auf die Diskus­
sion im Unterausschuß verweisen, wo wü ge­
sagt haben: Natürlich kann man den halben 
Satz nehmen, wenn man in Kauf nimmt, daß 
die Eingänge nicht aufkommensneutral sind; 
das bedeutet uno actu eine Erhöhung des 

Defizites, oder wenn man einen höheren Satz 
wählt, oder wenn man das zu Lasten der 
Bundesmineralölsteuer, das heißt zu Lasten 
des Straßenbaues macht. WÜ haben keine 
dieser Varianten für richtig befunden und sind 
der Meinung , daß der Treibstoff wie jedes 
andere Produkt, das ein Konsument zu be­
ziehen hat, den vollen Satz zu bezahlen hätte, 
beziehungsweise ist zu berücksichtigen, daß 
ja in der Unternehmerkette hier der volle Vor­
steuerabzug gegenüber dem jetzigen Zustand 
vorgesehen ist. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Keimei: Herr Ministerr 
Wie wir auch aus Zeitungsberichten entneh­
men, ist offensichtlich die Regierung gewillt, 

aus Gründen der Preiskosmetik vielleiCht. 
einen großen Teil der Mehrwertsteuerbela­
stung des Benzinpreises auf die Mineralöl­

industrie abzuwälzen. Die Mineralölindustrie 
hat ja bekanntlich gerade gegenwärtig Mil-

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 79

www.parlament.gv.at



3722 Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzung - 18. Oktober 1972 

Dr.KeiJ:nel 
liarden Investitionen zu gewärtigen, um die 
Energieversorgung zu gewährleisten. Durch 
die Ubernahme einer Belastung aus der Mehr­
wertsteuer würde der Ertrag gedrückt; das 
könnte entweder nur zu Lasten der Investi­
tionen gehen, also von Versorgung mit Ener­
gie, oder aber es müßten die Mehrbelastungen 
dann eben über eine Preiserhöhung wieder 
den Konsumenten treffen. Eine Umatzsteuer­
entlastung ergibt sich deshalb nicht aus dem 
Gesetz, weil die gerade in der Mineralöl­
industrie besonders hohen Altanlagen j a  nicht 
von der alten Umsatzsteuer entlastet werden, 
umgekehrt aber die neuen Investitionen, Herr 
Minister, während der nächsten fünf Jahre 
durch die neu eingeführte Investitionssteuer 
neu belastet werden. 

Ich frage Sie daher, Herr fiinanzminister 
- und ich bitte Sie, entgegen Ihrer Gepflogen­
heit bei Kollegen Sandmeier gemäß § 70 Ge­
schäftsordnung die Frage auch zu beantworten, 
Sie sind dazu verpflichtet -: Beruhen Zei­
tungsmeldungen auf Wahrheit, daß die Regie­
rung oder Regierungsvertreter, Regierungs­
mitglieder versucht haben, auf die Mineralöl­
industrie einzuwirken, einen Teil der Mehr­
wertsteuerbelastung auf sich· zu nehmen, um 
die angekündigte 30-GrosChen-Verteuerung 
des Bezinpreises halten zu können? (Abg. 
G r a t  z: Die Mineralölindustrie hat eine 
schöne Lobby da oben!) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Darf iCh noch auf den Hin­
weis des Herrn Abgeordneten Sandmeier kurz 
eingehen, ich hätte eine Frage nicht beant­
wortet. Ich habe den Vorwurf, daß lich einen 
Verfassungsbruch begangen hätte, ebenso zu­
rückgewiesen wie Verdächtigungen aller Be­
amten. (Beifall bei der SPO. - Widerspruch 
bei der OVP.) 

Ich bitte um Verständnis, daß man auf der 
Regierungsbank nicht Freiwild für Vorwürfe 
des Verfassungsbruches oder - wie dn der 
UNIDO-Sache - des Betruges und des Amts­
mißbrauches ist. (Beifall bei derBPO.) 

Zur Frage selbst: Sie haben dn Ihrer Frage­
begründung ja die Problematik dargestellt. 
Man kann jetzt nicht unter Berücksichtigung 
des Umstandes, daß die Altanlagen, was rich­
tig ist, nicht entlastet werden, und der Tat­
sache, daß im ersten Jahr die höchste Selbst­
verbrauchsabgabe fällig list, einen Preis er­
stellen, der möglicherweise für das erste Jahr 
richtig ist, aber, da diese Belastungen mit 
jedem Jahr auch in den fünf Jahren geringer 
werden, bedeuten würde und müßte, daß auto­
matisch eine Gewinnerhöhung eingebaut ,ist. 
Das äst die Problematik dabei, und für diese 

gilt es einen Weg zu finden, und das wird 
Aufgabe der Festsetzung der amtlJiChen Preis­
kommission sein, wobei sicherlich bei der 
amtlichen Preiskommission eine Reihe von 
GesiChtspunkten, nämlJich auch der Vorteil des 
Vorsteuerabzuges, der im Entlastungsausschuß 
nicht zur Diskussion steht, in dde Betrachtun­
gen miteinbezogen wird. Dieser Umstand 
- daß man nämlich in der amtlichen Preis­
kommission bei der Festsetzung amtlich ge­
regelter Preise so vorgeht - hat immerhin 
dazu geführt, daß in den letzten Monaten und 
Jahren die amtlich geregelten Preise wesent­
lIich geringer gestiegen sind als alle anderen. 
(Ruf bei der OVP: Wo ist die Beantwortung? 
- Abg. G r a t  z: Das ist eine Lobby! - Abg. 
S k r i t e k: Sie haben schlecht zugehört!) 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. Kohlmaier (OVP) an den Herrn Bundes­
mniister für soziale Verwaltung. 

616/M 

Sind Sie im Hinblick darauf, daß die Pen­
sionserhöhungen die laufenden Preissteigerun­
gen nicht ausgleichen können, bereit, die Formel 
für die Pensionsdynamik zu verbessern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich darf als gegeben voraus­
setzen, daß Sie bei der Behandlung dieser 
Anfrage, wo es um die Dynamisierung von 
Pensionen geht, genauso wie ich alles Inter­
esse haben, daß hier im Hohen Hause sach­
liche und klare Antworten erfolgen. 

Ich möchte daher fürs erste feststellen, daß 
nach der statistischen Untersuchung all der 
Jahre seit 1966 kein Jahr vorliegt, in dem der 
Dynamisierungsfaktor niedriger gewesen wäre 
als die im laufenden oder vorangegangenen 
Jahr vorgenommene Preissteigerung. Das zum 
ersten. 

Zum zweiten darf ich gerade Sie, Herr Ab­
geordneter Dr. Kohlmaier, als Mitglied des 
Beirates für Pensionsanpassung daran erlin­
nern, daß die Forderungen eines Teiles der 
Beiratsmitglieder seit dem Jahr 1967 auf Neu­
berechnung der Richtzahl für die Pensions­
anpassung erst 1970, als ich das Ressort über­
nommen habe, in Angriff genommen wurden, 
daß wir für 1971 vom gesetzl!ichen Ermessen 
Gebrauch gemacht haben und einen höheren 
Dynamisierungsfaktor angesetzt haben, als eJ 
sich gesetzlich aus der Berechnung ergeben 
hat, und daß dann der Beirat einvernehmlich 
eine bessere Berechnungsmethode ausgearbei­
tet hat, die dann im Rahmen der 25 . Novelle 
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Vlzekanzler Ing. Häuser 
die Zustimmung des Hohen Hauses gefunden rung der Landwirtschaft -, das für jene aus­
hat. zugleichen, die primär einmal zu den Minder­

Sie sehen also aus dem allein, daß diese 
Z�elsetzung, die wir damals beschritten haben, 
erfüllt wurde und daß daher zurzeit keine 
Veranlassung besteht, hier eine Änderung 
vorzunehmeh. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. K ohlmaier: Herr Bundes­
minister! Ihnen ist sicherlich so wie uns allen 
bekannt, daß eine Regierungsklausur stattge­
funden hat, an der Sie persönlich zwar verhin­
dert waren, aber deren Ergebnisse Sie sicher­
lich kennen. Sie war im Burgenland, und dort 
hat dann der Herr Bundeskanzler der warten­
den Presse verkündet, daß man den Pensioni­
sten, den Ärmsten, Preiserhöhungen von Brot­
und Molkereiprodukten ersparen werde. Spä­
ter wurde das dann unter dem Druck der öffent­
lichen Meinung in eine besondere Abgeltung 
umgeändert. 

Nun sagen Sie, Herr Minister, die Dynamik 
ist so gut, daß alle Preiserhöhungen damit ab­
gedeckt sind. Herr Bundesminister ! Wie er­
klären Sie sich, daß die Regierungsklausur 
die Abdeckung von Preiserhöhungen durch 
Sondermaßnahmen auf Kosten der Landwirt­
schaft verlangt, obwohl Ihrer Auffassung nach 
alle Preiserhöhungen durch die Dynamik ge­
deckt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich bezog mich in meiner 
ersten Beantwortung auf Ihre sChriftlich vor­
liegende Anfrage, in der  Sie die Behauptung 
aufgestellt haben, daß die Pensionserhöhung 
die laufenden Preissteigerungen nicht ausglei­
chen kann. 

Das hatte ich beantwortet. Wenn Sie wol­
len, bin iCh bereit, alle Zahlen von 1966 an 
vorzulesen, die Dynami sierungsfaktoren und 
die Preiserhöhungen. Sie werden in keinem 
Jahr finden, daß die Dynamisierung, die An­

passung geringer gewesen wäre als die Preis­
erhöhung. 

Nun zum Jahre 1972 : Es ist allen bekannt, 

daß wir mit 1. Jänner 1972 eine Erhöhung 
um 7,4 Prozent vorgenommen haben. Mir ist 
bis j etzt nicht bekannt, Herr Abgeordneter, 
daß wir in einem einzigen Monat des Jahres 
1972, obwohl ein Monat allein ja noch. keine 
Basis darstellt, etwa eine annähernde Preis­
erhöhung gehabt hätten. 

Daher die Zusammenhänge : Wegen der Er­
höhung der Grundnahrungsmittel die Forde­
rung - letzthin eine bekannte Forderung; ich 
gebe zu; eine sicher auCh berechtigte Forde-

oder Mindesteinkommensbeziehern gehören. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier: Herr Bundes­
minister! Es tut mir furchtbar leid, aber Sie 
haben meine eigentliche Frage nicht beant­
wortet. Ich möchte noch einmal in Erinnerung 
rufen, daß ich Sie um Ihre Meinung dazu ge­
beten habe, was es für einen Sinn hat, auf der 
einen Seite zu behaupten, die Dynamik wäre 
so gut, daß sie alle Preiserhöhungen abfängt, 
aber auf der anderen Seite dann bestimmte 
Preiserhöhungen, weil sie vielleicht von einer 
bestimmten Seite kommen, zum Anlaß zu neh­
men, in das Dynamiksystem einzugreifen. Das 
hatte ja die Regierungsklausur vorgehabt. Es 
ist ja jetzt durch mehrere Zeitungsmeldungen 
bekanntgeworden, d aß man eine etwa 1 0-Schil­
ling-Erhöhung für die Ausgleichszulagenbe­
zieher aus dem Titel "Preiserhöhungen für be­
stimmte landwirtschaftliche Produkte" vorneh­
men will. Allerdings ist mir aufgefallen, daß 
in der Regierungsvorlage zur 29. ASVG-No­
velle schon im Juni 1 972 ein Betrag von 11 S 
mehr an RiChtsatzerhöhung vorgesehen war, 
als sich aus der Dynamik ergeben würde, 
sodaß wir hier annehmen müssen, der Herr 
Bundeskanzler verkauft nur etwas, was er 
schon im Juni vorhatte. 

Aber, Herr Bunde sminister, ich nehme zur 
Kenntnis : Sie haben die Absicht, bestimmte 
Preis erhöhungen zum Anlaß zu nehmen, den 
schwäChsten Pensionisten etwas abzugelten. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundesminister: 
Werden Sie diese Vorgangsweise fortsetzen 
und etwa dann, wenn wieder einmal Bahn­
oder Posttariferhöhungen oder sonstige Tarif­
erhöhungen auf uns zukommen, das auch den 
Pensionisten - über die Dynamik hinaus 
durch gesonderte Zuwendungen abgelten? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Vizekanzler lng. Häuser: Verehrter Herr 
Abgeordneter ! Das Jahr 1972 ist, wie das jetzt 
mehrfaCh in der öffentlichen Meinungsbildung 
dargestellt wurde,  sicher auch für Osterreich 
ein Sonderjahr. Wir sind durch internationale 
Zusammenhänge i n  eine Inflationsrate ge­
schlittert. Ich verweise auf die letzten Aus­
sprachen, die vorg estern im Fernsehen zu 
sehen waren. Wir haben im Rahmen dieser 
Entwicklung sicher auch Sorge darüber, daß 
jener Personenkreis  - es sind immerhin 
schwaCh 400.000 Personen -, der mit einem 
ganz niederen Einkommen leben muß und dem 
wir in den letzten Jahren durch eine stärkere 
Erhöhung des Richtsatzes für die Ausgleichs­
zulage eine Verbesserung haben zuteil werden 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 79

www.parlament.gv.at



3724 Nationalrat XIII. GP -45. Sitzung - 18.  Oktober 1972 

Vizekanzler Ing. Häuser 

lassen, durch die um etwa 5,5 Prozent, 6 Pro­
zent und 6,4 Prozent gestiegenen Lebenshal­
tungskosten in Schwierigkeiten kommt. Aus 
dieser Augenblickssituation sind wir der Auf­
fassung, daß wir priinär gerade diesen Men­
schen mit einer derartigen Aktion helfen müs­
sen. 

Zum zweiten darf ich sagen: Zwischen der 
Erhöhung des Ridüsatzes über den Dynami­
sierungsfaktor von 9 Prozent im Jahre 1 973 
von 1 1 ,70 S und dem Betrag von lOS, der da 
als Abgeltung in Aussidlt gestellt wurde, be­
steht, wie Sie, Herr Abgeordneter, selbst sehr 
genau wissen, überhaupt kein Zusammen­
hang, denn in den Erläuternden Bemerkungen 
zur 29. ASVG-Novelle ist sehr deutlich aus­
gedrückt, daß diese zusätzliche Erhöhung über 
diese 9 Prozent hinaus eine Hilfe sein soll, 
um die Erhöhung in anderen Bereichen, die 
durch die 29. ASVG-Novelle gelöst werden, 
wie etwa der Krankenversicherungsbeitrag, 
den Ausgleichszulagenempfängern zu erleich­
tern. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Im übri­
gen darf ich sagen, daß wir bei dieser Gegen­
überstellung der Zahlen von 1 966 ein einziges 
Jahr haben, in dem wir ebenfalls sehr knapp 
mit dem Preisindex und der nächstfolgenden 
Anpassung vorgegangen sind. 1967 hatten wir 
einen Pensionistenindex von 5,8 Prozent, und 
1968 hatten wir lediglich eine Dynamisierung 
von 6,4 Prozent zu verzeichnen gehabt. 

Ich glaube, wir brauchen uns hier jetzt 
gegenseitig nicht etwas vorzumachen. Jeder 
von uns weiß, daß man eben nicht die Jahres­
zahlen vergleichen kann, weil die Anpassung 
aus dem zweitvorletzten Jahr im Vergleich 
zum drittvorletzten Jahr erfolgt und daher 
die echten Vergleiche nur so gemacht werden 
können, daß man etwa 1 970 Preissteigerung 
mit 1 912 Dynamisierung oder 1971  Preisstei­
gerung mit 1 973 Dynamisierung vergleicht. 
1971 hatten wir einen Lebenshaltungskosten­
index von 4,7 Prozent und einen Pensionisten­
index von 5,4 Prozent, und wir werden 1 973 
eine Dynamisierung von 9 Prozent vornehmen. 

wanderung von Arbeitskräften derzeit nicht 
mehr gesprochen werden kann. 

Wie aus den letzten Berichten zahlreicher 
Arbeitsämter aus den betroffenen Gebieten zu 
entnehmen ist, hat seit der Beendigung der 
Olympischen Spiele in München ein RüCkstrom 
von Arbeitskräften eingesetzt. 

Außerdem möchte idl Sie darauf hinweisen, 
daß die Arbeitsmarktverwaltung sdlon seit 
längerer Zeit arbeitsmarktpolit�sche Maßnah­
men gegen die Abwanderungserscheinungen 
ergriffen hat. So wurden im Sinne der Empfeh­
lung der Studie des Beirates für Wirtschafts­
und Sozialfragen, der sich ebenfalls mit diesem 
Problem beschäftigt hat, die Förderungsmög­
lichkeiten von Schulungen in Betrieben, die 
von der Abwanderung besonders betroffen 
sind, erweitert, und es wurde eine lintensive 
Informationstätigkeit entfaltet, die bekannter­
maßen gute Erfolge aufzuweisen hat. 

Im übrigen möchte ich Sie, um die Zeit des 
Hohen Hauses nicht über Gebühr dn Anspruch 
zu nehmen, hinsichtlich meiner grundsätz­
lichen Auffassung zum Problem der Abwande­
rung auf meine Beantwortung der schriftlichen 
Anfrage der Abgeordneten Staudinger und 
Genossen, 544/S, verweisen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister!  
Jedenfalls steht fest, daß die westlichen Bun­
desländer immer noch darunter zu leiden 
haben, daß ein außerordentlich großer Anteil 
an Arbeitskräften, die in ihren Bereichen woh­
nen, in der Bundesrepublik oder lin der Schweiz 
einer Erwerbstätigkeit nadlgehen. 

In diesem Zusammenhang ergibt sich die 
Frage, ob allein mit den von Ihnen erwähnten 
Schulungsmaßnahmen eine Änderung dieser 
Situation herbeigeführt werden kann. Ich 
mödlte das sehr bezweifeln, denn der Sog �n 
die BundesrepubHk und in die Schweiz ist 
nicht auf mangelnde Schulung, sondern auf 
andere Umstände zurückzuführen : höherer 
Lohn, bessere Sozialleistungen; also insgesamt 
eine bessere sOZliale Situation der Arbeitneh-
mer in den genannten Staaten. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Melter (FPO) an den Herrn Bundesminister. Herr Vizekanzler! Was können Sie in die-

617jM. 

Werden arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
ergriffen werden, um der weiterhin unvermindert 
anhaltenden Abwanderung von Arbeitskräften 
aus den westlichen Bundesländern entgegenzu­
wirken ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Zunächst möchte ich feststellen, 
daß von einer unvermindert anhaltenden Ab-

sem Zusammenhang unternehmen, um die 
soziale Situation insgesamt für Erwerbstätige 
in Osterreich so zu verbessern, daß sie den 
Verlockungen im Ausland nicht mehr folgen 
müssen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler log. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Die Problematik ist vor allem 
Ihnen als Vorarlberger, der Sie Deutschland 
und der Schweiz so grenznah s ind, und uns 
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allen bekannt. Der Sog des Aus landes für 
österreichische Arbeitskräfte durCh d a s  höhere 
Lohnniveau und durch versmiedene andere 
Begünstigungen ist seit Jahrzehnten - darf 
ich sagen - vorhanden. Er ist nur in den 
letzten Jahren, seit etwa 1968, im besonderen 
Maße für den süddeutschen Raum b ezeichnend 
gewesen. 

Wir haben aber für den gesamten Arbeits­
marktbereich eine grundsätzl1iche Einstellung, 
die wlir auch für die gesamte österreichische 
Wirtschaft praktizieren, nämlich weitest­
gehend die Liberalisierung der Arbe itskräfte 
herbeizuführen. 

Wenn wir uns etwa darüber beklagen, daß 
in den süddeutschen Raum lin den letzten 
Jahren etwa um 12.000 mehr Facharbeiter ab­
gewandert sind, dann darf ich dem entgegen­
halten, daß wir seit 1970 eine g anz exorbi­
tante Steigerung der Zahl ausländischer 
Arbeitskräfte in Osterreich zu verzeichnen 
haben. Es ist die Zahl der Arbeitskräfte ver­
doppelt worden. Grob gesprochen sind es rund 
1 00.000 Menschen mehr, die nach Osterreich 
gekommen sind, um lim Rahmen der österrei­
chischen Wirtschaft tätig zu sein. Ich möchte 
doch darauf verweisen, daß unter den bereits 
gesetzten konkreten Maßnahmen die  Schu­
lung schon eine Bedeutung hat, d enn wir 
können, sofern nicht die materiellen Voraus­
setzungen für den einzelnen vom Unterneh­
men her gegeben werden, IlJiemanden zwingen, 
seinen Arbeitsplatz beizubehalten. Wenn also 
ein Fachmann e1inen anderen Posten - vor 
allem im Ausland - sucht, so haben wir, so 
glaube ich, von der Arbeitsmarktverwaltung 
her die Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß, 
sofern die Kräfte vorhanden sind, durch SdlU­
lungsmaßnahmen wieder Fachkräfte der Wirt­
schaft zur Verfügung gestellt werden. In dem 
Sinne sind also unsere Schulungsmaßnahmen 
zu verstehen. 

Zum zweiten darf ich sagen, daß die kon­
kreten Probleme, wie sie etwa im oberöster­
reichischen Grenzraum zu verzeichnen sind, 
von uns sehr aufmerksam verfolgt werden. 
Das Landesarbeitsamt OberösterreiCh hat sich 
im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen 
sehr intensiv mit diesen Problemen beschäf-
1)igt. 

Wir werden im Rahmen der Novellierung 
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes auch die 
Möglichkeit haben, im kommenden Jahr mit 
entsprechenden finanziellen Mitteln einzelnen 
Unternehmungen, die sich .in einer Produk­
tionsumstellung befinden, zu helfen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Melter: Herr Vizekanzler! 
Wenn Sie darauf hinweisen, daß man den 
Arbeitskraftverlust von Facharbeitern durdl 
eine starke Steigerung der Anteile an Gast­
arbeitern ausgleichen könnte, so list das - auch 
von der Beurteilung der Offentlichkeit her -
nicht richtig. Insbesondere wird dabei außer 
acht gelassen, daß diese starke Zunahme der 
Zahl ausländischer Arbeitskräfte sehr viele 
Probleme aufwirft, die sidl zum Teil äußerst 
nachteilig auswirken. Es geht daher darum. 
die oft bessere Arbeitskraft aus dem Inland 
im Inland zu erhalten. 

Wenn Sie nun zum Schluß darauf hinge­
wiesen haben, es werde im nächsten Jahr 
vielleicht durch die Änderung des Arbeits­
marktförderungsgesetzes und auCh durch An­
sätze des Budgets möglich sein, in best!immten 
Betrieben Investitionen zu erle ichtern, 50 ist 
das leider sehr spät geschehen. Es muß dn 
Erinnerung gerufen werden, daß im vergan­
genen Budget, das also für die ses Jahr be­
schlossen worden ist, manche diesbezüglidle 
Ansätze gegenüber früher erheblich gekürzt 
worden sind. 

Herr Vizekanzler! Was haben Sie konkret 
für Vorstellungen darüber - nicht nur in 
Oberösterreich, sondern in allen grenznahen 
Bundesländern -, wie die Struktur bestimm­
ter Betriebe gefördert werden k ann, damit sie 
imstande sind, den Dienstnehmern im Inland 
Angebote zu machen, die inetwa kaufkraft­
mäßig jenen im Ausland entsprechen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter ! Ich muß Sie enttäuschen. Ich selbst kann 
überhaupt keine Angebote hinsichtlich der 
Lohn- oder Gehaltsgrundlage m achen. Das �st 
eine Angelegenheit der Wirtschaft, eine Ange­
legenheit der Unternehmer. Daher bin ich mit 
Ihrer zweiten Anfrage überfragt. Ich darf nur 
festhalten, daß wir alles Interesse daran 
haben, gerade auch im Zusammenhang mit 
der Integration, insbesondere jene grenznahen 
Betriebe für die österreichische Volkswirt­
schaft zu erhalten, und daß wir bislang für 
eine direkte Förderung im Rahmen des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes keine gesetz­
liche Grundlage gehabt haben. Wir konnten 
daher bislang keine Mittel zur Verfügung 
stellen. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Dr. Hauser (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

674/M 

Wurde die im Begutachtungsverfahren be­
findliche Betriebsrätegeset;l.Novelle auch von 
der Arbeitsrechtskodifikationskommission begut­
achtet? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Verehrter Herr 
Abgeordneter! Der im Begutachtungsverfah­
ren befindliche Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Betriebsrätegesetz geändert wird, 
ist von der Kommission zur Vorbereitung der 
Kodifikation des Arbeitsrechtes beraten und 
einer Meinungsbildung unterzogen worden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Hauser: Herr Bundesmini­
ster ! Diese Betriebsrätegesetz-Novelle gilt um­
fassend für die ganze Wirtschaft, egal ob ver­
staatlichte Industrie oder private. Sie wird 
nach dem Entwurf auch für den Osterreichi­
schen Rundfunk gelten. Darf ich fragen, ob Sie 
der Meinung sind, daß angesichts der Auf­
gabensteIlung des Rundfunks durch ein G e­
setz verfügt, es nicht allenfalls bedenklich 
wäre, die Einbeziehung des Rundfunks in das 
Betriebsrätegesetz vorzunehmen. 

Die Vorlage bewirkt ja die Veränderung 
des politischen Sinns bestehender anderer Ge­
setze sowohl im Bereich der verstaatlichten 
Industrie, wo ein bestehendes Gesetz die Aus­
gewogenheit des Aufsichtsrates im Kräftever­
hältnis der politischen Parteien des National­
rates sicherstellt, als auch genauso die Ver­
änderung des Aufsichtsrates im Bere,ich des 
Rundfunks, der die Kontrolle über die Durch­
führung dieses gesetzlichen Aufgabenbereiches 
hat. 

Darf lich also fragen, ob Sie aus diesen Er­
"wägungen, weil der Osterreichische Rundfunk 
c: och niebt als ein Unternehmen wie jedes 
andere wirtschaftliche Unternehmen, das pro­
duziert, anzusehen 'ist, Bedenken hätten gegen 
diesen Ihren Vorschlag? 

Präside�t: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe keine Bedenken. (Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Im übl'ügen darf ich doch festhalten, daß wir 
bei der Behandlung der Materie vom gegebe­
nen Rechtsstandpunkt ausgegangen slind. Wir 
haben bislang auch keine Differenzierung für 
einzelne Unternehmungen im Rahmen des Be­
triebsrätegesetzes festgehalten. Sie mögen 
vielleicht j etzt argumentieren und sagen : 
Wenn zwei von zehn, zwölf oder gar 20 dort 
vertreten sind, hat das keine Auswirkungen !  
- Ich glaube, daß man vom Ressort aus diese 
Frage überhaupt nicht parteipolitisch betrach­
ten kann , sondern nur vorn Grundsätzlidlen, 
und der Grundsatz für die Vertretung von 
Betr�ebsräten ,im Aufsichtsrat liegt in dem seit 
Jahren immer wieder in der Offentlichkeit, 
vor al lem auch von Gewerksdlaftern, aber 

auch von Arbeitnehmern der poNtischen Grup­
pen, festgelegten Verlangen, d aß sie auf das 
wlirtschaftliche Geschehen im Betrieb Einfluß 
nehmen wollen. Diese Einflußnahme ist j a  
nicht nur eine österreichische Angelegenheit. 
Bekanntlich beschäftigt man sich auch in ande­
ren Ländern mit ähnlichen oder gar gleichen 
Problemen. Einer der Wege ist eben in der 
Weise gegeben, daß man im Aufsichtsrat eine 
entsprechende Vertretung bekommt. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Hauser: Herr Bundesmini­
ster ! Ich möchte mich in der heutigen Frage­
stunde nicht mit dem großen Problem der 
Mitbestimmung befassen, aber ich möchte Sie 
fragen, ob die Besonderheiten einer Unter­
nehmensform niCht auch die Besonderheit einer 
Lösung der Frage der Mitbestimmung recht­
fertigen. 

Darf ich in diesem Zusammenhang speziell, 
an meine erste Frage anknüpfend, fragen : 
Welche Bedeutung werden Sie dem Umstand 
beimessen, daß die Arbeitsrechtskodifika­
tionskommission, von der Sie gesprochen 
haben und die schon begutachtet hat, die Bin­
beziehung des Osterreichischen Rundfunks in 
diese Betriebsrätegesetz-Novelle mit 1 0 : 6, 
mit Stimmen zum Teil von Vertretern, die 
Ihnen nahestehen, abgelehnt hat? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Darf ich sagen, daß 
es sich hier nicht nur um die konkrete Frage 
Rundfunk handelt, sondern es gibt auch eine 
Reihe anderer Einrichtungen in Osterreich, die 
auf die öffentliche Meinungsbildung und auf 
d a s gesellschaftliche Leben Einfluß haben. So­
lange wir hier nicht grundsätzlich zu dieser 
Frage Stellung genommen haben, wie das 
etwa bereits im Bereich des Betriebsrätegeset­
zes geschehen ist, wo bestimmte Betriebe von 
Vertretungen durch Betriebsräte im Aufsichts­
rat ausgenommen wurden, soll dieser Fragen­
bereich eben noch weiter diskutiert werden. 

Was nun die Meinung des Beirates oder 
des Arbeitskreises anlangt, darf ich sagen, 
daß man hier von Uberlegungen ausgegangen 
ist, die sicherlich vom Standpunkt des einzel­
nen zu berücksichtigen sind, aber die für die 
Gesamtlösung des Problems, nachdem dieser 
Arbeitskreis eine beratende Funktion hat, 
nicht entscheidend sind. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: Anfrage 7 :  Herr Abgeordneter 
MeißI (F PO) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft. 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 79

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzung - 1 8. Oktober 1972 3727 

631/M 

Hat die vom Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft eingeleitete Untersu�hung 
j ener Fälle von Weinfälschung, die der Öffent­
lichkeit durch Zeitungsmeldungen bekannt­
geworden sind, bereits zu konkreten Ergebnissen 
geführt ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Abge­
ordneter Meißl ! In Ihrer Anfrage sprechen Sie 
von Weinfälschungen, die der Offentlichkeit 
durch Zeitungsmeldungen bekanntgeworden 
sind. 

Hiezu möchte ich zunächst darauf verweisen, 
daß in diesen Meldungen über Mißstände nur 
in sehr allgemeiner und unkonkreter Form 
berichtet wurde. Ich bin aus rechtsstaatlichen 
Erwägungen sowie im Interesse der Erzeuger 
und Verbraucher sehr daran interessiert, bier 
Klarheit zu schaffen und die Offentlichkeit 
wahrheitsgemäß zu informieren. Daher habe 
ich alle Stellen, die in diesem Zusammenhang 
an mich herangetreten sind, gebeten, mir im 
Falle des Bekanntwerdens konkreter Unzu­
kömmlichkeiten jene Fakten zu übermitteln, 
die mir ein wirkungsvolles Einsebreiten er­
möglichen. 

B ei den in den Zeitungsmeldungen angezo­
genen Fakten handelt es sich überdies um 
solche, die doch meistens schon Jahre zurü<k­
liegen. Sie wurden von den Bundeskellerei­
inspektoren pflichtgemäß der Untersuchung 
durch die zuständige Bundesanstalt und in der 
Fol ge einer strafgerichUichen Ahndung zuge­
führt. 

Ich darf Ihnen, Herr Abgeordneter, nur einen 
kurzen Bericht über die Tätigkeit der Bundes­
kellereiinspektoren aus dem Jahre 197 1  geben , 
wonach 6600 Betriebe kontrolliert wurden. In 
4 1 4  Fällen wurden wegen des Verdachtes eines 
gesetzwidrigen Zustandes Proben gezogen, auf 
Grund derer dann in 183 Fällen Anzeige an 
das Strafgerkht erstattet wurde. 

Ein einziger von der Presse angezogener 
Vorfall ist noch aktuell .  Die gezogenen Proben 
werden derzeit untersucht. Die Frage der An­
zeige an das Gericht ist daher noch offen. 

Ich werde mich um eine möglichst zügige 
Durchführung der notwendigen Untersuchun­
gen und Klarstellungen bemühen und die 
Offentlichkeit so bald als möglich von dem 
erzielten Ergebnis in Kenntnis setzen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Sie haben uns eine Statistik über das gegeben, 
was von Ihnen veranlaßt wurde. Ich glaube, 
die Offentlichkeit interessiert aber weit mehr, 

wie es wirklich um die österreichische Wein­
wirtschaft bestellt ist und wieweit die not­
wendigen Gesetze - das Weingesetz 1 961 
sowie die Novellierungen 1971 und 1 972 -
nunmehr wirksame Maßnahmen gewährlei­
sten, daß dem österreichischen Weinexport 
- und es geht ja im wesentlichen darum -
kein Schaden erwächst. 

Herr Bundesminister 1 Ich darf daher an Sie 
die Frage riebten - es wird 'in der Pre s s e  
auch davon gesprochen, daß von Ihnen e ine 
Untersuchung veranlaßt wurde -, wie weit 
die in der Presse erhobenen Anwürfe geg en 
Beamte Ihres Hauses zu Recht bestehen. 
Stimmt es, daß von Ihnen eine Kommission 
eingesetzt wurde? Bis wann ist mit einem Er­
gebnis zu rechnen? Ich darf dazu nur sagen, 
daß die Offentlichkeit sehr daran interess i e rt 
ist. Wenn es Verfehlungen gab, sollen s ie  
natürlich geahndet werden. Sonst müßte der  
gute Ruf schleunigst wiederhergestellt werden. 

Herr Bundesminister! Darf ich nun konkret 
die Frage stellen : W,ie weit steht es mit dieser  
Untersuchungskommission,  und halten Sie die 
Novellierungen 1971  und 1972 des Weinge­
s etzes für gesetzlich wirksame Maßnahmen, 
um den Export sicherzustellen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Darf ich vielleicht zur zweiten 
Frage betreffend den Export folgendes fest­
stellen : Durch das zwischen Osterreich und 
der Gemeinschaft am 4.  November 1970 abge­
s chlossene Garantieabkommen konnte Wein 
mit 100 Prozent österreichischen Ursprungs 
unter Beifügung eines speZliell vereinbarten 
Zeugnisses, des berühmten "weißen Zeugnis­
ses",  ohne Belastung durch eine zusätzliche 
Ausgleichsabgabe exportiert werden; nur zum 
normalen Zolls atz. 

Uber Betreiben des Handels wurde dieses 
Garantieabkommen j edoch nicht für sämtliche 
österreichischen Exporte als verbindlich er­
klärt, sondern es konnten darüber hinaus auch 
österreichische We'ine - allerdings unter der 
Voraussetzung, daß sie ebenfalls 1 00 Prozent 
österreichischen Ursprungs sind - ohne wei­
ßes Zeugnis in die Gemeinschaft gel<iefert wer­
den.  Hiefür mußte j edoch neben dem normalen 
Zoll noch eine Ausgleichsabgabe bezahlt wer­
den , die in etwa bei Weißwein zwischen 65 

und 68 Pfennig pro Liter liegt und bei Rotwein 
in etwa bei 50 Pfennig pro Liter. 

Wie wir nun durch verschiedene Erhebun­
gen festgestellt haben, haben österreichische 
P,irmen Wein aus Oststaaten entweder ver­
schnitten mit österreichischem Wein in Zoll­
freilagern oder unverschnitten ohne Berüh-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

rung österreichischen Zollgebietes vor allem 
in die Bundesrepublik Deutschland geliefert, 
und das ist ja auch eine der in der Presse 
aufgestellten Behauptungen. Diese Sendungen 
waren teilweise mit dem früher zwischen der 
BRD und Osterreich vereinbarten grünen Ur­
sprungszeugnis begleitet, welches theoretisch 
eine Verschnittmöglichkeit zugelassen hat. 
oder erfolgten ohne j ede Art von Zeugnis 
ledigllich mit einer Faktura des österreichi­
schen Exporteurs. Dieser Wein wurde sodann 
in der Bundesrepublik zur Untersuchung ge­
stellt, und, falls die Analysen entsprachen, 
wurde er als verkehrsfähig erklärt. Von den 
deutschen Importeuren wurde er dann meist 
als österreichischer Wein deklariert. 

Um dies abzustellen, wurde :im Februar des 
heurigen Jahres vereinbart, daß auch öster­
re'ichischer Faßwein nur mit dem weißen Ur­
sprungszeugnis versehen exportiert werden 
kann. Es besteht aber heute noch immer die 
Möglichkeit, ohne jedes österreichische Zeug­
nis Wein in die BRD zu liefern und nach Unter­
suchung durch deutsche Stellen - unbefugt, 
muß man hier wohl sagen - als österreichi­
schen Wein in Verkehr zu setzen. 

Dieses Verfahren kann erst abgestellt wer­
den, wenn der Anhang zum Garantieabkom­
men mit der EWG. welcher seinerzeit Oster­
reich allein zugestanden wurde und besagt, 
daß alle aus der Republik Osterreich nach der 
Gemeinschaft ausgeführten Weine, denen 
keine Ausfuhrbescheinigung beiliegt, als ver­
schnittene Weine behandelt werden, formell 
außer Kraft gesetzt wird. Dann erst wird es 
nicht mehr möglich sein, Verschnittweine oder 
Drittlandweine als österreichische Weine zu 
bezerichnen. 

Wir sind derzeit in den Schlußverhandlun­
gen mit der EWG darüber, daß dieser Anhang 
zum Garanbieabkommen außer Kraft gesetzt 
wird. Die Sache dürfte, wie ich hoffe, noch in 
dieser Woche positiv erledigt werden können. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr . Bundesminister ! 
Sie haben meine Frage nicht beantwortet : Wie 
weit steht es mit der von Ihnen eingesetzten 
Kommission zur Uberprüfung dieser in der 
Presse aufgezeigten Vorfälle? Die Offentlich­
keit und vor allem der Inländer ist interessiert, 
unverfälschten Wein zu bekommen. Für den 
Export wollen wir das mühsam aufgebaute 
Exportgeschäft erhalten und ausbauen. Darf 
idl Sie daher bitten, meine erste Frage zu 
beantworten, und zweitens die konkrete Frage 
stellen : Sind die Weingesetznovellen 1 971  und 
1 972 Voraussetzung oder Gesetz genug, um 
die Exportsituation wirkLiCh entsprechend zu 
bereinigen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl .-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Meißl ! In meiner Beantwortung 
habe ich darauf hingewiesen, daß die in den 
Ze!itungen aufgezeigten Fälle mit Ausnahme 
eines Falles bereits Jahre zurückliegen und 
auch der strafgerichtlichen Ahndung zugeführt 
worden sind. Zum zweiten: Ein einziger Fall 
steht, wie gesagt, noch offen. Die Proben llie­
gen derzeit bei der Untersuchungs anstalt, und 
wir können erst auf Grund des Ergebnisses 
die entsprechenden Schritte beim Strafgericht 
einleiten. 

Zum dritten : Die von Ihnen gewiinschte 
Aufklärung, welche Maßnahmen getroffen wer­
den. um die österreichischen Exporte weiter 
zu ermögliChen, habe ich - wie ich glaube,  
sehr eingehend - durch die Beantwortung 
Ihrer ersten Zusatzfrage gegeben, daß wir von 
seiten der EWG erst die Voraussetzungen 
schaffen müssen, daß der Anhang zum Garan­
tieabkommen außer Kraft gesetzt wird und die 
EWG österreichischen Wein nur dann aner­
kennt, wenn er mit dem weißen Ursprungs­
zeugnis versehen ist. 

Zum vierten darf ich Ihnen noch sagen, daß 
die Anschuldigungen gegen Beamte meines 
Ressorts von seiten der Finanzprokuratur bei 
der Staatsanwaltschaft zur Anzeige gebracht 
worden sind. (Abg. M e  i ß 1: Keine Beantwor­
tung!) 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Pfeifer (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

664JM 

Liegen bereits Zwischenergebnisse der Über­
prüfung der Behanptu�g vor, wonach bei der 
Wein produktion in Osterreich Fälschungen 
größeren Ausmaßes vorkommen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter Pfeifer ! Ich habe dem Herrn 
Abgeordneten MeißI bereits sehr ausführlich 
geantwortet. Ich kann Ihnen als ZwisChen­
ergebnis sagen, daß nur noch ein einziger Fall ,  
der ;in der Presse veröffent1:icht wurde, bei 
der Untersuchungs anstalt Hegt, dort unter­
sucht wird und daß auf Grund des Ergebnisses 
dann, wenn erforderlich, die Strafanzeige er­
folgen wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pfeifer : Herr Bundesminister ! 
Die Osterreichische Volkspartei hat bei der 
Beschlußfassung über das Weingesetz wich­
tige Kontrollbestimmungen abgelehnt. Ich 
frage Sie, Herr Bundesminister : Sind Sie der 
Meinung, daß die derzeitigen Kontrollbestim­
mungen, wie sie im Weingesetz enthalten 
Siind, ausreidlend sind? 
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Präsident : Herr Minister. 

Bundesminis ter Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter Pfeifer! Wenn im die Qualität 
des österreichis chen Weines streng kontrollie­
ren will, dann gibt es nur eine Möglimkeit: 
das in Form eines Kellerbuches zu machen, 
welches vom Produzenten weg die Bewegung 
des Weines b i s  zum Konsumenten erfaßt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pfeifer: Bekanntlim, Herr 
Bundesminister, laufen seit Jahren mit 
Deutsmland Verhandlungen zum gegensei­
tigen Schutz v on Herkunftsbezeichnungen. Ich 
möchte Sie daher fragen : Gibt es derzeit be­
reits ein Ergebnis dieser Verhandlungen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminis ter Dipl.-Ing. Dr. Vleihs: Die 
Verhandlungen sind noch nimt abgesmlossen. 
Wir können a ber, wie ich meine, mit gutem 
Glauben damit rechnen, daß sie für Osterreich 
positiv abgeschlossen werden. 

Präsident: Wir kommen zur 9. Anfrage : 
Herr Abgeordneter Hietl (OVP) an den Herrn 
Bundesminister. 

629/M 

Wurden die in �ressemeldungen und Belang ­

sendungen der SPO erhobenen Vorwürfe gegen­
über der österreichischen Weinwirtschaft durch 
die von Ihnen in Angriff genommenen Unter­
suchungen erhärtet oder widerlegt ? 

Präsident: B itte, Herr Minister. 

Bundesminis ter Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Hietl ! Ich habe, wie ich glaube, 
ja sehr ausführlich dem Herrn Abgeordneten 
MeißI und auch dem Herrn Abgeordneten 
Pfeifer geantwortet; Ihre Frage ist ja praktisch 
"gleichsinnig" . 

Ich darf ebenfalls sagen, daß nur ein Fall 
noch nicht geklärt ist, weil derzeit nom die 
Untersuchungen bei der Untersuchungsanstalt 
laufen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter HieU: Herr Bundesminister! 
Sie haben erklärt, die Mehrheit der Fakten 
liege bereits J ahre zurück. Im muß dazu fest­
stellen, daß sich jene Fakten, die diesen Presse­
kr�eg und Belangsendungskrieg der SPO aus­
gelöst haben, durchwegs im Jahre 1 972 abge­
spielt haben. 

Abgesehen von den verschiedenen abwei­
chenden Zahlen, die keineswegs stimmen -
das gilt vor allem für j ene, die in der SPO­
Belangsendung gebracht wurden -, darf ich 
jetzt einmal eine konkrete Frage stellen. 

Der burgenländische Landtagsabgeordnete 
Peck hat �n einem Schreiben, das veröffent­
limt wurde, erklärt, er bitte gleimzeitig den 
Landwirtschaftsminister, durch Versetzungen 
innerhalb des Ministeriums neue Leute in 
diese verste-inerten Abteilungen zu bflingen. 

Herr Bundesministerl Ich bin der Uberzeu­
gung und der sicheren Meinung, daß die 
Beamtenschaft hier ihren korrekten Weg geht, 
der eben in ihrem Fall notwendig list. 

Sind Sie ,  Herr Minister, bereit, der Äuße­
rung des burgenländischen Landtagsabgeord­
neten entgegenzutreten? Ich nehme doch an, 
daß Sie als zuständiger Ressortminister diesen 
Dingen sehr energisch entgegentreten werden. 

Präsident:  Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter ! Ich habe bereits in der Beant­
wortung an den Herrn Abgeordneten MeißI 
festgestellt, daß im alle jene, die :irgendweldle 
Anwürfe, irgendwelche Bemerkungen zu der 
Frage der Weinverfälschung gemaCht haben, 
gebeten habe, mir sämtlime Fakten zur Ver­
fügung zu stellen, damit lieh Grundlagen tür 
entsprechende Maßnahmen bekomme. 

Ich habe allerdings bis heute nom keine 
Antwort auf meinen Brief bekommen. (Abg. 
B r a  n d  s t ä t t e  r: Aha!) Pardon ! Im habe den 
Herren eine FI1ist von 1 4  Tagen gegeben. 
Der Brief ist  vor zirka zehn Tagen, als in der 
Zeitung diese Kampagne begonnen wurde, von 
mir abgeschickt worden. 

Präsident : Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Hien: Herr Bundesminister! 
Im nehme an, daß Sie naCh Ablauf dieser 
Frist, wenn Sie diesen BI1ief bekommen, auf 
die hier in diesem Brief aufsmeinenden Äuße­
rungen entspremend reagieren werden. 

Im darf nun zur zweiten Frage kommen. Da 
es ;in den Presseberichten allgemein hieß, der 
Bundesverband und die zuständigen Abge­
ordneten des Weinbaues kümmerten sim an­
scheinend um diese Angelegenheit nicht, darf 
im feststellen, daß bereits in einem Sdlreiben 
vom 8. 9. 1 97 1  ein Forderungsprogramm des 
Bundesverbandes aufgestellt wurde, lin dem 
alle diese Fakten enthalten sind. Im verweise 
ferner auf ein Fernschreiben der Präsidenten­
konferenz an das Landwirtschaftsminristerium 
vom 16.  März 1972, worin auf die versChie­
denen Mißstände von nicht vorhandenen Ur­
sprungszeugnissen hingewiesen wurde, wei­
ters auf eine Resolution der Landwirtschafts­
kammer von Niederösterreich vom 21 . April 
1972. 

Ihre Antwort, Herr Bundesminister, vom 

25. Mai 1 972 lautete, daß Ihnen diese Unzu-
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Hiell 

kömmlichkeiten bekannt sind und daß sofort 
alle Maßnahmen gesetzt werden, um dies zur 
Abstellung zu bringen. 

Welche Maßnahmen wurden hier unternom­
men? 

Sie haben außerdem darauf hingewiesen, 
Sie hätten eine Verordnung auf Grundlage des 
§ 12 des Außenhandelsgesetzes 1968 ange­
kündigt. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellern übermittelt. Diese An­
fragebeantwortungen wurden auch vervielfäl­
tigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

SdIriftführer Pr. Fiedler: Von der Bundes-Darf ich fragen : Wann kommt diese? Wann 
kommt dile Verordnung zum Weingütesiegel, regierung sind folgende Regierungsvorlagen 

das ja ebenfalls zur Förderung und zum eingelangt : 

Schutze des Qualitätsweines geschaffen wurde? Ergänzung bzw. Abänderung der Regie-

Wann kommt die vom Kollegen Pfeifer in 
der vorigen Anfrage zum Weingesetz ange­
führte Verordnung? Sie kennen unsere Stel­
lungnahme zu der Weinverordnung. Wir sind 
mit den Fakten, wie wir bei der Behandlung 
der Materie sehr deutJ:ich gesagt haben, nicht 
immer einverstanden, nachdem die von Ihnen 
selbst mit 1. Oktober terminisierte Verord­
nung bis heute nkht gekommen ist. Ich will 
nicht behaupten, daß die burgenländischen 
Landtagswahlen daran schuld waren. Es wer­
den wahrscheinlich technische Schwierigkeiten 
sein. Oder ist es so, daß Sie doch, Herr Bun­
desminister - das würde mich freuen -, auf 
unsere Anregungen schon bei der Debatte 
zum Weingesetz eingehen werden und die 
Verordnung vielleicht doch in diesem Sinne 
bringen würden? 

Ich könnte diesen Katalog noch fortsetzen, 
aber idl glaube, auf Grund der knappen Zeit 
können wir uns für heute damit begnügen. 
Ich darf um die Beantwortung meiner Fragen 
bitten. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneterl ICh darf Ihnen zu all diesen 
Fragen nur eines sagen : Sie selbst wissen 
- ich weiß nicht, ob Sie damit befaßt sind -, 
daß diese Verordnungen 'im Einvernehmen 
mit den Interessenvertretungen ausgearbeitet 
werden. Wenn es hier noch Schwierigkeiten 
gibt, so liegt das nicht beim Ressort, sondern 
an verschiedenen Meinungen, Meinungsdiffe­
renzen, die erst, wie man so schön sagt, unter 
einen Hut gebracht werden müssen. 

Ich darf Ihnen versichern, daß Sie entspre­
chende Verordnungen bekommen werden, die 
in Zukunft, soweit das überhaupt möglidI ist, 
verhindern sollen, daß österreichischer Wein, 
als solcher deklartiert, nicht österreichJischen 
Ursprungs ist. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Die Fragestunde ist be endet. 

rungsvorlage vom 24. Mai 1 972, 346 der Bei­
lagen zu den stenographischen Protokollen des 
Nationalrates der XIII. Gesetzgebungsperiode, 
betreffend ein Bundesgesetz betreffend ent­
geltliChe Veräußerung von unbeweglichem 
Bundesvermögen (Zu 346 der Beilagen) ; 

Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 973 (460 
und Zu 460 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbestruk­
turverbesserungsgesetz 1 969 geändert 
wird (Gewerbestrukturverbesserungsgesetz­
Novelle) (463 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
Kartelle und Vorschriften zur Erhaltung der 
Wettbewerbs freiheit erlassen werden (Kartell­
gesetz) (473 der Beilagen) ; 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft (485 der Beilagen) ; 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich einerseits und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinsmaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinsmaft für 
Kohle und Stahl andererseits (486 der Beila­
gen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversirnerungsgesetz abgeän­
dert wird (4. Novelle zum Beamten-Kranken­
und Unfallversicherungsgesetz) (487 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerblime 
SeI bständigen -Kr ankenversi cherungsgesetz 
abgeändert wird (1 . Novelle zum Gewerb­
lirnen Selbständigen -Krankenversic.herungsge­
setz) (488 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Bedeckung des Ab­
ganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge­
sChäftsjahr 1973 (498 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Durchführung der 
Zollbestimmungen des Abkommens zwismen 
der Republik Osterreich und der Europäischen 
Wirtsmaftsgemeinschaft sowie des Abkom-
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Sduiftführer 
mens zwischen der Republik Osterreich einer­
seits und den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl andererseits (EG-Abkommen-Durchfüh­
rungsgesetz) (499 der Beilagen) . 

Präsident: Danke. Die vom Herrn Schrift­
führer verlesenen Regierungsvorlagen werde 
ich gemäß § 41 Abs. 4 GOG in der nächsten 
Sitzung zuweisen. 

Hinsichtlich des Bundesfinanzgesetzes für 
das Jahr 1 973 (460 und Zu 460 der Beilagen) 
liegt ein Antrag des Abgeordneten Gratz vor, 
dieses in erste Lesung zu nehmen. 

Ich lasse hierüber abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die dem Antrag des Ab­
geordneten Gratz ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben . - Der Antrag ist 
einstimmig angenommen. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
folgt: 

dem Finanz- und BUdgetausschuß : 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
betreffend Haftungsübernahmen des Bundes 
im 1 .  Halbjahr 1 972 (III-63 der Beilagen) und 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über die Revision und Erweiterung des lang­
fristigen Investitionsprogramms des Bundes 
für die Jahre 1 972-1981 (III-64 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion : 

B ericht der Bundesregierung zu den Global­
abkommen zwischen Osterreich und den Euro­
päischen Gemeinschaften (III-65 der Beilagen) . 

Ankündigung von dringlichen Anfragen 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, gemäß § 13 des Gesdläftsordnungs­
gesetzes über die in der heutigen Sitzung 
eingebrachten Anfragen der Abgeordneten 
Dr. Koren, Peter und Genossen an den Herrn 
Bundeskanzler und den Herrn Finanzminister 
betreffend inflationäre EntwiCklung und vor­
zeitige Veröffentlichung von Budgetziffern 
eine Debatte abzuführen. 

Das bedeutet, diese Anfrage als dringlich 
zu behandeln. Da dieser Dringlichkeitsantrag 
von zwanzig Abgeordneten unterstützt ist, ist 
ihm ohne weiteres stattzugeben. Ich werde die 
Behandlung dieser dringlichen Anfrage sofort 
vornehmen. 

Es ist mir weiters der Vorschlag zugekom­
men, gemäß § 73 des Geschäftsordnungsgeset­
zes über die in der heutigen Sitzung einge­
brachte Anfrage der AbgeordnetEm Zeillinger, 
Tödling und Genossen an den Bundeskanzler 

und den Bundesminister für Landesverteidi­
gung betreffend Einsetzung des "Aufstellungs­
stabes Bereitschaftstruppe" eine Debatte ab­
zuführen. 

Das bedeutet, daß diese Anfrage audl als 
dringlich zu behandeln i st. Idl werde ihr, nach-­
dem sie gleichfalls von zwanzig Abgeordneten 
unterstützt ist, ohneweiters stattgeben. Ich 
werde die Behandlung dieser dringlichen An­
frage im Ansch.luß an die Behandlung der 
dringlichen Anfrage der Abgeordneten Doktor 
Koren, Peter und Genossen vornehmen. 

Dringlidle A
/
nfrage 

der Abgeordneten Dr. Koren, Peter. Doktor 
Kohlmaier. Dr. Broesigke und Genossen an 
den Bundeskanzler und den Bundesminister 
für Finanzen betreffend infiationäre Entwitk­
Jung und vorzeitige Veröffentlichung von Bud--

getziffern 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Be­
handlung der dringlichen Anfrage der Abge-­
ordneten Dr. Koren, Peter und Genossen. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, Abgeord-­
neten Dr. Fiedler, die Anfrage zu verlesen. 

SChriftführer Dr. Fiedler: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Koren, Peter, Doktor 
Kohlmaier, Dr. Broesigke und Genossen an 
den Bundeskanzler und den Bundesminister 
für Finanzen betreffend inflationäre EntwiCk­
lung und vorzeitige Veröffentlichung von Bud­
getziffern. 

Seit zweieinhalb Jahren ist eine immer be­
denklicher werdende inflatorische Entwicklung 
in Osterreich festzustellen. Die längste Periode 
rapid steigender Preise s eit der Stabilisierung 
des Schilling im Jahre 1 952 brachte den Oster­
reichem seit der Amtsübernahme der Regie­
rungsgeschäfte durch das SPO-Kabinett im 
April 1910 eine Geldwertverdünnung von 
etwa 1 5  Prozent. Für das  Jahr 1 973 hat nun 
darüber hinaus der Finanzminister von sich 
aus Teuerungsraten von mehr als 7 Prozent 
prophezeit, ohne daß er umgehend einen Maß-­
nahmenkatalog zur Bekämpfung der Inflation 
vorgelegt hat. 

Die Ankündigung, daß einem kleinen Teil 
der Pensionisten jetzt einzelne Preiserhöhun­
gen abgegolten werden sollen, läßt befürchten, 
daß selbst die verbesserte Pensionsdynamik 
nicht mehr ausreicht, die Steigerung der 
Lebenshaltungskosten für die alten Menschen 
abzudecken. Es muß befürchtet werden, daß 
an die Stelle der Rentengerechtigkeit der 
Rückfall in das frühere System oft unzurei­
chender Einzelzuwendungen tritt. 

Abgeordnete der Osterreichischen Volkspar­
tei haben am 25. Juli 1 972 eine Reihe von 
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Sduiftffthrer 
Anfragen an die Mitglieder der Bundesregie­
rung gerichtet, in denen sie unter anderem 
Aufklärung über die Veränderung des Dienst­
postenplanes im Jahre 1973, über die von den 
einzelnen Ressorts gestellten Anforderungen 
an den Bundesvoranschlag 1 973 und über den 
Gesamtrahmen der Einnahmen und Ausgaben 
nach den Beamtenverhandlungen verlangten. 
Diesen Abgeordneten sind jedodl durchwegs 
ablehnende Antworten zugekommen. Im 
Gegensatz dazu wurden laufend exakte Zif­
fern über den Bundesvoransdllag 1 973 und 
den Dienstpostenplan in die Offentlidlkeit ge­
·bracht. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten da­
ber an den Bundeskanzler folgende 

A n f r  a g e : 

1 .  Haben Sie den Auftrag des Artikels 5 1  
Abs. 1 der Bundesverfassung, den Inhalt des 
Bundesvoransdllages nicht vor Beginn der Be­
ratungen im Nationalrat zu veröffentlichen, 
auch außerhalb des Parlaments in vollem Um­
fang beachtet? 

2 .  Auf Grund welcher Berechnungen erklär­
ten Sie in Ihrer Pressekonferenz am 5. 10.  1 972, 
daß die Rentnereinkommen "weit rascher ge­
stiegen· ' seien als der Index der Lebenshal­
tungskosten? 

Darüber hinaus dchten die unterfertigten 
Abgeordneten an den Bundesminister für Fi­
nanzen folgende 

A n  f r a  g e :  

1 .  Haben Sie den Auftrag des Artikels 5 1  
Abs. 1 der Bundesverfassung, den Inhalt des 
Bundesvoranschlages nicht vor Beginn der Be­
ratungen im Nationalrat zu veröffentlichen, 
auch außerhalb des Parlaments in vollem Um­
fang beachtet? 

2 .  Welche Gründe waren maßgebend, ledig­
lich für einen kleinen Teil von Rentnern und 
Pensionisten eine minimale Teuerungsabgel­
tung vorzuschlagen? 

3. Welche Teuerungsrate ist ,in den ersten 
drei Monaten des Jahres 1 973 zu erwarten? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung 
dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeichner Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Koren als erstem Anfrage­
steller zur Begründung der Anfrage gemäß 
§ 73 der Geschäftsordnung das Wort. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren! Die heutige 
dringliche Anfrage hat bei der Regierungs-

partei - das entnehme ich der heutigen 
"Arbeiter-Zeitung" - offenbar Unmut aus­
gelöst, weil die Darstellung gewählt worden 
ist. als sei eine dringliche Anfrage, mit der 
die Budgetrede vielleicht um einige Stunden 
verschoben wird, geradezu die Störung eines 
staatspol,itischen Aktes. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte nur 
daran erinnern, daß auch in der Vergangen­
heit Budgetreden sehr wohl als Auseinander­
setzungsgegenstände in diesem Haus aufge­
faßt wurden. So wurde etwa 1 968 während 
einer Budgetrede die Sitzung unterbrochen 
und am 21 . Oktober 1 969 in der gleichen Sit­
zung von Ihnen, Herr Abgeordneter Gratz, 
ebenfalls eine dI1ingliche Anfrage eingebradlt. 

Daß wir heute eine zweite Sitzung haben, 
haben nicht wir begehrt, sondern die soziali­
stische Fraktion, weil die . Ubersetzungen des 
EWG-Globalabkommens. die wir übermorgen 
schon behandeln sollen, nicht rechtzeitig ver­
fügbar waren , und daß wir uns, sobald dazu 
die Möglichkeit bestand, die Gelegenheit ver­
schaffen wollten und verschaffen mußten, über 
wirtschaftliche Fragen hier zu reden. die Sie 
in den letzten drei Monaten in einer Weise 
"voreskaliert" haben, das war, glaube �d1, 
vorauszusehen. Denn Sie haben in den letzten 
drei Monaten die Waffenungleichheit zwischen 
Regierung und Opposition weidliich ausge­
nützt. Alle unsere Fragen, die wir vor dem 
Schluß der Sommersession. die wir im Verlauf 
des Sommers in der Sondersitzung zu den in 
der Offentlichkeit von Ihnen immer wieder 
aufgeworfenen Budgetfragen, zu den Zahlen, 
die gemeldet wurden, zu den Aussagen, die 
die Minister gemaCht hatten, eingebracht 
haben, sind von den angesprochenen Ministern 
mit dem Hinweis auf den Artikel 51 der Bun­
desverfassung glatt abgelehnt worden (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: So wie Sie!), und, Herr Abge­
ordneter FisCher, genau wie Sie. nur haben 
wir uns dann Ihrer Meinung angeschlossen, 
während Sie anderer Meinung waren, denn 
sonst hätten Sie nicht eine dringliche Anfrage 
eingebracht. Und wir haben Ihnen dann die 
Auskünfte gegeben. Lesen Sie bitte das Pro­
tokoll dieser Sitzung lim vollen Umfang nach. 

Hohes Haus! Es ist heuer aber auch erst­
malig, daß in einem solchen Ausmaß, wie 
dies in den letzten drei Monaten geschehen 
ist, Budgetzahlen. Daten und Informationen 
auf breitester Front in die Offentlichkeit ge­
tragen worden sind. Der Herr Bundeskanzler 
hat in seiner letzten Pressekonferenz seiten­
weise den Dienstpostenplan vorgelesen, aber 
Anfragen, die im Hohen Haus gestellt worden 
sind, mit dem Hinweis auf den Artikel 51 der 
Bundesverfassung glatt abgelehnt. 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)16 von 79

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzlmg - 1 8. Oktober 1972 3733 

Dr. Koren 

Ich bitte Sie also, nehmen Sie diese Anfrage 
als das, was sie ist: eine Reaktion darauf, daß 
Sie drei Monate einseitig Transparenz für sich 
in Anspruch genommen haben und die Opposi­
tion in die Dunkelkammer sperren wollten. 
(Beifall bei der avp.) 

Meine Damen und Herren! Seit nunmehr 
zwei Jahren hat meine Fraktion die s ozialisti­
sche Regierung vor den Folgen der von ihr 
betriebenen Expansionspolitik gewarnt. In der 
Budgetdebatte 1970 über das Budget 1971  
haben wir zum ersten Mal darauf hingewiesen, 
daß die Fortsetzung der expansiven Aus­
gabenpolitik angesichts der bestehenden 
Spannungen einer Hochkonjunktur - der 
weitgehenden Auslastung aller P roduktiv­
kräfte und der dadurch hervorgerufenen ver­
stärkten Preisauftriebstendenzen - einfach 
nicht mehr vertreten werden könne, weil eine 
solche Politik allen Grundsätzen einer anti­
zyklischen, das heißt den Konjunkturverlauf 
normalisierenden Kunjunkturpolitik wider­
spräche. 

Am 28. Oktober 1 970 habe ich Ihnen von 
dieser Stelle aus gesagt, daß Sie mit dem 
Budget 1 971  "den bedenkenlosen Sprung in 
die Fußstapfen der inflationären Expansions­
politik riskieren, wie sie in Europa offenbar 
zum sichtbaren Konzept sozialistisch e r  Regie­
rungen zählt". Trotz damaliger Hochkonjunk­
tur und bedenklich starker Preisauftriebsten­
denzen haben Sie damals eine Steigerung 
des gesamten Budgetausgabenrahmens um 
10 Prozent und ein BruUodefizit von 9,5 Mil­
liarden Schilling für 1 97 1 ,  also ein reines 
Expansionsbudget, beschlossen. 

Nur am Rande möchte ich vermerken, daß 
kaum ein dreiviertel Jahr vorher der Herr 
Bundeskanzler noch festgestellt hat, Defizite 
zwischen 8 und 9 Milliarden seien doch heller 
Wahnsinn. Er hat seine Meinung inzwischen 
geändert. (Rufe bei der avp: Man hört so 
schlecht!) 

Präsident: Die Herren sind bemüht, den 
Fehler zu beheben. Bitte, das liegt an der 
Tedmik. 

Abgeordneter Dr. Koren (fortsetzend) : Ich 

In der weiteren Folge hat der Herr Finanz­
minister im Verlaufe von 1 97 1  zwar einen 
konjunkturgerechten Vollzug des Budgets ver­
sprochen und zuerst von 15 Prozent Aus­
gabenbindungen und gegen Jahresende von 
7prozentigen Kürzungen der Ermessenskredite 
gesprochen, das tatsächliche Ergebnis aber sah 
anders aus. 

Der Rechnungsabschluß 1 97 1  beweist uns 
nämlich, daß die Ausgabenexpansion sogar 
größer gewesen ist, als sie vorgesehen war, 
nämlich 1 1  Prozent, und daß das Defizit, · trotz 
Mehreinnahmen in der Höhe von einigen 
Milliarden, einschließlich der Zunahme der 
Verwaltungsschuld, 9 Milliarden Schilling er­
reicht hat. Das ist der höchste Haushaltsab­
gang, den es in Osterreich j e  gegeben hat 
und das, meine Damen und Herren, in einem 
Jahr stärkster Konjunktur, stärkster Bean­
spruchung aller Produktivkräfte. 

Wir haben Sie neuerlich gewarnt in der 
Debatte über das Budget 1 972,  das unver­
ändert Ihren Weg einer bedingungslosen 
Expansionspolitik erkennen hat lassen. Und 
wir haben seit diesem Frühjahr immer wieder 
auf die Gefahr der unerträglichen Beschleuni­
gung . . .  (Rufe: Die Sitzung muß unterbrochen 
werden! - Unterbrechen wir die Si tzung!) 

Präsident: Die Sitzung ist auf zehn Minuten 
unterbrochen. (Die Sitzung wird um 1 1  Uhr 
21 Minuten unterbrochen und um 1 1  Uhr 
25 Minuten wiederaufgenommen.) 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Die Unterbrechung ist auf 
Grund eines technismen Gebrechens erfolgt. 
Ich möchte den Damen und Herren mitteilen : 
Es kann vorkommen, obwohl vor jeder Sit­
zung die Anlage überprüft wird, daß, so wie 
dies geschehen ist, ein Mikrophon ausfällt. 

Ich darf sagen, daß die Herren, die damit 
befaßt sind, sich bemühen. Zusätzlich ist noch 
die Anlage im Umbau begriffen. Im glaube, 
man soll nicht irgendwelche Schlüsse ziehen, 
wie das, so scheint es, aus der Nervosität 
mancher geschehen ist. (Widerspruch.) Ich 
möchte den Herren, die das Gebrechen be­
hoben haben, danken. 

Wir schreiten in der Sitzung weiter fort. Am 
werde mich bemühen, die eigene Lautstärke Wort ist der Herr Dr. Koren. Bitte.  
zu vergrößern. (Beifall bei der OVP.) 

Sie haben damals alle unsere Bedenken vom 
Tisch gewischt und als Ablenkungsmanöver 
erstmals begonnen, nach der Preispolizei zu 
rufen und Preisgesetze als Ersatz für eine 
konjunkturgemäße Wirtschafts- und Preis­
politik anzubieten. (Abg. L a  n c: Wenn er 
nicht alles lesen würde, könnte er näher zum 
Mikrophon kommen!) Herr Lanc ! Das haben 
Sie nötig gehabt. 

Abgeordneter Dr. Koren (fortse tzend) : Ho­
hes Haus ! Ich hoffe, daß die akustischen 
Transparenzverstopfungen inzwischen beho­
ben sind. (Beiiall bei der OVP.) 

Ich habe bisher vor allem, um es noch 
einmal kurz zu wiederholen, auf unsere War­
nungen und Vorhalte hingewiesen, die wir im 
Verlauf der Budgetdebatten der vergangenen 
zwei Jahre zur wirtschaftlichen Entwicklung 

259 
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Dr. Koren 

gemacht haben, und versucht nachzuweisen, 
daß Sie vom Anfang an von der Regierung 
keinen Wert darauf gelegt haben, Stabilisie­
rungspolitik zu betreiben. Der Rechnungsab­
schluß 1 97 1  - dort, glaube ich, habe ich auf­
gehört - hat das eindeutig bestätigt. 

Wir haben Sie neuerlich gewarnt in der 
Debatte über das Budget 1 972, das unver­
ändert Ihren Weg einer bedingungslosen 
Expans.ionspolitik erkennen hat lassen. Und 
wir haben seit diesem Frühjahr immer wieder 
auf die Gefahr der unerträglichen Beschleuni­
gung der Inflation hingewiesen, die Sie, meine 
Damen und Herren von der Regierung, durch 
ihre Sorglosigkeit und Unbekümmertheit 
gegenüber wirtschaftlichen Fragen in sträf­
licher Weise heraufbeschworen haben. (BeUall 
bei der OVP.) 

Wir haben in einer dringlichen Anfrage am 
3. Feber 1972 auf die Gefahr beängstigender 
Beschleunigung der Inflation hingewiesen. 

Wir haben ein Paket stabilitätspolitischer 
Maßnahmen vorgeschlagen. 

Wir haben immer wieder von der Regierung 
ein wirkungsvolles Stabilisierungskonzept mit 
entsprechenden Maßnahmen verlangt. 

Wir haben vor der Einführung der Mehr­
wertsteuer zu einem unvertretbaren Termin 
gewarnt und darauf hingewiesen, zuletzt in 
der Fernsehdiskussion vom 9. Juni, daß ange­
sichts der überhitzten Konjunktur und der 
ununterbrochen zunehmenden Teuerung das 
Inkrafttreten der Mehrwertsteuer am kommen­
den Jahresbeginn zu einem neuen, unverant­
wortbaren Inflationsschub führen muß. 

Wir haben schließlich in der Wirtschafts­
debatte am Ende der Frühjahrssession Sie 
nochmals an ihre Verantwortung für die nun 
schon fast unvermeidliche bedrohliche Eskala­
tion der Inflation erinnert! 

Wir haben Ihnen damals gesagt, daß wir 
jede MitsChuld an einer Entwicklung ablehnen, 
in der die Inflation offensichtliCh zum kal­
kulierten Bestandteil der Politik gemacht wird ! 
(Beifall bei der OVP.) Weil eine Wachstums­
förderung durCh Geldwertschwund - wie 
Herbert Giersch vom deutschen Sachverstän­
digenrat sagt - nichts anderes ist als eine 
Ausbeutung von Unwissenheit. Er meint da­
mit, daß sie letzten Endes nur auf Kosten der 
Arbeitnehmer, der Pensionisten und der in 
einem harten Strukturprozeß stehenden Bau­
ern und Kleingewerbetreibenden gehen kann. 

Sie haben vom ersten Augenblick Ihrer 
Verantwortungsperiode bis zum Beginn des 
heurigen Sommers alle unsere Kritik, unsere 
Befürchtungen und unsere VorsChläge mit sehr 
leichter Hand abgetan. 

Der Herr Bundeskanzler hat zwei Jahre 
lang mit einigem Erfolg das Karussell der 
Ablenkung gedreht, die Geldwertverdünnung, 
die er einst unter dem Motto "Damit das 
Kaufen wieder Freude macht, wählt SPO , , ,  
(Zustimmung bei der OVP.) wütend bekämpft 
hat, nun als unabwendbares Schicksal, als 
vorn Ausland kommend, als geringer als in 
anderen Ländern und so weiter hoffähig zu 
machen gesurnt. Die Verunsicherung von 
Medien, die Diskussion um Preisgesetze, die 
Ankündigung - aber leider nirnt die Ver­
wirklichung - von Maßnahmen und opti­
mistische Fehlprognosen waren die Ingredien­
zien Ihrer Anti-Inflationspolitik bis zum Som­
mer dieses Jahres, und ich möchte diese Politik 
als eine "Politik der psychologischen Ver­
drängung des Inflationsbewußtseins" bezeich­
nen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Tatsache aber war, daß diese Regierung vom 
Frühjahr 1 970 bis zum Sommer 1972 in keiner 
Phase dem Stabilitätsziel mehr als eine letzt­
rangige Bedeutung zugemessen hat. Das be­
weist die Tatsache, daß in dieser Zeit keines 
der wesentlichen und wirkungsvollen und 
entscheidenden wirtschaftspolitischen Instru­
mente auch nur annähernd konjunkturgerecht 
eingesetzt worden wäre : die Budgetpolitik als 
der eine Pfeiler der Konjunkturpolitik ist in 
einem Ausmaß expansiv geblieben, das heißt, 
auf NaChfragesteigerung ausgeriChtet, wie sie 
bestenfalls in konjunkturellen Schwächeperio­
den, nicht aber in Uberhitzungsperioden ver­
treten werden kann. Entgegen allen Behaup­
tungen des Finanzministers über einen "kon­
junkturgerechten Budgetvollzug" war der 
Budgetvollzug 197 1 ,  also im Vorjahr, keines­
wegs konjunkturgerecht, sondern eindeutig 
expansiv, wie ich vorhin schon nachgewiesen 
habe. 

Für 1 972 steht j etzt schon außer Frage, daß 
der im Voranschlag präliminierte Ausgaben­
rahmen von 1 23 Milliarden Schilling - und 
das entspraCh einer Steigerungsrate von 
1 1  Prozent - um mehrere Milliarden über­
schritten werden wird, während die angekün­
digten Abstriche von 7 Prozent - wenn sie 
überhaupt vorgenommen werden sollten -
kaum anders wirken können und werden als 
im Vorjahr, als die angeblich eingesparten 
Beträge einfach über das Jahresende bei den 
Lieferanten schuldig geblieben worden sind. 
Denn die Verwaltungsschuld ist per Ende 1 971 

stärker gestiegen, als den vom Finanzminister 
angekündigten Einschränkungen der Ermes­
senskredite entsprochen hat. 

Die zweite Säule der Konjunkturpolitik, die 
Geld- und Kreditpolitik, ist bis zum Sommer 
1 972 in keinem Augenblick wirkungsvoll ein­
gesetzt worden. Seit mehr als zwei Jahren 
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ist es dem Geld- und Kreditapparat möglidl, 
und zwar mühelos möglich, eine zunehmend 
inflationäre Entwicklung reibungslos zu finan­
zieren. Das, Herr Finanzminister, hat Ihnen j a  
auch die OECD ins Stammbuch geschrieben. 

Alle geld- und kreditpolitischen Maßnah­
m en, mit denen die Offentlidlkeit in der letz­
ten Zeit beschäftigt worden ist, blieben weit 
unter dem Wirksamkeitslimit, das echte Wir­
kungen, echte Beeinflussungen der Nachfrage­
entwicklung hätte auslösen können, etwa, 
meine Damen und Herren, einern Autofahrer 
vergleichbar, der zwar den Fuß aufs Brems­
pedal legt, damit das rote Licht hinten auf­
leuchtet, aber den Fuß längst zurücknimmt, 
ehe eine Bremswirkung spürbar geworden ist. 

"Vor allem der Preisauftrieb, verbunden mit 
inflationärer Tendenz, ist zwar ein internatio� 
nales Ubel, demonstriert aber gleichzeitig eine 
Art Weltanschauung. Die Heilige Kuh heißt 
,Vollbeschäftigung', wenn diese auch längst 
schon zur Uberbeschäftigung bei gleiffizei­
tigern Leistungsverfall führte. Hier spielt auch 
eine Art Zahlenmystik eine nicht unwesent­
lich Rolle. An Zahlen möchte sim auch die · 
erste sozialistische 
schen." 

Alleinregiermlg be rau-

Und dazu Ihr ehemaliger Parteifreund Kar I 
Schiller (Heiterkeit bei der OVP) - nur ein 
kurzes Sprüchlein, das darauf paßt -: 

"Eine permanente Teuerung ist sozusagen 
kollektives Rauschgift." (Heiterkeit und Bei-

Herr Finanzminister! In diesem Zusammen- fall bei der OVP.) 

hang nur ein kleiner Hinweis auf das stabili­
tätspolitische Konzept, das Sie neulich ver­
breiten ließen. Dort heißt es : 

"Uber eine gezielte Währungs- und Kredit­
politik, die die Aufwertung des SchiUings und 
eine Reihe von anderen Maßnahmen um­
schließt, wurde die monetäre Alimentierung 
des Preisauftriebes hintangehalten." 

Eine schlichte Frage dazu, Herr Finanz­
minister : Um wieviel muß in Osterreich das 
Kreditvolumen pro Jahr steigen, damit Sie 
nicht mehr behaupten, daß die monetäre Poli­
tik den Preisauftrdeb hintangehalten hat? Denn 
tatsächlich ist das Kreditvolumen in den letz­
ten beiden Jahren in einem Ausmaß gestiegen, 
wie es das in diesem Land noch nicht gegeben 
hat! (Zustimmung bei der avp und bei Abge­
ordneten der FPO.) 

Ich darf also zusammenfassen: Auf beiden 
Säulen der Konjunkturpolitik basierend haben 
Sie bis  zum Sommer dieses Jahres keinen auch 
nur annähernd ernsten Versuch unternommen, 
die entscheidenden Instrumente einer Kon­
junktursteuerung - weder die Budgetpolitik 
noch die Geld- und Kreditpolitik - wirkungs­
voll einzusetzen. Obwohl zu diesem Zeitpunkt 
das Debakel Ihrer Inflationspolitik schon ab­
zusehen gewesen ist, haben Sie weiter an 
dem Ziel "Wachstum um j eden Preis" - dieses 
Ziel, d as Sie immer wieder direkt und indirekt 
zum Ausdruck bringen - festgehalten. Seit­
dem Sie regieren, haben Sie gegen die Infla­
tion immer wieder die Flucht nach vorn er­
griffen und alles aufs Spiel gesetzt, was in den 
letzte n  zwanzig Jahren unumstrittener Be­
standteil und Grundlage unseres Fortschritts 
und unserer Wohlstandsentwicklung gewesen 
ist. (Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler ! Viktor Reimann 
schreibt in seinem Buffi über Bruno Kreisky : 

Nun aber, Herr Bundeskanzler, sind Sie von 
den Ereignissen überrollt worden. Die Infla� 
tion ist außer Kontrolle geraten. Seit dem 
Sommer, als Sie zum letzten Mal das große 
Weihrauchfaß für Ihre Politik hier in der 
\rVirtschaftsdebatte geschwungen haben und 
unsere Befürchtungen und Sorgen als Hysterie ,  
als Kassandrarufe, als  Schwarzmalerei, kurz­
um als nicht ernst zu nehmend bezeichnet 
haben, ist wohl auch manchem Ihrer eigenen 
Freunde das Gruseln vor dem nächsten halbe n  
J ahr gekommen. Die Zahl der Warnungen, 
der besorgten Kommentare und der ernsten 
Kritik an Ihrer Wirtschaftspolitik hat gerade 
in den letzten Wochen auch von der Experten­
und Fachleuteseite her zugenommen, und nicht 
nur - das könnte man j a  noch abwehren -
von der Politik. Und das sollte Ihnen deutlich 
z eigen, daß wohl j etzt niemand mehr über­
s ehen kann, daß die Preisentwicklung der 
letzten Monate alle Ihre hoffnungsvollen Pro­

gnosen zertrümmert und eine Ausgangssitua ­
tion für das kommende Jahr geschaffen hat,  
die uns mit ernster Sorge erfüllen muß. 

Ihre bisherige Argumentation gegenüber 
der zunehmenden Inflationsentwicklung ist 
zusammengebrochen! Der sorglose Optimis­
mus, mit dem Herr Dr. Androsch noch im Juni 
in der Fernsehdiskussion eine Abschwächung 
des Preisauftriebes im zweiten Halbjahr ver­
treten hat, um damit die Gefahrlosigkeit der 
Einführung der Mehrwertsteuer zu begründen, 
ist nun der bitteren Erkenntnis gewichen, daß 
die Kassandra von damals (Zwischenruf des 
Bundeskanzlers Dr. K r  e j s k y) - danke, Herr 
Bundeskanzler - recht behalten hat. Die 
Inflationsrate ist nicht, wie Herr Dr. Androsch 
erwartet hat, auf 4 Prozent zurückgegangen, 
sondern inzwischen auf fast 7 Prozent gestie­

gen, denn der Lebenshaltungskostenindex, 
ohne Saisonprodukte, hat im September 6,8 
Prozent erreicht. 
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die schon im Frühsommer nicht richtig ge­
wesen ist, weil sich Osterreich schon damals 
auf der Uberholspur der Inflation befunden 
hat, ist nicht nur durch den OECD-Bericht ein­
deutig widerlegt worden, sondern wird auch 
dadurch ins rechte Licht gerückt, daß der 
Preisindex des Osterreichischen Statistischen 
Zentralamtes für Importwaren seit Mitte des 
vorigen Jahres bis heuer nicht gestiegen, son­
dern sogar geringfügig zurückgegangen ist. 

Herr Bundeskanzler! Sie können also seit 
geraumer Zeit die Verantwortung nicht mehr 
auf das Ausland abwälzen. Unter solchen Vor­
aussetzungen - das hat Ihnen Professor Nem­
schak vorgestern warnend bestätigt - muß 
der Schock der Mehrwertsteuereinführung An­
fang 1 973 erheblich größer sein, als der Finanz­
minister noch optimistisch im Juni erwartet 
hat. Es bleibt jedem Verantwortlichen selbst 
überlassen, sich auszurechnen, welche Wir­
kung eine so drastische Fehleinschätzung der 
Preissituation auf die Einkommenspolitik der 
Sozialpartner haben kann, was sie aber vor 
allem für jene Gruppen unserer Bevölkerung 
bedeutet, die der Inflationswirkung schutzlos 
ausgeliefert sind, deren Einkommen dem zu­
nehmenden Galopp der Preise nicht mehr fol­
gen können. 

Ebenso kann nicht mehr übersehen werden, 
daß die bevorstehende Lohn- und Einkommen­
steuerermäßigung, die seit einem dreiviertel 
Jahr mit sehr großem Aufwand verkündet 
wird, bei einer inzwischen auf das fast Dop­
pelte gestiegenen Inflationsrate anders aus­
sieht als vorher. Für einen großen Teil der 
Einkommensbezieher wird die Ermäßigung 
aufgezehrt sein, bevor die Bäume wieder grün 
werden. 

Dieser neuen Situation, meine Damen und 
Herren, steht die Bundesregierung offensicht­
lich hilflos gegenüber. Fehleinschätzungen und 
Fehler können kaum noch wirkungsvoll kor­
rigiert werden. Wohl aber stehen wir in den 
letzten Wochen einem neuen Ablenkungs­
und Vernebelungsstil gegenüber, der mit ver­
teilten Rollen betrieben wird. Dieser Stil läßt 
sich am besten aus dem Meldungswirrwarr 
und den Widersprüchen in den Aussagen der 
Regierung charakterisieren. 

Am Anfang stand in diesem Sommer die 
Alarmmeldung des Sekretärs der Arbeiter­
kammer über das Budget 1 973. Aus dieser 
Alarmmeldung konnte man entnehmen, daß 
die Budgetausgaben 1 973, also in dem damals 
im Entstehen begriffenen Budget, nicht die 
vom Finanzminister programmierten und von 
ihm verlautbarten 135 Milliarden Schilling, 
sondern mindestens 139 Milliarden Schilling 
erreichen werden. 

Der Herr Finanzminister hat sich in der 
Folge von diesen Aussagen distanziert. Es 
war die Expertokratie ein wenig verunsichert, 
und er hat sich von ihr abgesetzt. Tatsächlich 
aber, meine Damen und Herren, hat das Bud­
get 1973 den Ausgabenrahmen von 1 39 Mil­
liarden Schilling, wie wir nun wissen. 

Von der Hollywood-Schaukel am Wörther­
see verkündete der Herr Bundeskanzler mitten 
im Sommer die "Baubremse" . 

Am 15.  September verkündete der Herr 
Finanzminister bei einer Pressekonferenz 
plötzlich den "Vorrang der Stabilität". 

Bei der gleichen Gelegenheit wird ein re­
striktiver Vollzug des Budgets 1 972 ange­
kündigt, was auf deutsch heißen soll ein 
sparsamer Vollzug, ein solcher nämlich, der 
den Ausgabenrahmen, der im Haushalt 1 972 
vorgesehen ist, beschränken soll. 

Wenig später aber wird dem Nationalrat 
das 2. Budgetüberschreitungsgesetz zugeleitet, 
das 3,2 Milliarden Schilling Mehrausgaben 
umfaßt, davon 2,5 Milliarden Schilling echte 
Ausgabenüberschreitungen aus Mehreinnah­
men. Zusammen mit den schon im 1 .  Budget­
übersChreitungsgesetz enthaltenen echten 
Mehrausgaben von über 1 /2 Milliarde Schil­
ling und den wahrscheinlich vom Herrn 
Finanzminister im Laufe des Jahres auf Grund 
seiner Vollmachten ohne Befassung des Par­
laments erteilten Ausgabenüberschreitungen 
dürfen wir also mit mehreren Milliarden Schil­
ling Uberschreitungen des präliminierten Aus­
gabenrahmens rechnen. - Das ist der restrik­
tive Budgetvollzug auf der Pressekonferenz ! 

Anläßlich der Eröffnung der Grazer Messe 
beteuerte der Herr Handelsminister, daß 
selbstverständliCh Wachstum weiter und un­
verändert Vorrang habe . 

Am 1 5. September erklärte der Herr Finanz­
minister, daß die vertretbare Ausweitung des 
Ausgabenrahmens für das Budget 1 973 maxi­
mal 10 Prozent betrage. 

Wenige Tage später kann man den Ver­
öffentlichungen in Tageszeitungen - sie sind 
inzwischen ja verifiziert worden - entnehmen, 
daß eine 1 3,5prozentige Ausgabensteigerung 
- die größte, die es seit vielen Jahren ge­
geben hat - zu erwarten ist. - Der Entwurf 
des Bundesfinanzgesetzes bestätigt nun diese 
Zahlen. 

Herr Finanzminister! Hier gleich eine Fest­
stellung: Ich bin bereit, Voranschlag mit Vor­
anschlag und Rechnungsabschluß mit Rech­
nungsabschluß zu vergleichen. Was Sie vor­
aussichtlich vorhaben, ist, den Rechnungsab­
schluß des abgelaufenen Jahres mit dem Vor­
anschlag des neuen Jahres zu vergleichen, das 
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heißt, die Ubersteigerung des vergangenen 
Jahres dabei schon als Minderung der heu­
rigen Ausgabenentwicklung darzustellen. -
Das ist eine schie fe Methode, die wir Ihnen 
nicht durchgehen l assen! (Zustimmung bei der 
GVP.) 

In Gastein schließlich forderte Dr. Androsch 
nochmals Stabilität mit Vorrang, während der 
Herr Klubobmann Gratz im ORF bei derselben 
Gelegenheit weniger Inflation mit weniger 
Schulen, Straßen, kurz, mit weniger "Lebens­
qualität" gleichgesetzt interpretiert und damit 
verfeinert hat, aber doch in die bewährte 
Primitivformel e inschwenkte : Wollt ihr In­
flation oder Arbeitslosigkeit? 

Am 5. Oktober korrigierte der Bundeskanz­
ler den abenteuerlichen Vorschlag von Dr.aß­
burg, den Ausgleichszulagenrentnern Lebens­
mittelmarken zu verpassen. Bei der Gelegen­
heit vergleicht er Preis- und Pensionserhöhun­
gen, um sich zu b erühmen. - Leider waren die 
Zahlen völlig falsch, ich werde sie dann noch 
richtigstelIen. 

Meine Damen und Herren ! Das war nur eine 
ganz kurze Blütenlese aus dem breiten Strom 
von Unklarheiten, Widersprüchen, halben 
\/llahrheiten und zum Teil leider ganzen Un­
wahrheiten, die allesamt vor Presse, Rundfunk 
oder Fernsehen in den letzten Wochen pro­
duziert worden sind. 

Der Zweck scheint mir klar : Jetzt, da Sie 
wissen, wie die Macht schmeckt und wie 
unangenehm Verantwortung sein kann, wird 
die vielgerühmte und vorgeschützte Trans­
parenz zum "Einweg-Spiegel" umfunktioniert , 
der von einer Seite alles durchsichtig machen 
soll, von der anderen aber nach Möglichkeit 
nichts. (Zustimmung bei der OVP.) 

Diese Grundmaxime Ihrer Verhaltensweise 
hat einer der Ihren, meine Damen und Herren, 
der Herr Bundesminister für Landesverteidi­
gung, vor einer Woche hier ganz unbeküm­
mert ausgesprochen (Heiterkeit bei der GVP), 
als er, auf einen eklatanten Widersprudl in 
seinen Presseäuße rungen angesprodlen, von 
der Regierungsbank aus wörtlich erklärt hat : 

"Sehr geehrter Herr Abgeordneter !"  - Es 
ging, glaube ich, an den Kollegen Tödling -
"Gerade Sie als s ehr versierter Politiker wis­
sen ganz genau, daß es Zeiten gibt" - hier 
tauchte Heiterkeit auf -, I r '  • •  wo man manch­
mal aus taktischen Gründen der Presse nicht 
unbedingt die volle Wahrheit sagt." (Heiter­
keit bei der GVP.) 

Herr Bundeskanzler! Es ist Ihre Sache, ob 
Sie diese Äußerung für den parteiinternen 
Gebrauch als "Verrat der Regierungstaktik" 
oder als "Betriebsunfall eines Greenhorns" 

qualifizieren. (Neuerliche Heiterkeit und Bei­
fall bei der OVP.) 

Für uns und für midl, Herr Bundeskanzler, 
war aber diese Erklärung eine Ungeheuerlich­
keit, weil sich wohl erstmals ein Minister in 
diesem Haus, ohne auch nur mit der Wimper 
zu zucken, zur Unwahrheit als Mittel der 
politisdlen Taktik offen bekannt hat (Zustim­
mung bei der OVP)i das heißt, Herr Bundes­
kanzler, zur bewußten Irreführung der Offent­
lidlkeit. Und solange Sie, Herr Bundeskanzler, 
daraus nicht die Konsequenzen ziehen, wer­
den Sie und Ihre ganze Regierung den Vor­
wurf nidlt entkräften können, daß Herr 
Lütgendorf Ihren Stil der Offentlidlkeitsarbeit 
hier treffend vertreten hat. (Neuerliche Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Und so wollen wir heute von Ihnen wissen, 
was von den vielfältigen und widersprüchigen 
Presse- und Rundfunkerklärungen der letzten 
Wochen und Monate zu halten ist, was wahr, 
was halbwahr und was "politisch-taktische 
Nidlt-Wahrheit" im Sinne von Lütgendorf 
ist. (Erneute Zustimmung bej der OVP.) 

Ich möchte nur einige Schwerpunkte Ihrer 
Widerspruchs b ereiche anführen. Zur Preisent­
wicklung selbst: "Kreisky sieht ,zwei kritische 
Monate' (Mai und Juni) für die Preise ; dann sei 
ein Rückgang der Steigerungsraten zu er­
warten." - " Kurier" , 3.  Mai 1 97 1 .  

Der Rückgang kam nicht, statt dessen eine 
weitere Steigerung der Inflationsrate auf 6,4 
beziehungsweise 6,8 Prozent, ohne Saison­
produkte. 

Jetzt kommt: "Wir sind ins Mittelfeld ge­
rückt. Ich habe nie den Optimismus von Pro­
fessor Nemschak geteilt." - "Kleine Zeitung" ,  
2 1 .  September 1 97 1 .  

Tatsache ist, Herr Bundeskanzler, daß wir 
nicht ins Mittelfeld gerückt sind, sondern, wie 
Professor Nemschak vorgestern eindeutig be­
legt hat, asterreich sich auf der "Uberholspur" 
der Teuerung gegenüber sechs von seinen 
zehn wichtigsten Handelspartnern befindet. 
Und das schon seit März dieses Jahres, als der 
Herr Bundeskanzler noch schlicht verkündete : 
Wir liegen im Unterdrittel, und dort werden 
wir auch bleiben. - TV-Diskussion, 17 .  März 
197 1 .  

Zur importierten Inflation: "Die Preissteige­
rungen gehen vornehmlich auf die Import­
waren zurück." - "Sozialistische Korrespon­
denz", 1 7 . September 1972. 

Tatsächlich ist der Importwarenpreisindex 
des Statistischen Zentralamtes im ersten Halb­
jahr sogar geringfügig niedriger als 1 97 1 .  Idl 
habe darauf schon hingewiesen. Die OECD 
besdleinigt Osterreidl die "hausgemachte In­
flation". 
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Eine andere Frage : Wie steht es mit der 
Bereitschaft zur Stabilisierungspolitik? Laut 
"AZ" vom 20. September 1 970 "bekannte sich 
Handelsminister Staribacher zu dem Grund­
satz, daß Wirtschaftswachstum vor Stabilität 
rangieren." 

Dr. Androsch zur Presse am 27. November 
1 971 : "Ich persönlich halte nichts von groß­
artig aufgemachten Stabilisierungsprogram­
men." 

In der TV-Diskussion vom 17. März 1 972 
wird die Forderung nach einem Stabilisie­
rungsprogramm von Herrn Dr. Kreisky auch 
glatt abgelehnt. 

Der Gasteiner Klausurtagung liegt nun 
plötzlich ein Papier vor, das sich "Stabilitäts­
politisches Konzept der österreichischen Bun­
desregierung" betitelt. Damit werden wir uns 
ja noch auseinanderzusetzen haben. Hier in 
diesem Hause haben wir dazu noch nie etwas 
gehört. 

Aber die Gegenerklärungen anderer Mini­
ster und des Bundeskanzlers folgen natürlich: 
"Wachstum hat weiter Vorrang" .  - Sowohl 
Dr. Androsch am Ende seiner Gasteiner Rede 
als auch der Herr Bundeskanzler und in­
zwischen wieder der Herr Handelsminister. 
Und die Grundparole lautet : "Mehr Lebens­
qualität durch Inflation." 

Wer soll solche vernebelte Irrgärten von 
Widersprüchen noch durchschauen? Man ver­
spricht j edem das, was er vielleicht gerne 
hören könnte. Und wenn alles nichts hilft, 
dann kommt die Rute der durch die Stabilitäts­
politJik gefährdeten Arbeitsplätze ! 

Zu dieser Primitivformel, die besonders Sie, 
Herr Bundeskanzler, immer wieder und gerne 
anwenden, neben den Kommentaren, die Ihnen 
in den letzten Tagen eine ganze Reihe von 
hervorragenden WirtschaftsjournalJisten ins 
Stammbuch geschrieben haben, doch ein paar 
Bemerkungen. Das Ziel "Vollbeschäftigung" 
ist seit mehr als 25 Jahren unumstrittenes 
Ziel aller Regierungen in diesem Lande, 
gleichgültig welcher Zusammensetzung sie 
waren. (Beifall bei der OVP.) 

Dieses Ziel ist in der Hochkonjunktur seit 
1969 nicht nur erreicht, sondern längst über­
schritten worden. In Wahrheit folgen Sie 
längst nicht mehr dem Ziel "Vollbeschäfti­
gung",  sondern dem des "Wirtschaftswachs­
turns" um jeden Preis, einem bewußten In­
flationskurs, ohne zu bedenken, daß Sie damit 
- je rascher die Inflation läuft, umso schnel­
ler - in Wahrheit die Arbeitsplätze gefähr­
den, weil die unvermeidlichen relativen 
Kostenverschiebungen und Strukturänderun­
gen der Kosten in der Gesamtwirtschaft viel 

rascher als normal strukturgefährdete Wirt­
schaftsbereiche entstehen lassen, weil die 
Technologie nicht in allen Bereichen lim Gleich­
schritt geht und überall dort, wo sie langsamer 
vor sich geht, ; in der verstärkten Inflations­
entwicklung Strukturprobleme offengelegt 
werden, Konkurrenzunfähigkeit rascher ent­
steht als anderswo. Diese Entw,icklung be­
schwören Sie herauf. 

Herr Bundeskanzlerl Sie fahren gerne nach 
Schweden. Ich glaube, Sie wissen, daß dort 
das Ergebnis einer anhaltenden Expansions­
politik um j eden Preis in der Strukturarbeits­
losigkeit dieses Landes längst zum Ausdruck 
gekommen ist. Wenigstens dieses Beispiel 
sollte Sie warnen. 

Sie sollten weiter bedenken, wer den Scha­
den Ihrer unbekümmerten Politik zu tragen 
hat. Jede Inflation muß Gewinner und Ver­
lierer haben. Und die zwangsläufigen Ver­
lierer sind gerade j ene Gruppen unserer Be­
völkerung, die eher im Schatten unseres Fort­
schritts und unserer Wohlstandsentwicklung 
leben. Die Rentner und Pensioni'sten, d1ie 
Bauern, der öffentliche Dienst, die Familien 
und andere mehr. Und gerade in diese Grup­
pen haben Sie Unruhe, falsche Informationen, 
Verunsicherung und Drohung gebracht. 

Ich will wirklich nicht vom "Armenbrot" 
reden, das Sie den Zuschußrentnern zugedacht 
haben. Aber was hat Sie eigentlich veranlaßt, 
den Rentnern, Pensionisten und vor allem den 
Zuschußrentnern in einer Pressekonferenz 
- und ich darf hier die "Sozialiistische Korres­
pondenz" vom 5. September 1 972 heran­
ziehen - völlig falsche Zahlen vorzusetzen? 

Die "Sozialistische Korrespondenz" meldet 
über Ihre Pressekonferenz : Der Kampf gegen 
die Armut wird trotz steigender Preise von 
der Regierung erfolgreich geführt. - "Sozia­
listische Korrespondenz", no na! (Präsident 
Dr. M a l e t a übernimmt den Vorsitz.) 

Im Jänner 1970 erhielt ein alleinstehender 
Ausgleichszulagenbezieher 1 283 S und ein 
Ehepaar 1 782 S. Nach dem Inkrafttreten der 
29. ASVG-Novelle Wird ein alleinstehender 
Ausgleichszulagenbezieher 1 800 S erhalten, 
ein Ehepaar 2575 S. Sie haben also hier ein­
deutig die Pensionserhöhungen von drei J ah­
ren zusammengefaßt : von 1970 bis 1 973. 

Der Pensionistenindex sNeg von April 1 970 
bis Juli 1 972 - also in 1 8  Monaten, Herr 
Bundeskanzler ! - um rund 15 Prozent, wobei 
auch die 15 Prozent falsch sind ; die niedrigen 
Renten aber - j etzt vergleichen Sie wieder 
drei Jahre Rentenerhöhung - um 40 Prozent. 

Herr Bundeskanzler! Das ist eine Art der 
Information gerade der schwächsten und 
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ärmsten Bevölkerungsgruppen, die, wie dch 
finde, typisch ist für Ihre Informationspolitik l 
(Beifall bei der OVP.) 

Herr Finanzminster ! Was veranlaßt Sie, die 
Sorgen der kleinen Sparer angesichts der nidlt 
mehr zu leugnenden Tatsadle, daß die Infla­
tionsrate nahezu doppelt so hoch dst als der 
normale Spareinlagenzins fuß, dadurdl abzu­
tun - das haben Sie lin einer Pressekonferenz 
getan -, daß Sie feststellen : "Für die Liquidi­
tätspräferenz muß man eben bezahlen! " ? Das 
heißt nichts anderes : Wer also sein Geld ver­
fügbar haben will, der muß in Kauf nehmen, 
daß ihm dieses Geld unter der Hand zerrinnt 
und weniger wert wird. 

Ich möchte Sie nur eines fragen, Herr 
Finanzminister: Haben Sie wirklich schon so 
sehr den Kontakt zu jenen vielen kleinen 
Leuten verloren, die ihren Hunderter oder 
bestenfalls zwei im Mona t  von lihrer Pension 
oder Rente abknapsen und aufs "Büchl" legen, 
sei es für den Notfall, fürs Enkerl zu Weih­
nachten oder - was sehr häufig vorkommt -
für das eigene Begräbnis ? 

Sind Sie wirklich schon von diesen Men­
schen so weit weg, daß Sie eine Viefe Sorge, 
die diese Menschen haben, so kaltschnäuzig 
wegwischen? (Beifall bei der OVP.) 

Glaubwürdigkeit und Gefühl für die Pro­
bleme gehen Ihnen offenbar mehr und mehr 
verloren. Die Inflation, die sie glaubten am 
Rande des noch Erträglichen dahinsteuern zu 
können, ist Ihnen eindeutig außer Kontrolle 
geraten. 

Jetzt können Sie nicht mehr ablenken, nicht 
mehr darüber hinwegreden, nicht mehr als 
Wohltat erscheinen lassen, was jeder nur noch 
als Plage empfindet! 

Zum ersten Mal, Herr Bundeskanzler, bläst 
Ihnen ein härterer und schärferer Wind der 
öffentlichen Meinung entgegen, als Sie - ver­
wöhnt von der langen Sonnenperiode - offen­
bar ertragen wollen. Die besorgten und kriti­
schen Kommentare mehren sich, und die Zahl 
jener nimmt zu, die sich nicht länger mit 
Phrasen und stoßweisen Meinungsschwaden 
ablenken lassen. 

Von Kritik halten Sie nur so lange etwas, 
solange sie den Gegner trifft. (Beifall bei der 
OVP.) Ihnen macht sie weniger Freude. Des­
halb werden die Medien verunsichert, der ORF 
unter den Druck des Geldhahns und der Ände­
rung des Rundfunkgesetzes  gestellt. Das Nah­
ziel ist völlig klar:  Wer unter Druck steht, ist 
nicht mehr frei lin seiner Arbeit ;  paßt sich 
vielleicht an, um den Druck zu mildern, weicht 
aus und gibt viellelicht weniger Anlaß zu 
Ärgernis. 

Diese Absicht liegt zu offen da, um nicht 
- wie nennen S:ie das doch - die "Trans­
parenz" genügend durchscheinen zu lassen. 
Deshalb, Herr Bundeskanzler, werden Sie 
dieses Ziel nicht erreichen ! 

Allein die Kommentare der letzten Tage 
sollten Ihnen zu denken geben. Sie sind ent­
gegen allen Warnungen einen Weg gegangen, 
der nun in eine nicht mehr umgehbare Strecke 
mündet. Der Preisschock, der uns im nächsten 
Jahr bevorsteht, ist nicht mehr vermeidbar. 
Was jetzt aber schon geschehen kann und muß, 
ist, daß Sie sich endlich Ihrer Verantwortung 
bewußt werden, die Sie nicht mehr länger 
abschieben können, nicht mehr länger ver­
nebeln und zerreden können I (Lang anhalten­
der Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es 
ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Zu der in der heutigen Sitzung 
eingebrachten dringlichen Anfrage stelle ich 
fest :  

Gemäß § 73 der Geschäftsordnung ist dem 
Antrag von 20 Mitgliedern des Nationalrates 
stattzugeben, über eine schriftliche Anfrage 
nach deren Begründung durch den Fragesteller 
eine Debatte abzuführen. 

Es entsprach bisher einer parlamentarischen 
Gepflogenheit, daß das befragte Regierungs­
mitglied vor dieser Debatte eine mündliche 
Anfragebeantwortung erteilt. 

Im Hinblick auf die besonderen Umstände 
und den von parlamentarischen Gepflogen­
heiten abweichenden Zeitpunkt dieser dring­
lichen Anfrage werde ich von der geschäfts­
ordnungsmäßigen Möglichkeit Gebrauch ma­
chen, die Anfrage erst zu einem späteren 
Zeitpunkt, und zwar in der noch heute statt­
findenden nächsten Sitzung des Nationalrates, 
nach der Budgetrede des Finanzministers zu 
beantworten. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsdl: 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Ich bin zwar vor­
bereitet, auf einen Presseartikel "Erste Kritik 
Korens am Budget" zu antworten, weil ich den 
schon gestern abend hatte. Zu dem wäre zu 
sagen, daß von den 24 dort angeführten Zahlen 
vier stimmen und 20 n icht. (Heiterkeit und Bei­
fall bei der SPO.) Ich möchte ebenso gründlkh 
auf d/ie jetzigen Ausführungen eingehen; iCh 
werde das 'im Laufe der Sitzung tun ; im übri­
gen darf ich auf die diesbezüglichen Ausfüh-
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rungen verweisen, die lin der Budgetrede sein men Sie ja dieser Auseinandersetzung nicht 
werden. (Beifall bei der SPO.) aus. Herr Bundeskanzler ! Sie haben doch 

Präsident Dr. Malela: Wir gehen nunmehr 
in die Debatte ein. Ich mache darauf aufmerk­
sam, daß gemäß den Bestimmungen des Ge­
schäftsordnungsgesetzes kein Redner länger 
als 20 Minuten sprechen darf. Als erster zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Es g,ibt Situationen im 
politischen Leben, wo es Verdacht hervor­
rufen muß, wenn sich j emand auf den Buch­
staben des Gesetzes beruft, um das nicht zu 
machen, wozu er nach den bewährten Ge­
pflogenheiten und den Spielregeln der Demo­
kratie verpflichtet ist! (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler I Herr Finanzminister! 
Ihre heutige Vorgangsweise wird sicher noch 
in der öffentlichen Diskussion, aber auch in 
diesem Haus gründlich diskutiert werden 
müssen. Ich möchte jetzt schon sagen, ich finde 
nur ein passendes Wort. Es lautet: Es ist ein 
Skandal, was Sie heute hier aufführen ! (Bei­
fall bei der OVP.) Aber eigentlich, Herr Bun­
deskanzler und Herr Finanzminister, sollten 
wir Ihnen für dieses Striptease, das Sie jetzt 
aufführen, dankbar sein, nicht nur wir, son­
dern die ganze österreichische Offentlichkeit, 
denn es gibt nur zwei mögliche Begründungen 
dafür, daß Sie auf eine Anfrage nicht ant­
worten : entweder Sie können nicht oder Sie 
wollen nicht. Und beides ist unmöglich, Herr 
Bundeskanzler und Herr Finanzminister ! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Nehmen wir einmal den ersten Fall her : Sie 
können nicht. Herr Bundeskanzler, ich hätte 
einiges Verständnis dafür, daß Ihnen langsam, 
selbst Ihnen, dem Wortgewaltigen, die 
Worte fehlen, wenn Sie zur Inflationsent­
wicklung Stellung nehmen müssen. (Neuer­
licher Beifall bei der OVP.) Aber, Herr Bundes­
kanzler, Sie kommen ja der Debatte nicht aus, 
es hilft Ihnen gar nichts . (Abg. L i  b a } : Er hat 
doch gesagt, er wird antworten!) 

Ich habe jetzt sehr genau zugehört, meine 
Damen und Herren von der SPO. Die Antwort, 
die gegeben wurde, war verklausuliert: Wir 
antworten dann, Wlann es uns paßt, und so wie 
es uns paßt. Das hat der Herr Bundeskanzler 
gesagt, aber das gilt nicht, meine Damen und 
Herren von der SPO ! (Beifall bei der OVP.) 
Es ist nicht dann zu antworten, wenn man es 
als angenehm empfindet, sondern dann, wenn 
die Frage von Volksvertretern in diesem Haus 
gestellt wurde. Sie können es sich nicht aus­
suchenl (Erneuter Beifall bei der OVP.) 

Und lich sage Ihnen noch einmal : Mit allen 
billigen Tricks, die Sie hier anwenden, kom-

- und das vergessen manche schon immer 
wieder, wir sollten es aber nicht vergessen -
die letzten Wahlen zu einem großen Teil 
deswegen gewonnen, weil Sie den österre-i­
chischen Wählern versprochen haben, unter 
einer sozialistischen Regierung wüd die Teue­
rung, die damals 3 bis 3,5 Prozent betragen 
hat, aufhören. Das war Ihre Zusage an die 
österreichische Offentlichkeit, Herr Bundes­
kanzler l (BeiJall bei der OVP.) Und j etzt 
bauen Sie darauf, daß das vergessen wird, und 
jetzt bauen Sie darauf, daß man Ihnen glaubt, 
es läßt sich ohnedies nicht vermeiden. 

Herr Bundeskanzlerl Sie haben den öster­
reichiischen Wählern, wenn ich diesen Ver­
gleich gebrauchen darf, ein Haus mit Türen 
und Fenstern versprochen, wo es nicht mehr 
zieht, weil der Zug unangenehm ist, der 
Inflationszug. Und j etzt haben die österrei­
chischen Wähler ein Haus bezogen, in dem 
es viiel mehr zieht, und Sie sagen : Frischluft 
ist gesund I Das ist die Situation. (Beifall und 
Hei terkeit bei der OVP.) 

Ich glaube ganz gern, daß Sie ein bißchen 
Zeit haben wollen, um sich auf die unange­
nehmen Fragen vorzubereiten. Ich fürchte nur, 
die Antwort w.ird nicht viel besser werden, 
und ich hätte mir eigentlich gedacht, Herr 
Bundeskanzler und Herr Finanzminister, daß 
Sie doch soviel über die Inflationsproblematik 
nachdenken müssen und sich damit beschäfti­
gen müssen, daß Sie zu j eder Zeit auf Anhieb 
in der Lage sind, das Produkt Ihres Nach­
denkens hier von sich zu geben. (Neuerlicher 
Beifall bei der OVP.) Aber leider hat man 
immer wieder das Gefühl, Ihr Nachdenken 
geht :in eine andere Richtung, nämlich die : 
Wie kann ich wieder durch :irgendeine neue 
Idee, die ich in einer Pressekonferenz von mir 
gebe, die Leute davon ablenken, daß heute 
alles teurer wird? Das ist halt Ihre Taktik. 

Sie ist heute schon zur Sprache gekommen, 
Herr Bundeskanzler, sie ist ja so bezeichnend, 
und war ja auch ein Bestandteil unserer 
Anfrage, diese berühmte Erklärung von Draß­
burg, daß es keine Verteuerung von Milch 
und Brot für Rentner und Pensionisten geben 
werde. Ich will Ihnen wirklich keine persön­
lichen Vorwürfe machen, Herr Bundeskanzler, 
aber wenn Sie zu einer Pressekonferenz 
fahren, da hat man ,immer das Gefühl, Sie 
denken nach, was Sie wieder den Journalisten 
als Futter hinwerfen können, damit es da 
lustige Meldungen gibt, nicht über die Arbeit, 
die geleistet werden muß, oder die Probleme, 
mit denen Sie fertig werden wollen, sondern 
was geben Sie jetzt wieder hinaus, damit 
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Beschäftigungstherapie für die Bevölkerung 
und für die Medien draußen gegeben wird. 

Und dieser Fall von Draßburg im Burgen­
land - es ist ja reiner Zufall, daß man vor den 
Landtagswahlen im Burgenland zusammen­
gekommen ist und einmal das Esterhazyschloß 
besichtigt hat - war einer der letzten Krämpfe, 
wo Sie versucht haben, von der Teuerung ab­
zulenken. (Abg. S e k a n i n  a: Sie tun gerade 
so, als hätten Sie das seinerzeit nicht gemachtf) 
Sie haben damals gesagt - "Arbeiter-Zei­
tung" vom 23. September -: Wir müssen die 
Schwächsten vor diesen Preiserhöhungen be­
wahren. Wir können ihnen das nicht zumuten, 
w.ir werden das aber nicht aus dem Budget 
machen, denn das würde inflaNonsfördernd 
wirken, also nicht durch Pensionserhöhungen, 
also - ja,  Sie haben damals gesagt, lesen 
Sie nach, Herr Bundeskanzler, 23. September, 
"Arbeiter-Zeitung" - nicht durch Mehraus­
gaben und Finanzierung über das Budget, 
weil das inflatJionsfördernd wirken könnte, 
sondern wir werden den Rentnern und Pen­
sionisten diese Preiserhöhung überhaupt nicht 
zukommen lassen. 

Es hat dann eine Debatte begonnen, die für 
Sie sehr unangenehm war. Sie mußten das 
erste Mal so richNg spüren, daß man nicht 
dadurch, daß man immer eine neue Idee rin 
die Welt setzt, von den Unannehmlichkeiten 
wegkommt, sondern daß man manchmal in 
noch größere Unannehmlichkeiten hinein­
kommt. Diese Unannehmllichkeit war der 
logische Schluß der Pressevertreter, drie Sie 
damals wieder mit einer Neuigkeit beliefert 
haben : Ja um Gottes willen, was bedeutet das 
eigentlich, wenn man einer besbimmten Be­
völkerungsgruppe Waren billiger abgibt? Das 
bedeutet ja, daß man diese Menschen dort, 
wo die Ware abgegeben wird, also bei  der 
Milchfrau und beim Greißler, mit lirgende:inem 
Ausweis oder Marken oder sonstwie in die 
Lage versetzen muß, nachzuweisen : Ich bin 
ein solcher Armer, der die Sachen bill iger 
bekommt. 

Und damals hat die öffentliche Meinung sehr 
rasch reagiert, und es haben dieselben Ver­
treter der Presse, die Sie damals wieder mit 
einem Zuckerl beliefern wollten, sehr harte 
Worte gefunden und gesagt : Ja so kann man 
die Menschen, denen man helfen will, nicht 
disk:I1iminieren. Daraufhin haben Sie in kurzer 
Zeit umdisponiert, und heute machen Sie dar­
aus eine Pensionserhöhung von 10 oder 1 1  S, 
eine Pensionserhöhung, die Sie vorher eigent­
lidl als inflationsfördernd bezeichnet h aben. 
Allerdings nehmen Sie das Geld aus dem 
Landwirtschaftsbudget und tun damit e twas, 
was genauso unmöglich list wie das, was Sie 
ursprünglich wollten : Sie helfen einer Bevöl-

kerungsgruppe auf Kosten 
Bevölkerungsgruppe, die in 
genauso Hilfe braucht. 

eliner anderen 
diesem Land 

Sie selbst leisten also nichts Neues, sondern 
Sie schieben nur herum, wie Sie immer das 
Geld hin- und herschieben, um zu zeigen, Sie 
geben mehr aus. Das haben wir doch schon 
mehrmals erlebt. 

Herr Bundeskanzler! Damit haben Sie etwas 
getan, was ich für sehr bedenklich h alte und 
was leider der Herr Soz'ialminister h eute nicht 
aufklären konnte, obwohl wir uns ausgiebigst 
darüber unterhalten haben. Wir haben uns 
j ahrelang bemüht, ein gutes System der 
PenSlionsdynamik in diesem Land aufzubauen. 
Damit nicht die Rentner und Pensionisten, 
wenn etwas teurer wird, wieder kommen 
müssen und sagen : Geltet uns das ab !,  haben 
wir jährliche Anpassungen durchgeführt mit 
dem erklärten Ziel, diese Erhöhungen über 
die Preis steigerungen hinausgehen zu lassen, 
um den Rentnern und Pensionisten nicht nur 
die Preiserhöhungen abzugelten, sondern 
ihnen auch einen Anteil am steigenden Real­
einkommen zu geben. 

Und diesen Menschen, für die in j ahre­
langer sozialpoliitischer Aufbauarbeit so viel 
geleistet wurde, sagen Sie heute, daß die 
Erhöhung eines bestimmten Preises ihren 
Wohlstand gefährde. Damit diskriminieren Sie 
ein Sozialsystem, das wir gemeinsam in 
diesem Staat aufgebaut haben. Das sind die 
Folgen solcher Äußerungen, die man abgibt, 
um irgend etwas Populäres zu tun und von 
den wahren Fragen dieses Landes wieder ab­
zulenken. 

Was ist damit weiter geschehen? Das waren 
die aktuellen Ereignisse, die uns dazu ver­
anlaßt haben, heute im Parlament aktiv zu 
werden. Alle die in diesem Lande, die keine 
Ausgleichszulage beziehen und auch bedürftig 
sind, stellen jetzt mit Recht die Frage : Und 
was geschieht mit uns, wenn wir heute einen 
Richtsatz von, ich glaube, 1 64 1  S haben? Mit 
welchem Recht geben wir solche Teuerungs­
abgeltungen einem Pensionisten nicht, der 
mehr als 1 500 S oder 1600 S hat? G eht's dem 
besser? Oder den FamiLienvätern, die kinder­
re1ime Familien haben? Dort wird unter Um­
ständen mehr Milch getrunken, Herr Bundes­
kanzler, als von den Pensionisten. Ich weiß j a  
nicht, wie das der einzelne hält. Das sind alles 
Fragen, über die wir hier ernsthaft disku­
tieren müßten. Aber Sie weichen der 
Wechselrede aus, Sie wollen sich noch vor­
bereiten oder ich weiß nicht was. 

Herr Bundeskanzler, Herr Finanzministerl 
Wir haben heute früh schon bei Ihren münd­
lichen Auskünften gemerkt, Sie kommen jetzt 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 79

www.parlament.gv.at



:3742 Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzung - 18.  Oktober 1972 

Dr. Kohlmaier 

genau dort hinein, wo Sie nam Ihren eigenen 
Handlungen hinkommen müssen, Sie kommen 
in die Situation, wo es Ihnen unangenehm 
wird, Rede und Antwort zu stehen. Sie kom­
men in die Situation hinein, wo Sie nicht mehr 
wissen, w.ie Sie aus dem wieder herausfinden, 
wo Sie sich selbst hineinmanövriert haben, 
wo Sie die Auskunft einfach nicht mehr geben 
können, vor allem dort nicht, wo die Wechsel­
rede möglich 1st und wo der p oUtische G egner 
sitzt, wo die Vertreter des Bevölkerungs­
teiles sitzen, Herr Bundeskanzler, der Sie am 
10. Oktober 197 1  nicht gewählt hat. (Lebhafter 
Beifall bei der OVP.) 

Sie haben heute eine neue Front eröffnet, 
Herr Bundeskanzler und Herr Finanzminister ! 
Sie haben sich bisher den parlamentarischen 
Spielregeln im wesentlichen unterworfen. Sie 
haben heute dokumentiert, daß Sie dort, wo 
es Ihnen unangenehm <ist, weil  Sie selbst aus 
dem Graben nicht mehr herausfinden, in den 
Sie sich hineinmanövriert haben, nicht mehr 
reden, wenn es Ihnen nicht mehr paßt. (Beifall 
bei der OVP.) Das, Herr Bundeskanzler, ist 
der erste Schritt zur Demontage der parla­
mentarischen Demokratie, für die der Abge­
ordnete Gratz eine Anreicherung empfohlen 
hat, als er seine erste Rede hier gehalten hat. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. Dr. Hertha 
F i r n  b e r g: Das glauben Sie aber selber 
nicht!) 

Wo sind denn Ihre Vorschläge zur Ver­
besserung der Minderheitsrechte, Herr Abge­
ordneter Gratz? Sie haben uns damals ver­
sprochen, daß die Minderheit stärkere Rechte 
erhalten wird, aber jetzt werden die Rechte 
dieser Minderheit beschnitten. (Lebhafter Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 
(Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Die "Vater­
ländische Front" war das damals!) 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hätte sich in einer 
ähnlichen Situation Bundeskanzler Dr. Klaus 
bei der Beantwortung einer dringlichen An­
frage seinerzeit hinter die Geschäftsordnung 
verschanzt und wäre er auf diese Art und 
Weise der Konfrontation aus dem Weg ge­
gangen, dann hätte es von Seite der damaligen 
Oppositionsparteien - ich nehme die Freiheit­
liche Partei nicht aus - todsicher einen 
Tumult und eine Unterbrechung der Sitzung 
gegeben. (Lebhafter Beifall bei FPO und OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich habe Ihnen im Fern­
sehen gesagt, daß Sie Ihre erste Niederlage 
am 8. Oktober dieses Jahres im Burgenland 
erlitten haben. Sie haben heute Ihre erste 
Niederlage im Nationalrat erlitten! (Neuer-

lieher Beifall bei FPO und OVP.) Bisher war 
man von einem Bundeskanzler Dr. Kreisky 
gewöhnt, daß er gerade von der Tribüne des 
Parlaments aus in den Gedankenaustausdl 
eintrat, wenn dies in geschäftsordnungsmäßi­
ger Hinsicht von den Oppositionsfraktionen 
für notwendig erachtet wurde. 

Herr Bundeskanzler! Sie gehen in jüngster 
Zeit aber sehr eigenartige Wege. Sie scheuten 
sich nicht, zweimal einem Abgeordneten der 
freiheitlichen Fraktion einen Schlag unter die 
politische Gürtellinie zu versetzen. Wir Frei­
heitlichen waren bisher gewöhnt, mit Ihnen 
und der sozialistischen Fraktion auf der 
Grundlage des Argumentes und der Sachlich­
keit zu diskutieren. Wir haben nie eine der­
artig persönliche Kampfesweise angewendet, 
wie Sie, Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky, das 
In den letzten Tagen zweimal gegenüber dem 
Abgeordneten Dr. Scrinzi für notwendig er­
achtet haben. 

Seien Sie versichert, daß ich diese Ihre 
Argumentation von diesem Rednerpult des 
Parlaments aus nicht wiederhole. Aber neh­
men Sie, Herr Bundeskanzler, bitte eines zur 
Kenntnis : Wenn Sie bei einem freiheitlichen 
Abgeordneten, so wie Sie es gegenüber dem 
Abgeordneten Dr. Scr.inzi zweimal getan 
haben, unter die politische Gürtellinie zielen, 
dann steht Idie Zehn-Mann-Fraktion der Frei­
heitlichen geschlossen im Parlament gegen 
Sie auf, um mit Ihnen den demokratischen 
Gedankenaustausch zu führen! (Beifall bei der 
FPO.) 

, Herr Bundeskanzler! Wie schaut es um die 
demokratische Waffengleichheit in diesem 
Hause auf Grund Ihres heutigen Verhaltens 
aus? Sie können alle geschäftsordnungsmäßi­
gen Möglichkeiten Ihrer absoluten Mehrheit 
ausschöpfen und zur Anwendung bringen, um 
Ihre Position zu behaupten. Aber dann, wenn 
eine kritische Situation für Ihre Alleinregie­
rung eintritt, weichen Sie - und so mußte 
im Ihre heutige Haltung empfinden -, Herr 
Bundeskanzler, der Konfrontation aus. 

Wir haben zur Zeit der OVP-Alleinregie­
rung im Nationalrat einIT 'il erlebt, daß die 
Plenarsitzung des Parlaments aus Anlaß einer 
dringlichen Anfrage der damaligen sozialisti­
schen Opposition für einen längeren Zeitraum 
unterbrochen wurde, damit die interpellierten 
OVP-Regierungsmitglieder ausreichend Zeit 
hatten, sich auf die unmittelbare Beantwortung 
dieser dringlichen Anfrage vorzubereiten. Da­
mals ist wenigstens keine Mißachtung der 
Oppositionparteien durch die damalige OVP­
Alleinregierung erfolgt. Im persönlich, Herr 
Bundeskanzler, empfinde Ihre heutige Haltung 
gegenüber meiner Fraktion als eine Miß­
achtung der Opposition. 
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Peter 
G erade dann, wenn Sie, Herr Bundeskanzler, 

nicht glänzen können, und wenn Sie, Herr 
Bundeskanzler, in einer etwas smwierigen, 
ja vielleimt bedrängten Situation sind, dann 
knei fen Sie. Heute sind Sie der Konfrontation 
ausgewimen. Um es schlicht und einfach zu 
sagen, Herr Bundeskanzler, Sie sind gekniffen. 
(Beifall bei FPO und OVP.) 

Es hat den Anschein, Herr Bundeskanzler, 
daß Sie sich früher der Sackgasse der Allein­
regierung nähern, als es seinerzeit Ihrem Vor­
gänger Dr. Klaus beschieden war. Wenn man 
bedenkt, daß auch Dr. Klaus ein schlemtes 
Verhältnis zum Nationalrat hatte, dann muß 
man Ihnen gegenüber diesen Vorwurf heute 
noch weitaus schärfer erheben, als wir es 
seinerzeit dem Bundeskanzler Dr. Klaus 
gegenüber von freiheitlicher Sicht aus getan 
haben. Herr Bundeskanzler, Sie wollten ja  
diesen Staat in Richtung des modernen Oster­
reich führen. Vom modernen Osterreich eines 
Dr. Kreisky ist kaum etwas zu erkennen, 
j edoch nähern Sie sich mit Ihrer Politik dem 
Rubikon. Statt des Kreiskyschen Paradieses 
sind wir mit den Auswirkungen eines soziali­
stischen Jammertales auf dem Gebiet der 
Wirtschaftspolitik konfrontiert. In einer über­
aus heiklen wirtschaftlichen Situation glaubt 
die Bundesregierung, nunmehr, Hohes Haus, 
der B eantwortung wesentlicher Fragen in der 
Art und Weise aus dem Weg gehen zu sollen, 
wie es heute vom Herrn Bundesminister für 
Finanzen und vom Herrn Bundeskanzler ver­
sucht wurde. 

Die Leichtfertigkeit der Politik dieser 
sozialistischen Alleinregierung möchte ich in 
der Kürze der mir zur Verfügung stehenden 
Zeit Vor allem am Beispiel des Gratisschul­
buches charakterisieren. Herr Bundeskanzler!  
Es gibt in diesem Haus keinen Abgeordneten, 
der das Gratisschulbuch ablehnt, handelt es 
sich hier doch um ein entscheidendes Bildungs­
mittel eines modernen Staates. 

Aber, Herr Bundeskanzler, wenn wir von 
dem Verwaltungschaos absehen, das die Ein­
führung des sozialistischen Gratissmulbumes 
nach sich gezogen hat, und diese Frage vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt aus beleuch­
ten, dann zeigt sich folgendes Bild: Es wird 
von 1972 an per anno jeweils eine Summe 
von rund einer Milliarde Smilling notwendig 
sein, um den Gratisschulbücherbedarf finan­
ziell zu bedecken. Nun hat die SPO es abge­
lehnt, einen Weg zu beschreiten, der für alle 
Schulen Osterreichs mit dem Aufwand von 
einer Milliarde Schilling den Schulbücher­
bedarf simergestellt hätte ; und zwar in einer 
Art und Weise, die das Gratissmulbuch 
sichert. Nur mit dem Unterschied, daß wir 
Freiheitlichen zum Wegwerfschulbuch soziali-

stischer Prägung von Haus aus nein sagten, 
weil wir der Meinung sind, daß das Schulbuch 
nicht allein ein Bildungs-, sondern darüber 
hinaus ein Erziehungsmittel, und zwar ein 
Erziehungsmittel zum Eigentum, ist, während 
für Sie, meine Damen und Herren der 
sozialistischen Fraktion, das Gratisschulbuch 
künftig ein Erziehungsmittel zum Wegwerfen 
ist. Da gehen die Meinungen eben grundsätz­
lich auseinander! (Beifall bei FPO und OVP.) 

Hätte die sozialistisme Mehrheitspartei 
unseren freiheitlichen Vorschlag wenigstens 
geprüft, dann wäre mit einer Milliarde Schil­
ling eine Gratisschulbümerausstattung für 
fünf Jahre sichergestellt worden. Fünf Jahre 
hindurch hätten diese Gratisschulbücher am 
A nfang des Schuljahres ausgegeben und am 
Ende des Schuljahres wieder eingesammelt 
werden können. Bei der Ausgabe dieser Gratis ­
schulbücher hätte der jeweilige Lehrer am 
Anfang des Schuljahres den Hinweis anfügen 
können: Gehe achtsam mit diesem Bum um, 
b eschädige es nicht ! Der Lehrer hätte von 
H aus aus darauf eingewirkt, daß die Erziehung 
zum Eigentum praktisch angewendet wird. 

Herr Bundeskanzler! Die Bundesregierung 
hätte sich in dieser Gesetzgebungsperiode 
nach diesem freiheitlichen Vorschlag drei b is  
vier  Milliarden für andere Aufgaben der 
Familie, der Bildung und der Schule erspart. 
Aber Sie ,  Herr Bundeskanzler, werfen mit  
Ihrer sozialistischen Gratisschulbümeraktion 
in dieser Gesetzgebungsperiode drei bis vier 
Milliarden Schilling bedenkenlos zum Fenste r  
hinaus ! (Zustimmung bei FPO und avp.) 

Daher, Herr Bundeskanzler, fordere ich Sie ,  
d ie  sozialistische Alleinregierung und die  
sozialistische Mehrheitsfraktion des · Hohen 
H auses, auf, die jetzige Gratisschulbuchaktion 
auf eine andere Grundlage zu stellen, als Sie 
es getan haben. Ich bin überzeugt, daß e s  
eine gemeinsame Arbeitsgrundlage aller drei 
Fraktionen des Nationalrates gibt, um Ihre 
sozialistische Gratis- und Wegwerfschulbuch­
aktion auf eine gedeihliche, vernünftige und 
e rsprießliche Grundlage im Sinne des FPO­
Vorschlages zu stellen! (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

Und noch etwas, Herr Bundeskanzler, haben 
Sie und der Herr Finanzminister der öster­
reichischen Offentlichkeit auch vorenthalten, 
nämlich die Tatsache, daß das Gratisschulbuch 
i n  anderen Lebensbereichen infolge der Teue­
rung und der fortschreitenden Inflation von 
d er Familie Osterreicher auf Schilling und 
Groschen bezahlt werden muß ! (Zustimmung 
b ei FPO und OVP. - Abg. Dr. Marga 
H u b  i n e k: Aus Familiengeldern! - Abg. 
K e r n : Es gibt kein Gratisschulbuch!) Herr 
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Peter 
Bundeskanzler, das sind die Tatsachen, mit den Zeitpunkt nirnt sieht, zu dem die Preise 
denen diese sozialistische Mehrheitsregierung den Hörnststand erreicht haben werden. Ja, 
kaum ein Jahr nach ihrem Amtsantritt kon- Herr Bundesminister für Finanzen, wenn Sie 
frontiert ist. den Zeitpunkt nirnt sehen, dann sagen Sie 

Setzen wir uns noch ganz kurz mit dem 
von sozialistischer Seite so oft verwendeten 
Argument der importierten Inflation ausein­
ander! Herr Bundeskanzler, diese Inflation ist 
in der überwiegenden Mehrheit eine haus­
gemachte, und zwar von der sozialistischen 
Mehrheitsregierung hausgemarnte österreichi­
sche Inflationl (Zustimmung bei FPO und 
OVP.) 

Warum? Es gibt keinen Bundeskanzler der 
Zweiten Republik, der der österreichischen 
Offentlichkeit so viele Versprechungen ge­
macht hat wie Dr. Bruno Kreisky, und es g,ibt 
kaum einen Bundeskanzler der Zweiten Repu­
blik, der sich so wenig Gedanken wie Doktor 
Bruno Kreisky über die Tatsache gemacht hat, 
daß dem Verteilen das Erarbeiten vorausgeht. 

Ihre Verteilungspolitik, Herr Bundeskanzler, 
ist grandios, aber die Politik des Erarbeitens 
sind Sie im Konzept und in der Praxis dem 
österreichischen Nationalrat, der österreichi-

- schen Wirtschaft und der gesamten Bevölke­
rung des Landes bis zum heutigen Tag schul­
dig geblieben. Wenn Sie so weiterwirtschaf­
ten, wie Sie es im ersten J ahr Ihrer SPO­
Alleinregierung getan haben, Herr Bundes­
kanzler, dann werden in wenigen Monaten 
die Probleme noch größer sein, als sie im 
Augenblick bereits sind. 

Glauben Sie wirklich, Herr Dr. Kreisky, 
daß man diesem Dbermaß sozialistischer Ver­
sprechungen auf der einen Seite, der Lösung 
der großen Probleme Osterreichs auf der 
anderen Se,ite näherkommen kann? Immer nur 
Geld ausgeben, Herr Bundeskanzler, ohne sich 
als Chef der Alleinregierung den Kopf über 
das notwendige Erarbeiten zu zerbrechen, das 
wird auf weite Sicht gesehen nicht gut gehen. 

Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß 
Sie, Herr Bundeskanzler, seit den von Klub­
obmann Dr. Koren in seiner Rede angezogenen 
Zeitläuften mit dem Preisauftriebsbelc:ämp­
fllngskonzept und mit dem Stabilisierungs­
konzept gegenüber diesem Nationalrat in Ver­
zug sind. Sie, der Herr Finanzminister, Herr 
Präsident Benya, Herr Minister Schleinzer, 
Herr Minister Koren und meine Wenigkeit, 
wir diskutierten vor dem Sommer dieses Jah­
res im Fernsehen diese Problematik. Bis zum 
heutigen Tage fehlt das Stabilisierungspro­
gramm, fehlt aber auch das Preisauftriebs­
bf�kämpfungsprogramm dieser sozialistischen 
Alleinregierung. 

Der Herr Finanzminister hat in einer seiner 
letzten Pressekonferenzen zugegeben, daß er 

uns bitte dorn, mit welchen Maßnahmen Sie 
diesem exorbitanten Preisauftrieb endlich zu 
Leibe zu rücken gedenken. 

Noch eines, Herr Bundeskanzler, wird auf 
weite Sicht auch nicht aufgehen können: daß 
Sie überall dort im Staate Druck ausüben, 
wo verschiedene Institutionen wie der ORF 
Ihrem Willen und Ihren sozialistischen Wün­
schen nicht gefügig sind. Sie, Herr Bundes­
kanzler, verstehen es übr.igens in den letzten 
Wochen meisterhaft, die Achse der Opposi­
tionsparteien zu schmieden und den Knüppel 
der Opposition zu formen, indem Sie einen 
Weg beschreiten, den ich für meine Person 
als äußerst bedenklich erachte, nämlich den 
Weg des Ausübens des politischen Druckes 
beziehungsweise den Weg einer permanenten 
Verunsicherung, um den derzeit unabhängigen 
Rundfunk den sozialistischen Wünschen ge­
fügig zu machen. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Wie das außerhalb des Rundfunks durch 
Sie und innerhalb des Aufsichtsrates des ORF 
durch einige - ich betone : einige - sozialisti­
sche Aufsichtsratsmitglieder betrieben wurde 
und wird, konnte ich in drei Aufsichtsrat­
sitzungen selbst erleben. 

Aber hier, Herr Bundeskanzler, setzen wir 
Ihnen von freiheitlicher Seite ein für allemal 
ein unabdingbares Nein entgegen. Beenden 
Sie die Phase des Verunsicherns gegenüber 
dem Osterreichischen Rundfunk und haben Sie 
doch endlich den Mut zu sagen, was Sie und 
die Sozialisten mit dem Rundfunk in Oster­
reich vorhaben! 

Auf der einen Seite erklärten Sie, das 
j etzige Rundfunkgesetz werde nicht angetastet. 
Kurze Zeit später gab der Präsident des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes die Erklä­
rung ab, daß das Rundfunkgesetz novelliert 
werden müsse. Schon ist das dem Bundes­
kanzler ein Anlaß zu sagen: Und jetzt muß 
ich die Situation neu überdenken, denn nun 
habe ich, der Bundeskanzler, zu prüfen, ob 
es zwischen dem Rundfunkgesetz und der 
ursprünglichen Fassung des Volksbegehrens 
abweichende Auffassungen gibt. 

Herr Bundeskanzler! Warum haben Sie 
nicht zu der Zeit, als Sie die Sozialistische 
Partei als Vorsitzender übernahmen und in 
der Opposition vertraten, diese Dberlegungen 
angestellt? (Rui bei der OVP: Genaul) Warum 
waren diese Dberlegungen für Sie als Ver­
treter einer Oppositionspartei nicht relevant? 
Warum sind diese Uberlegungen erst heute 
für Sie, da Sie einer sozialistischen Allein-
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regierung in Osterreich vorstehen, plötzlich 
von so weittragender Bedeutung? 

Herr Bundeskanzler! Wenn man sachbe­
zogen solche Vergleiche und Konfrontationen 
anstellt, wird man gegenüber dem Herrn 
Dr. Bruno Kreisky mindestens mißtrauisch. Da 
wird man nachdenklich und legt sich die Frage 
vor: Was beabsichtigt denn jener Mann, der 
heute eine so große Machtfülle in der 
Sozialistischen Partei in seiner Hand vereinigt, 
in der Endkonsequenz mit Institutionen wie 
dem ORF? 

Auf der einen Seite hat die sozialistische 
Alleinregierung die Tarife der Osterreichi­
schen Bundesbahnen schamlos in die Höhe 
getrieben, auf der anderen Seite, Herr Bun­
deskanzler, wollen Sie jetzt den Osterreichi­
schen Rundfunk finanziell umbringen und 
aktionsunfähig machen, indem schliCht und 
einfach von dieser sozialistischen Alleinregie­
rung der Machtmißbrauch erwogen wird, wo­
nach die Post sich weigern würde, die er­
höhten ORF-Gebühren einzuheben. 

Herr Bundeskanzler, was ist denn das für 
eine Demokratie ?  (Abg. Dr. B a u  e r: Eine 
sozialistische!) Her r  Bundeskanzler! Was sind 
denn das für undemokratisChe Methoden? 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Diktatorische! -
Abg. Dr. B a u  e r : Diktatur ist das!) 

Bedauerlicherweise hat der zuständige 
Ressortminister diese Tendenzen bereits be­
stätigt und zugegeben, daß derartige Uber­
legungen in der sozialistischen Alleinregie­
rung angestellt werden. 

Herr Bundeskanzler! Bitte überdenken Sie 
die jetzige Position der sozialistisChen Allein­
regierung ! Bitte b edenken Sie jene Wege, 
die nicht so sehr die Sozialistische Partei, 
sondern die Sie ad personam als der mit 
großer Machtfülle ausgestattete Kanzler dieser 
Alleinregierung in den letzten Wochen und 
Monaten besChritten haben. Bitte, Herr Bun­
deskanzler, denken Sie einmal auch über ein 
Argument der Opposition, in dem Fall der 
freiheitlichen Opposition, nach :  Es ist erwä­
genswert, sich selbst zu prüfen, ob man alles 
noch so richtig sieht, wie man es seinerzeit 
als Vertreter der stärksten Oppositionspartei 
gesehen hat. 

Herr Bundeskanzler! Ich habe den Eindruck, 
daß die Argumente, die von der freiheitlichen 
Fraktion vorgetragen werden, auf Seite der 
Regierungspartei k aum noCh geprüft werden. 

Nehmen Sie zur Kenntnis :  Wir Freiheit­
lichen werden von diesem Pult aus Ihnen 
gegenüber nie persönlich, nie unfair und 
nie "unter dem p olitischen Gürtel" argumen­
tieren. Wenn Sie uns FreiheitliChe aber so 

wie im Falle Scrinzi unter den Gürtel sChlagen, 
dann treten wir  Ihnen als geschlossene Ab­
wehrfront solch unqualifizierbarer Angriffe 
gegenüber! (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abge

'
ordnete Gratz. ICh erteile es ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus I Der Bundeskanzler und der 
Bundesminister für Finanzen haben angekün­
digt, daß sie die an sie gestellten Anfragen 
geschäftsordnungsgemäß erst in der nächsten 
Sitzung nach der Budgetrede des Bundesmini­
sters für Finanzen, aber selbstverständlich 
noch heute beantworten werden. (Abg. Doktor 
F i e d I e  r: Das sind die Rechte der Opposi­
tion, für die Sie einmal eingetreten sind! -
Abg. Dr. G r u b e r: Wie schaut die Geschäfts­
ordnung in diesem Punkt aus?) Ein Geschäfts­
ordnungsprivatseminar gebe ich Ihnen gerne. 
Die GesChäftsordnung sagt : Eine schriftliche 
Anfrage ist binnen zwei Monaten zu beant­
worten, und über eine solche schriftliche An­
frage kann bei UntersChrift von 20 Mitgliedern 
eine Debatte abgeführt werden. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Oder es muß die Nichtbean twor­
tung schriftlich begründet werden! - Abg. 
Dr. F i s  e h e r: Sie wird ja bean twortet! Es 
kommt ja eine Beantwortung. - Abg. Doktor 
G r u b e r: Darüber werden wir noch reden!) 
Wir werden darüber reden. 

Präsident Dr. Maleta: Also ich glaube, meine 
Damen und Herren, im Moment ist eine 
Geschäftsordnungsdebatte nicht ganz am 
Platze. 

Am Wort ist Gratz. 

Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : ich habe 
mir alle Ihre Redner angehört. Ich darf das­
selbe für mich in Anspruch nehmen. 

Hohes Haus ! Ich habe gesagt, daß die beiden 
Regierungsmüglieder erklärten, daß sie die 
an sie gestellten Fragen noch heute mündlidl 
beantworten werden, wie es ihr Recht ist. 

Ich gebe Ihnen gerne nicht nur die formelle, 
sondern auch die politische Begründung für 
diese Vorgangsweise, die ,im Einvernehmen 
mit dem Klub der sozialistischen Abgeord­
neten erfolgt. Es wird nach dieser dringHchen 
Anfrage eine zweite behandelt, die insgesamt 
19 Fragen enthält. Wir betrachten das als 
den Versuch, entweder den Bundesminister 
für Finanzen davon abzuhalten, seine Rede 
zum Bundesfinanzgesetz zeitgerecht zu halten, 
oder, wie s'ich aus den drei Reden j etzt gezeigt 
hat, die erste Lesung zu machen, bevor der 
Finanzminister gesprochen hat. (Beifall bei der 
SPO, - Abg. Dr. K o r  e n: Was heißt da 
"zeitgerecht" ? - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r:  Sie 
reden von Parlamentarismus!) 
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Grab 
Die Budgetrede des Finanzministers, die ja  

in der ersten Lesung, die von meinen drei 
Vorrednern bereits abgehalten wurde, dann 
zur Debatte stehen wird, beschäftigt sich wirk­
lich mit den in Osterreich vorrangigen Pro­
blemen der Wirtschafts- und Finanzpolitik. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Heißt das "ORF-gerecht" 
oder "zeitgerecht" ?) Was "zeitgerecht" heißt, 
werde ich Ihnen auch gleich sagen. Ich stimme 
Ihnen zu. (Abg. S t a u  d i n g e r: Sie haben 
mit der Geschäftsordnung argumen tiert, daß 
sie deswegen nicht antworten!) Herr Kollege ! 
Wenigstens zuhören sollten Sie. Sie gehören 
auch zu denen, die nur vom Zuhören heiser 
werden, weil sie so Viieie Zwischenrufe 
machen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Ich gestehe Ihnen zu, daß es bisher, wie 
es auch Herr Kollege Dr. Kohlmaier gesagt 
hat, zu den Spielregeln oder, sagen wir, zur 
parlamentarischen Courtoisie gehört hat, daß 
die Minister, obwohl sie zwei Monate Zeit 
haben, die Frage zu beantworten, bei einer 
dringlichen Anfrage sofort antworten. 

Es hat aber bisher ungeachtet der Ableh­
nung des Budgets durch die Opposition auch 
zur parlamentarischen Courtoisie gehört, daß 
der Bundesminister für Finanzen die Möglich­
keit erhält, seine Budgetrede ohne Stör­
aktionen zu halten. (Lebhafter Beifall bei der 
SPtJ. - Abg. Dr. K o r  e n: Was heißt "Stör­
aktionen" ?) Wenn diese Vorgangsweise . . . 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: Merkwürdige Auf­
fassung von Parlamentarismus! - Abg. Dok­
tor G r u b e r: Parlamentarismus ist Stör­
aktion!) 

Ist Herr Kollege Dr. Hauser 'im Haus? - Ich 
könnte ihm vorlesen, was er am 22. Oktober 
1969 (Abg. Dr. G r u b e r: Am 2 1 . 1), am 
22. Oktober - bitte, da steht's drauf! - 1 969 
über dringliche Anfragen �m Zusammenhang 
mit einer Budgetrede eines Finanzministers 
gesagt hat. 

Aber, meine Damen und Herren, wäre es 
der Opposition bei den dringlichen Anfragen 
um die Sache selbst gegangen, dann hätten 
Sie diese Anfragen in der jetzt darauffolgen­
den Sitzung einbr.ingen und ebenfalls noch 
am heutigen Tag behandeln lassen. Das wäre 
vollkommen in Ordnung. (Beifall bei der SPtJ. 
- Abg. Dr. G r u b e r geht zum Rednerpult 
und zeigt dem Redner ein stenographisches 
Protokoll: 21 .  Oktober!) Dann hat er zweimal 
gesprochen. Ich überreiche Ihnen das vom 22. ! 

Präsident Dr. Maleta: Aber, meine Herren, 
Sie kürzen gemeinsam dem Redner die 
20 Minuten Redezeit. (Zwischenrufe.) Bitte, 
alle zusammen. 

Abgeordneter Grab (for tsetzend) : Es ist 
Ihnen offenkundig nicht um die Sache gegan­
gen, auch nidü bei der nächsten Anfrage, 
sonst hätten Sie sie /in der nächsten Sitzung 
eingebracht. 

Es ist Ihnen darum gegangen, daß nach 
Ihrer Ankündigung "heißer Herbst" dem 
Finanzminister schon gezeigt werden wird, daß 
er dem Parlament und der OffenUichkeit seine 
Budgetrede nicht, wie in der Präsidialsitzung 
vereinbart, halten wird können. Und hier 
spielen wir nicht mit. (Beifall bei der SPO.) 

Aber da wir daran interessiert sind, über die 
Antworten der Bundesminister zu diskutieren, 
die sie heute noch geben werden, werden 
wir einem Antrag der Opposition, über diese 
Antworten, wenn sie heute gegeben werden, 
unverzüglich die Debatte zu eröffnen, gerne 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
i st der Abgeordnete Dr. Blenk. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Die Situation, in der wir 
uns derzeit befinden, ist wohl die abstruseste, 
die zumindest ich in meiner nicht sehr langen 
parlamentarischen Tätigkeit erlebt habe. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist mir zum ersten Mal passiert, daß der 
Herr Klubobmann der Sozialistischen Partei 
hier in, ich würde sagen, klagendem Tone 
sich darüber aufhält, daß die Opposition von 
den geschäftsordnungsmäßigen Möglichkeiten 
Gebrauch macht. Ich will jetzt gar nicht darauf 
eingehen, Herr Klubobmann Gratz, daß Sie 
etwa meinten, es sei unzumutbar, daß die 
Budgetrede des Herrn Finanzministers durch 
Störaktionen unterbrochen werde, wobei ich 
nur annehmen kann, daß diese Störaktionen 
in den dringlichen Anfragen gesehen wenden. 

Ich möchte Ihnen eines sagen, meine Damen 
und Herren : Die Verhaltensweise der beiden 
Regierungsmitglieder, an die diese erste dring­
liche Anfrage ging, war - das wurde bereits 
dargetan -. so ungewöhnlich, daß sich das 
auch mit Ihren gefinkelten geschäftsordnungs­
mäßigen Uberlegungen, Herr Klubobmann 
Gratz, nicht mehr rechtfertigen läßt. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. G r a t  Z: Was heißt 
"gefinkelt" ? ) 

Aber, meine Damen und Herren, es ist Ich kann mir nur eines vorstellen, meine 
Ihnen offenkundig . . . (Abg. D.r. G r u b e  r: Es sehr verehrten Damen und Herren, daß näm­
gab nicht zwei dringliche!) lich der Herr Finanzminister Androsm, ich 
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würde sagen, nicht nur samUch, sondern auch ' wegdiskutieren wollen. Man hat alle, die sich 
physisch einer Uberforderung ausgesetzt ist. damit befaßt haben, a l s  "Brandstifter", als 
Ich begründe Ihnen das wie folgt: Der Finanz- "Querulanten" und als "Aufhetzer" bezeichnet.. 
minister hat, wie wahrsmeinlidl bekannt ist, 
bereits vor Beginn der heuti gen Fragestunde 
die Anfrage an das Präsidium des National­
rates beziehungsweise aum an die Klubs ge­
stellt, ob man ihn nidlt entbinden könne von 
den Fragen, die für ihn in der Fragestunde 
vorgesehen seien. 

Nun, meine Damen und Herren, zufällig 
war die erste dieser Fragen so ziemlich wort­
gleich mit der ersten in der dringlichen An­
frage formulierten Frage, nämlich die Frage 
nach dem Artikel 51 und der Geheimhaltungs­
situation. Ich muß offen gestehen - bei aller 
Ungewöhnlichkeit des Verhaltens der bei den 
Regierungsmitglieder -: Mir ist diese Art 
einer Flucht - nach hinten in diesem Falle -
noch lieber als die Praxis ,  die der Herr 
Finanzminister heute früh b ei dieser Frage 
dem anfragenden Kollegen Sandmeier gegen­
über geübt hat, nämlich daß er sie praktisch 
überhaupt nicht beantwortet hat. (Beifall bei 
der OVP.) So kann ich nur hoffen, Herr Finanz­
minister, daß in der zweiten Sitzung diese 
Anfragen dann tatsächlich behandelt werden. 
Ich muß allerdings feststellen, daß die dring­
liche Anfrage in ihrer Bedeutung weiß Gott 
wichtig genug gewesen wäre, daß sie einer 
Antwort wert gewesen wäre. 

Herr Klubobmann Gratz! Wenn Sie meinen 
-- und das empfinde ich als eine Unterstel­
lung, die ,in hohem Maße ungehörig ist -, 
daß es offensichtlich den beiden Oppositions­
parteien bei der Einbringung dieser bei den 
dringlichen Anfragen nicht um die Sache 
selbst, sondern offenbar nur um geschäfts­
ordnungsmäßige Dinge gegangen sei , dann 
möchte ich Ihnen eines sagen : Es entspricht 
der Haltung, die diese Regierung den Pro­
blemen gegenüber bisher an den Tag gelegt 
hat, daß sie so entscheidende Dinge als "nicht 
der Sache wert" empfindet. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich möchte hier den Kern der dringlichen 
Anfrage zusammenfassen : Ich möchte sie wer­
ten als einen Aufruf an die Regierung, end­
lich einmal auch Uberlegungen anzustellen, 
auf die die ganze österreichische Bevölkerung 
seit nunmehr zwei Jahren in einem ständig 
steigenden Maße Antwort verlangt, nämlich 
bis zu welchem ruinösen Maße Sie Ihre 
Mischung aus parteitaktischen Konzeptsüber­
legungen und aus sachlicher Unfähigkeit, diese 
Fragen zu lösen, noch fortzuführen gedenken. 

Meine Damen und Herren ! Sie haben - das 
wurde heute schon dargetan - im Laufe der 
letzten zwei Jahre die Frag e  der Stabilität, 
die Frage der Inflation verniedlicht und quasi 

Nun erst, seit relativ kurzer Zeit, seitdem 
sich Ihre naiven Erwartungen, die Sie in diese 
Inflationspolitik gesetzt haben, nicht erfüllt 
haben, seitdem Ihnen die Kontrolle über das 
ganze Geschehen aus der Hand genommen 
wurde, seitdem Sie Getriebene und nicht mehr 
Treibende sind, seitdem Sie die Geister, die 
Sie riefen, nicht mehr los  werden, nein, sie' 
vor sich aufsteigen sehen in einem geradezu 
ungeahnten Ausmaß, nun auf einmal zeigt 
sich deutlich - das mödlte ich hier ganz: 
klar sagen - die ganze Hilflosigkeit dieser 
Regierung in wirtschaftspolitischen Dingen 
und auch die ganze Ignorierung aller wirt­
schaftlichen Notwendigkeiten, die ganze Igno-· 
ranz, die dahintersteckt. 

Es sind Mitglieder der Bundesregierung und 
nicht nur irgendwelche V ertreter Ihrer Regie­
rungspartei, die noch vor ein bis zwei Jahren 
die Stabilität als eine zu negligierende, zu 
verniedlichende Größe angesehen haben. Ich 
erinnere mich noch an die  Ausführungen des 
Herrn Handelsministers vor etwa eineinhalb 
Jahren, als er ganz klar sagte : Für uns steht 
an der Spitze die Frage des Wachstums, die 
Frage der Vollbeschäftigung, notabene in 
einer Zeit - und das wurde schon gesagt -, 
in der die VollbeschäftJigung, ja die Uber­
beschäftigung zum selbstverständlichen Tages­
brot der Wirtschaft gehörte i in einer solchen 
Zeit ignorierte man die Stabilität. 

Am 3. 6. des vergangenen Jahres hat dann 
derselbe Handelsminister gemeint, man müsse 
sich doch auch etwa überlegen, wie man diese 
verschiedenen Ziele in Einklang bringe. 
daß man ein Optimum an Stabilität erreiche. 
Er hat dann einen Satz gesagt, dessen Beur­
teilung ich angesichts der heutigen Situation 
der Offentlichkeit überlassen kann, er hat 
nämlich gemeint, daß diese Regierung im 
Kampf um die Stabilisierung erfolgreicher ge­
wesen sei als ihre Vorgängerin. 

Die "Erfolge" spüren w ir leider in einem 
bedrückenden Maße. Wir spüren sie in der 
Form, daß vor kurzem der maßgebliche 
soziialistische Sprecher des Osterreichischen 
Gewerkschaftsbundes etwa meinte, daß die 
"Teuerungen eben der Preis seien, den man 
für den Fortschritt zu bezahlen habe". Ich 
frage Sie, welchen "Fortschritt" meinen Sie 
damit? Ist das der "Fortschritt" - der Scher­
benhaufen und das Chaos, vor dem Sie heute 
stehen? Meine Damen und Herren! Das ist 
wahrhaftig ein teurer Preis.  

Ich muß Ihnen in Erinnerung rufen, daß 
Sie vor zwei Jahren bei einer Teuerungsrate 
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von nur 3 Prozent auf die Straße gehen 
wollten und mit Rücktrittsultimaten gedroht 
haben und daß Sie heute bei einer Teuerungs­
rate, die derzeit 6,5 Prozent beträgt, die der 
Herr Finanzminister für das kommende Jahr 
mit 7 bis 8 Prozent prognostiziert, die von 
Experten des Beirates in internen Sitzungen 
mit 10 Prozent vorausgesagt werden, daß Sie 
bei dieser Situation - der Herr Klubobmann 
Gratz hat es eben gemeint - davon sprechen, 
daß es bei der Behandlung einer solchen 
Frage ja doch "nie um die SaChe" gehen 
könne, sondern nur um "taktische Probleme". 

Meine Damen und Herren ! Wenn das die 
Haltung Ihrer Partei und Ihrer Regierung auch 
heute noch zu den Fragen ist, die den 
Lebensnerv des ganzen österreichischen 
Volkes angehen, dann kann ich nur sagen : 
Mich wundert es nicht, daß wir dorthin g�­
kommen sind, wo wir heute stehen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Man will dem Osterreicher einreden, daß 
das alles doch eine Selbstverständlichkeit sei, 
daß man eben mit der Inflation leben müsse, 
daß es eine Selbstverständlichkeit se'i, daß er 
mit der Aushöhlung seiner Ersparnisse, seiner 
Substanz zu rechnen habe, daß es eine Selbst­
verständlichkeit sei, daß vor allem die sozial 
Schwächsten Jahr für Jahr und M onat für 
Monat ihre Substanz und ihr Einkommen 
schwinden sehen. Und diese "Selbstverständ­
lichkeit" , der Sie hilflos gegenüberstehen, die 
wollen Sie beheben durch so deprimierende 
und lächerliche Almosen, wie Sie sie in Ihren 
hilflosen Konzepten aufscheinen lassen, wie 
das heute schon gesagt wurde. Ich sage Ihnen, 
mitnichten! 

ICh sage Ihnen, mitnichten wird dieses öster­
reichische Volk dieser Politik so passiv gegen­
überstehen, wie Sie es hoffen. 

Ich möchte Ihnen eines sagen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren: Mit der 
Methode, die Sie bisher angewandt haben und 
die der Herr F1inanzminister vor allem auch 
zu der seinen gemacht hat, werden Sie kein 
Glück haben, nämlich mit der Methode "Haltet 
den Dieb !"  etwa in der Form, daß man sagt, 
jeder, der auch nur darüber spricht, daß das 
Haus brennt oder der etwa gar zum Feuer­
löscher greift, ist bereits ein Zündler, ist be­
reits ein Brandsbifter. Oder die andere Me­
thode, die heute auch schon angezogen wurde, 
daß man ablenkt dadurch, daß man das Inter­
esse der Offentlichkeit durch VerdäChtigungen, 
durch gewisse Hinstreuungen gewaltsam auf 
andere Bereiche schiebt, sei es nun auf den 
ORF, sei es auf den Kampf gegen die Ärzte­
schaft oder was immer. Mit dieser Taktik, 
meine Damen und Herren von der SPO, kann 
man nicht regieren. Ich habe verschiedentlich 

gehört, meine Herren von der Bundesregie­
rung, daß es das besondere Kennzeichen 
dieser Regierung sei, daß sie offenbar im 
Gegensatz zu allen früheren nicht nur ver­
walte, sondern regiere. Und das Ergebnis 
dieses Regierens, meine Damen und Herren, 
das diskutieren wir heute in dieser derzeit 
laufenden mündlichen Anfrage. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht nur 
so, davon bin ich zutiefst überzeugt, daß 
diese Regierung die Inflation als einen wesent,,: 
lichen Teil und Bestandteil ihrer Politik, ihrer 
sogenannten Wirtschafts- und Sozialpolitik 
sieht. Es ist offenbar so, daß die Regierung 
damit rechnet, daß die, die es angeht, zu 
blind und zu unfähig sind, um die Blindheit 
und UnfähJigkeit dieser Regierung zu erken­
nen. Wie sagte der Herr Finanzminister in 
der jüngsten Pressekonferenz lam 1 5. 9. 1 9721 
Die Konjunkturpolitik der Regierung - so 
meinte er - mußte 1 97 1  noch primär auf 
Beschäftigungssicherung und Kapazitätsaus­
lastung ausgerichtet sein, nunmehr aber sei 
das "Hauptaugenmerk auf die Eindämmung 
des Preisauftriebes" zu legen. 

Meine Damen und Herren! Das ist die Hal­
tung, die von dieser Regierung seit zwei 
Jahren praktiziert wü'rd. Man hat verniedlicht 
so lange , bis einem die Wellen über den 
Kopf zusammenschlugen. Ich habe schon er­
wähnt, daß die Prognosen für das kommende 
Jahr in internen Diskussionen des Beirates 
bereits bei einer Teuerungsrate von 10 Prozent 
liegen. 

Wir kommen mit 1 .  Jänner in den "Genuß" 
der Mehrwertsteuer. Ich habe mir hier in 
diesem Hohen Hause in einer mündllchen 
Anfrage im September an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen die Frage erlaubt, ob 
er angesichts der zu erwartenden Teuerungen 
und der kumulierten Preissteigerungen sich 
nicht doch überlegen wolle, die' Einführung 
der Mehrwertsteuer zu sistieren, jener Mehr­
wertsteuer, die der Herr Finanzminister in 
den Auswirkungen mit einem Steigerungs­
koeffizienten von 1 bis 1 ,5 Prozent bedacht 
hat, jener Mehrwertsteuer aber, die von 
Experten heute bereits mit einem Preis steige­
rungserfolg von 4 bis 5 Prozent klassifiziert 
wird. Der Finanzminister hat mir darauf nur 
schlicht erwidert, das sei erstens nicht not­
wendig, denn zweitens werde ja sowieso die 
preisliche Auswirkung der Mehrwertsteuer­
einführung durch die Zoll senkung im Zusam­
menhang mit der IntegrationssituatJion kom­
pensiert werden. 

Herr Finanzminister! Ich habe mir bei dieser 
Gelegenheit erlaubt, Ihnen gelinde zu sagen, 
daß Sie offensichtlich die Zusammenhänge e�n­
fach nicht übersehen. Ich habe bereits einige 
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StiChworte gebracht, die längst jedem Wirt­
schafter heute klar sind, nämlich die Unsicher­
heit bezüglfcn der Ursprungs regelung, den Ab­
gang vom kumulativen Ursprungssystem auch 
in der kommenden EFT A und so weiter. Ich 
will hier darauf gar nicht weiter eingehen. 
Ich möchte nur feststellen : Die Tatsache der 
offensichtlichen Unfähigkeit dieser Regierung, 
die Zusammenhänge zu sehen, drückt sich 
auch - und wir haben heute früh trotz der 
dringlichen Anfrage bereits den Entwurf für 
Ihre Budgetrede erhalten - in einigen Pas­
sagen dieser Budgetrede, soweit ich sie bisher 
überflogen habe, aus. Sie meinen beispie ls­
weise, und ich frage Sie, wie Sie das begrün­
den, Herr Finanzminister, daß dieses Budget 
1 973 . . .  (Abg. G r a t  z: Wie ich gesagt habe: 
Erste Lesung

' 
vor der Budgetrede! ) Sie wer den 

mir nicht das Wort nehmen, Herr Abgeord­
neter Gratz. Und ich darf Ihnen sagen, der 
Herr Finanzminister hätte das verhindern 
können dadurch, daß er diese Budgetrede vor 
jener Sitzung verteiH hätte, in der er sie 
halten wird. Er hat sie eine Sitzung früher 
verteilt, ich nehme an in der Absicht, daß 
man bereits informiert ist. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. G r a t  z: Das letzte Mal hat 
sich Ihr Parteiobmann beschwert, daß er sie 
zu spät bekommen hatJ) Dort heißt es unge­
fähr : Wegen der in den letzten Jahren er­
folgten Konsolidierung und des wirtschafts­
politischen Erfolges dieser Regierung sei es 
möglich, EWG, Steuerreform und Finanzaus­
gleich in einem durchzuführen. Das wlird auch 
durch eine Uberschrift in derselben Budget­
rede interessant kommentiert, worin es heißt: 
" Ungebrochener wirtschaftlicher Aufschwung" . 

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, was 
ich daraus entnehme? Daß die Preissteigerun­
gen zu einem chaotischen Ausmaß geführt 
haben, daß die Stabilität in einem Maße ad 
absurdum geführt wurde wie nie zuvor, steht 
außer Zweifel. Der Herr Finanzminister aber 
spricht von einem "ungebrochenen Wlirtschaft­
lichen Aufschwung" . Der Schluß, den ich dar­
aus zu ziehen habe, ist schlicht der, daß 
offensichtlich die Stabilitätsproblematik heute 
noch nicht zum wirtschaftspolitIischen Reper­
toire der Regierung gehört, denn sonst wäre 
eine solche Formulierung von vornherein aus­
zuschließen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte nicht weiter in Einzelheiten ein­
gehen, sondern Ihnen am Schluß nur zwei 
"Legenden" entblättern, zwei Behauptungen, 
die diese Regierung immer wieder, wenn die 
Frage auf die Teuerung kommt, quasi vor 
sich her als Schutz und Schi'rm hält. Das ist 
einerseits der Hinweis darauf, daß diese 
Inflation importiert sei, und zum anderen die 
Legende, daß Osterreich ja im Vergleich mit 
den Nachbarländern ohnehin so gut dastehe. 

Zum ersten, meine Damen und Herren : Der 
OECD-Bericht 1 97 1  wurde Ihrersei ts  ja mit 
großem Unbehagen aufgenommen. Ich darf 
dazu allerdings erwähnen, daß die OECD­
Berichte erfahrungsgemäß immer die Approba­
tion der zuständigen Bundesregierung erhalten 
und daß daher Kritiken, die darin enthalten 
sind, zweifellos einen erhöhten Wert besitzen. 
In dieser OECD-Studie heißt es nicht nur, 
daß die amtlich geregelten Preise in den 
letzten Jahren erheblich stärker gestiegen 
seien als die anderen, sondern es heißt vor 
allem wörtlich, daß l Ider inflationistische Druck 
in den letzten eineinhalb Jahren hauptsächlich 
inländischen Faktoren zuzuschreiben" sei, und 
weiters, daß der Beitrag der Importpreise zum 
Gesamtauftrieb der Verbraucherpreise  1 97 1  er­
heblich niedriger war als 1970. 

Das gehört allen jenen einmal gesagt, die 
sich immer noch auf diese sachwidrigen Be­
teuerungen der Regierung verlassen. Ich habe 
heute schon gehört und möchte e s  wieder­
holen, daß wir im letzten Jahr sogar einen 
Abfall der durchschnittlichen Wertindizes bei 
den Einfuhren hatten. 

Nun zum zweiten, zur Legende vom angeb­
lich so guten Rang Osterreichs im inter­
nationalen Inflationskonzert. Kreisky und Co. 
operieren ja schon lange damit, daß wir noch 
besser seien als andere Länder. Es list nicht 
uninteressant, daß alle Vergleiche, die wir 
hören und die wir anstellen, einschließlich des 
Vergleiches, den der Herr Bundesminister für 
Finanzen in seiner neuen Budgetrede ver­
wertet, mit dem Jahr 1971 enden. Ich habe 
noch ein Interview des Herrn Staatssekretärs 
Veselsky im Ohr, in dem er sich bitter be­
schwert über die völlig unzumutbare Auswer­
tung des OECD-Berichtes. Er hat damals ge­
sagt, wir liegen ja noch so gut, wenn wir uns 
international vergleichen, wir !liegen noch 
unter dem OECD-Durchschnitt im Jahre 1 97 1 .  
Das stimmt auch, denn im Jahre 1 971 waren 
die Preise - und das ist einer Veröffent­
lichung der OECD vom Juli dieses Jahres zu 
entnehmen, die Vli'elleicht dem Staatssekretär 
Veselsky und auch dem Finanzministet 
Androsch zur Verfügung gestanden sein 
dürfte -, die OECD-Preise im Schnitt um 
5,5 bis 6 Prozent gestiegen; ,im selben Jahr 
sind die österreichischen Preise um 4,7 Prozent 
gestiegen. Wir lagen noch unten, aber wir 
sind auf der Uberholspur, denn, meine Damen 
und Herren, bereits die Ausweise des ersten 
Halbjahres 1972 der OECD sprechen davon, 
daß die Preise innerhalb der gesamten OECD 
um 4 bis 4,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen sind. Unsere aber haben genau die 
gegenläufige Entwicklung genommen. Wir 
haben nämlich derzeit schon eine Steigerungs­
rate ausgewiesen von 6,5 Prozent. 

260 
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Meine Damen und Herren I Diese naive Ab­
lehnung und diese naive Verteufelung aller 
dieser Vergleiche kann nur entweder auf 
einen Informationsmangel oder auf dem be­
ruhen, was heute j a  schon verschliedentlich 
als eine Taktik der Regierung angesehen 
wurde, .· nämlich als eine Behauptung wider 
besseres Wissen. 

. Ich komme zum Schluß. Diese Regierung 
hat primär zur Erreichung ihrer Ziele die 
Inflation zu ihrem Verbündeten gemacht, zu 
einem Verbündeten, der allen Bevölkerungs­
schichten den Weg in eine ungewisse 
Zukunftsentwick.lung zu ihrem dauernden 
Schaden weist. Sie hat die Kontrolle verloren 
über das Wirtschaftsgeschehen, und wir als 
Oppositionspartei, das möchte ich Ihnen ganz 
klar noch einmal sagen, werden es als unsere 
erste und notwend!ige Aufgabe ansehen, 
dieser Politik dieser Regierung nicht nur als 
harte Oppositionspartei den Kampf anzusagen 
und ihn durchzufechten, sondern auch als eine 
Partei, die sich für das Geschehen in d!i'esem 
Staate in einem Maße wie nie zuvor verant­
wortlich fühlen muß. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren ! Ich be­
daure, daß der Herr Klubobmann Gratz hier 
einige Behauptungen (in den Raum gestellt hat 
und sich darauf entfernt hat, weil es ist doch 
notwendig, auf einiges davon einzugehen. 

Ich möchte mich nicht in j ene Niederungen 
der Diskussion begeben, wo parlamentarische 
dringliche Anfragen als Störaktionen bezeich­
net werden. (Beifall bei der OVP und bei der 
FPO.) 

Ich glaube, es ist eine bedauerliche Ent­
gleisung, wenn die Ausübung des Rechtes des 
Nationalrates, des Rechtes der OpposHion rin 
diesem Nationalrat mit derartigen Bezeich­
nungen versehen wird, um so mehr, als man 
ja nicht behaupten kann, daß die Fragen, die 
hier gestellt wurden, nicht sehr ernste Dinge 
betreffen. 

Ich muß aber zur Geschäftsordnung noch 
etwas sagen. Es ist zweifellos richtig, daß der 
Herr Bundeskanzler und der Herr Bundes­
minister für Finanzen nach dem Wortlaut der 
Geschäftsordnung berechtigt waren, die Flucht 
in den Paragraphen 71 Absatz 3 des Geschäfts­
ordnungsgesetzes anzutreten. Es ist aber nicht 
liichtig - bei genauer Auslegung der Ge­
schäftsordnung -, daß diese bei den Regie­
rungsmitgHeder nun nach ihrem Belieben fest­
setzen könnten, in welcher Sitzung des Natio­
nalrates sie diese dringliche Anfrage beant-

worten. (Beifall bei der OVP und bei deI FPO.) 
Ich stelle ausdrücklich fest, daß nach meiner 
Auslegung der Geschäftsordnung eine Beant­
wortung 'in der nächsten Sitzung geschäftsord­
nungswidrig ist, weil dort kein Gegenstand 
zur Beratung steht, der eine solche Beantwor­
tung ermöglichen würde. (Abg. G r a t  z: Para­
graph 71 Absatz 3/) Ich weiß schon, 7 1  Ab­
satz 3. Ich kann das zurückgeben, Herr Klub­
obmann Gratz, was Sie vorhin in einem ande­
ren Zusammenhang gesagt haben. Wir könn­
ten j etzt eine lange Diskussion über diese 
Frage abhalten. 71 Absatz 3 besagt nicht, 
daß das Regierungsmitglied bei einer beliebi­
gen Stelle der Verhandlungen des National­
rates sagen kann: Jetzt fällt mir aber ein, 
ich will jetzt eine Anfrage beantworten I Son­
dern es muß hier ein Gegenstand der Tages­
ordnung vorliegen. Das ist meine Meinung, 
und das, glaube ich, ist der Sinn dieser Stelle 
der Geschäftsordnung. 

Nun ist es eine alte Sache : Man kann natür­
Hch auf dem Wortlaut herumturnen, um zu 
versuchen, zu einem Ergebnis zu kommen, das 
einem gerade ins Konzept paßt. Es gibt aber 
auch einen Sinn der Geschäftsordnung und es 
gibt einen Geist der Geschäftsordnung. Und 
gegen diesen Geist der Geschäftsordnung 
wiiderstößt es schon, wenn der Bundeskanzler 
hier und jetzt nicht die Antwort erteilt. (Bei­
fall bei der OVP und bei der FPO.) Das ist 
aber seine Angelegenheit und die Angelegen­
heit des Herrn Bundesministers für Finanzen. 
Wir werden das sehr aufmerksam registrieren, 
daß hier eine immerhin nicht bedeutungslose 
Anfrage vorI:iegt und daß nicht das gemacht 
wurde, wofür eine parlamentarische Opposi­
tion Verständnis haben könnte, nämlich daß 
man sagt: Unterbrechen wir die Sitzung auf 
ein oder zwei Stunden, damit wir uns ent­
sprechend auf die Beantwortung vorbereiten 
können. Es ist klar, daß eine Bundesregierung 
unter Umständen nicht sofort alles beantwor­
ten kann. Aber zu sagen: Wir werden dann 
antworten, wenn es uns paßt ; und wann's euch 
paßt - euch, dem gesamten Nationalrat -, 
das ,ist uns gleich, das, glaube ich, ist mit dem 
Geist des Parlamentarismus 'in keiner Weise 
zu vereinbaren. (Abg. Dr. G r u b e I: Aber mit 
dem Geist deI Regierung schonl) Ich glaube 
sehr wohl, daß es dem Herrn Bundesminister 
für Enanzen wichtig ist, in welchem Zeit­
punkt er seine Rede halten kann. Möge er 
aber daraus nicht schließen, daß aus diesem 
Grunde den Abgeordneten dieses Hauses die­
ser Zeitpunkt auch das wichtigste sein muß. 
Uns ist das Problem der Teuerung in Oster­
reich wichtiger als der Zeitpunkt, zu dem Sie, 
Herr Bundesminister für Finanzen, Ihre Bud­
getrede halten. (Beifall bei der OVP und der 
FPo.) 
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Und damit komme ich zur Sache selber: Ich 
verlese hier nur nüchterne Zahlen, und zwar 
nicht vii eie, sondern ganz wen1ge. Der Index� 
stand w ar im April 1970 1 1 3,4 - er ist jetzt 
1 29,9. Die Steigerung ist also 14,6 Prozent, 
obwohl die Regierungserklärung, und zwar 
sowohl die vom April 1 970 als auch die vom 
Oktober 1 97 1  darauf verwiesen hatte, daß die 
Stabilität des Schillings und diese Stabilität 
zu erhalten eine wesentliche Aufgabe der 
Bundesreg�erung darstelle und daß diese Bun­
desregierung die entsprechenden Maßnahmen 
ergreifen werde. Es wurde gesagt : "Es war 
ein Hauptanliegen unserer Wirtschaftspolitik, 
den Preisauftrieb zu bekämpfen." Wir müssen 
schon s agen , das ist "ganz großartig" ausge� 
fallen, wie die Ziffern zeigen. 

Ich möchte noch etwas dazu sagen : Es gab 
einmal eine volkswirtschaftliche Schule, die 
die Theoliie des Schwundgeldes vertrat. Das 
war in der ersten Zeit der Ersten Republik sehr 
aktuell. Ich habe die Befürchtung, daß diese 
Bundesregierung am besten Wege rist, sich in 
eine Schwundgeldregierung zu verwandeln. 
(Beifall bei der OVP und bei der FPO.) Denn 
wir sehen,  daß ohne Rücksicht darauf, was an 
Warnungen nicht nur von seiten der Opposi­
tion ausgesprochen wird, die Re�erung auf 
dem Weg, den sie eingeschlagen hat, weiter­
geht, daß sie ohne Rücksicht darauf dem 
Wachstumsfetischismus huldigt und hier den 
Standpunkt vertritt, daß Wachstum wichtiger 
ist als Stabilität. 

. 

Nun wird da immer wieder eingewendet, 
daß ja beii einer ganzen Reihe von Bevölke­
rungsgruppen eine Erhöhung des Realeinkom­
mens festzustellen sei, eine Erhöhung des 
Realeinkommens ohne Rücksicht auf die Stei­
gerung der Preise. 

Man darf dabei nicht vergessen, daß das ja  
nicht d ie  gesamte österreichische Bevölkerung 
:ist. Das  mag für Teile zutreffen, aber es gibt 
viele Menschen in unserem Lande, die gar 
nicht die Möglichkeit haben, auszuweichen, 
die gar nicht die MögNchkeit haben, den 
Preisantflieb wieder auszugleichen, die sich 
an der Schattenseite des Wachstums befinden 
und die aus diesem Grunde die Geschädigten 
dieser Wirtschaftspolitik der sozialistischen 
Bundesregierung s:ind. 

Es wurde heute schon gesagt : Sehr schön 
und sehr groß im Verteilen und sehr wenig 
oder gar nichts im Erarbeiten dessen, was ver­
teilt werden soll. Man muß aber auch noch 
etwas hinzufügen : Sehr groß im Wegnehmen, 
sehr g roß darin, daß dem, der sich etwas er­
spart hat, das Ergebnis seiner SpartätJigkeit 
weggenommen, daß es verkleinert wird, und 
das sind nicht die Reichen hier im Lande, son-

dern das ist die Pensionistin, die 10.000 S auf 
ihrem Sparbuch hat, das sind die Kleinen, 
denen ununterbrochen das wieder weggenom­
men wird, was sie sich erarbeitet und erspart 
haben. 

Von diesem Gesdchtspunkt aus kann man 
die Probleme der steigenden Inflation nicht so 
mit einer Handbewegung wegwischen und 
sagen: Das ist eben eine Begleiterscheinung 
des Wachstums, einer wirtschaftliichen Kon­
junktur, das gehört dazu, das ist ein notwen­
diger Bestandteil, und damit müssen wir uns 
eben abfinden ! 

Es i st auch nicht wahr - und das wurde 
heute schon gesagt, aber es muß immer wieder 
wiederholt werden -, es ist nicht wahr, daß 
es sich um eine importierte Inflation handelt. 
Sicherlich: Es gibt sicher Umstände, die auch 
von außen einwirken. Aber der Schwerpunkt 
hegt in dem, was wir selber machen, liegt �n 
der Ausweitung des Budgets, liegt 'in der Aus­
weitung der Kredite, und wenn in dem Budget,. 
das der Herr Finanzminister heute vorlegen 
wird, 5 Milliarden inlandswirksames Defizit 
enthalten list, so können wir uns leicht aus­
rechnen, wie es im nächsten Jahr ausschauen 
wird. 

Wie war es in den vergangenen Jahren? 
1 970 : 4 Prozent Teuerung, 1 97 1 :  5,6 Prozent, 
1 972 sind wir derzeit bei 6,4 Prozent. Wir 
könnten also die Formel entwickeln, daß 
sozialisHsche Bundesregierung bedeutet: jedes 
Jahr 1 Prozent mehr Inflation. 

Ich glaube, dabei wird es aber nicht bleiben, 
denn wenn wir dem zuhören, was Professor 
Nemschak unlängst mit aufsehenerregenden 
Formul'ierungen gesagt hat, daß es an allen 
Ecken brennt, dann würde sich ja ergeben, daß 
für 1 973 nicht die 7 Prozent zu erwarten sind, 
die prognostiziert wurden, sondern daß 8 Pro­
zent drohen, daß also die Teuerung noch höher 
sein wird. 

D aher, glaube ich, ist schon die Frage be­
rechtigt, ob jetzt die Bundesregierung endlich 
bereit ist, von diesem verhängnisvollen Weg 
abzugehen, ob sie bereit ist, endlich etwas zu 
unternehmen, um einer Entwicklung zu 
steuern, die nicht nur die Ersparnisse ver­
mindert, die nicht nur die Bevölkerung mit 
Mehrausgaben belastet, sondern die letzten 
Endes auch die Arbeitsplätze gefährdet. Wenn 
Sie ,  Herr Bundeskanzler und Herr Bundes­
minister für Finanzen, auf diese Fragen heute 
und jetzt keine Antwort wissen, so list das ein 
schlimmes Zeichen für die Zukunft. (Beifall 
hei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Keimel. Ich erteile es 
ihm. 
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Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Diese soZ'ia­
listische Regierung, vor allem der Bundes­
kanzler und der Finanzminister, glaubten die 
längste Zeit, basierend auf ihrer Wirtschafts­
theorie, man könnte InflaHon als Instrument 
der Gesellschaftspolitik, als raffiniert lautloses 
Instrument einer sozialistischen Machtpolitik 
manipulieren, manipulieren etwa auch wie 
Meinungsbildung und versch'iedene Massen­
medien. 

Aber die Inflation, meine Damen und Herren, 
folgt ihrer ganz eigenen wirtschaftltich zwangs­
läufigen Gesetzmäßigkeit dann, wenn sie nicht 
�m Keime gezügelt wird. Dann ist die Inflation 
wie ein Krebsgeschwür: NodJ. sind ganze Kör­
perpartien und Organe heil - das werden wir 
sicherlich heute sehr stark in der Budgetrede 
dann hervorgehoben sehen -, aber der ganze 
Wirtschaftskörper ist in Lebensgefahr, wenn 
nicht behandelt wird, nicht rechtzeitig behan­
delt wird und, wenn es sein muß, auch operiert 
wird. 

Meine Damen und Herren ! Inflationspolitik 
läßt sich nicht steuern. Und wenn dliese sozia­
listische Regierung schon nicht unseren Wirt­
schaftspollitikern, welche ihr durch zwei Jahre 
die Gefahren aufzeigten, StabiJiisierungspro­
gramme vorlegten, wenn sie schon uns nicht 
glaubte, dann hätte sie doch ihren eigenen, 
wenn auch wenigen, so doch erfahrenen Wirt­
schaftspraktikern folgen müssen, wie zum Bei­
spiel dem Soz,ialisten Karl Ausch, der Anfang 
1971  schon in "Arbeit und Wirtschaft" be­
schwor :  

"Heute weiß man" - schrieb Ausch - ,  "daß 
die Inflation die Vollbeschäftigung bedroht, 
daß Soie früher oder später das Wirtschafts­
wachstum hemmt und schließlich zum SM ll­
stand bringt." 

Eine Regierung, die darauf keine andere 
Alternative weiß als den Primitiv-Slogan : In­
flation oder Arbeitslosigkeit !, die ist wirt­
schaftspolitisch unfähig, und sie ,ist auch da­
durch, daß sie damit Unsicherheit in breiten 
Bevölkerungskreisen verbreitet, zutiefst un­
sozial. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Während Sie 
also mit der Inflationspolitik bewußt ihren 
sozialistischen - nicht den sozialen bitte, den 
sozialistischen! - Umverteilungseffekt in den 
Einkommen, in den Vermögen, in den Ver­
mögen auch der Sparer und damit also in der 
Machtverteilung immer noch mehr bin zum 
Staatskapitalismus erreichen wollten, während 
Sie glaubten, dabei bleibe immer noch der 
Finanzminister der erste Inflationsgewinner, 
haben Sie offenskhtlich j etzt die Kontrolle 
verloren, stehen Sie jetzt, meine Herren, mehr 

denn je hilflos dem Inflationsgeist gegenüber, 
den Sie selbst gerufen haben. Und dabei ist 
die sozialistische Fraktion immer noch - darf 
ich so sagen - schizophren, gespalten. Ich 
kenne genügend Vertreter Ihrer Partei, die 
nach wie vor in der, so meinen sie, dosierten 
Inflatlion den besten Weg der lautlosen Ent­
eignung, des evolutionären Sozialismus hin 
zur Planwirtschaft sehen, während anderen, 
vor allem .in der Regierung, offensichtlich 
schon die Grausbirnen aufsteigen, nicht VIiel­
leicht aus Verantwortungsbewußtsein, sondern 
wohl viel eher rein taktisch, möchten sie doch 
auch die nächsten Wahlen gewinnen ; denen 
also schon das gleiche Ziel vorschwebt, aber 
doch so, daß es die österreichische Bevölke­
rung nicht so kraß spürt. 

Meine Damen und Herrenl Die Inflations­
politik betreibt diese Regierung heute nicht 
mehr als Betreiber, sondern schon viel eher 
als Getriebener auf allen Ebenen ihres W.ir­
kens, insbesondere aber auch über die Budget­
politik, über den Budgetvollzug und die damit 
eng zusammenhängende Steuerpolitik, Tarif­
politik und dergleichen. Die Inflation wirkt 
sich in Geldwertschwund und damit in Preis­
steigerungen aus. Wieder ist die beste Ablen­
kungsmethode neben vielen anderen Slogans 
doch die, die Betroffenen, zum Beispiel die 
Wirtschaft, welche dann die Preise exekutiert, 
die Preise verlangt und die Preise weiter­
geben muß, als die "Preistreiber" Mnzustellen. 

Den Gewerkschaften, meine Damen und 
Herren, die zufolge der Inflationsraten höhere 
Löhne fordern, ebenfalls "Preistreiberei" vor­
zuwerfen - denn Löhne sind auch Preise, 
meine Herren -, wagt diese Regierung schon 
n'icht mehr. 

Ich sagte es anläßlich meiner Analyse des 
Budgets 1972 und ich sagte es anläßlich der 
Mehrwertsteuerdebatte : Preistreiber Nummer 
eins ist mehr denn je die Regierung selbst! 

Der öffentliche Konsum hat während der 
letzten zehn Jahre gegenüber den privaten 
Investitionen und gegenüber den Brutto an­
lageinvestitionen mit rund 1 80 Prozent weit­
aus am stärksten zugenommen. Der öffentliche 
Konsum steht damit an der Spitze. Der Anteil 
des Staates an der W'irtschaft, am österreichi­
schen Nationalprodukt steigt laufend. 

Aber auch hier werden Schlagworte über 
Schlagworte von der Regierung zur Vernebe-
1ung wirtschaftspolitischer Unfähligkeit ge­
prägt. In diesem Zusammenhang wird gerne 
auch das Schlagwort von der "öffentlichen 
Armut" gebraucht, um hier wieder von der 
"öffentNchen Verschwendung" abzulenken. 
Das Eigenkapital des Staates, meine Damen 
und Herren, ist größer als das aller privaten 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 79

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzung - 18.  Oktober 1972 3753 

Dr. Keimel 

inländischen Unternehmen zusammen. Mit nannten automatischen Stabilisatoren zu ver­
größeren finan:zliellen Zuweisungen an die arbeiten, werden s ie wie Benzin in das Infla­
öffentliche Hand wurden die Leistungen dieser tionsfeuer hineingegossen l 
nicht analog erhöht, wie die jüngste Entwick­
lung wieder besonders kraß zeigt. Die Perso­
nalkosten und die V erwaltungskosten steigen 
überproportional, der  Umfang der realen 
öffentHchen Investitionen nimmt ab zu Lasten 
des Schulbaues, zu Lasten des Straßenbaues 
oder zu Lasten anderer infrastruktureller Maß­
nahmen. Das Budget wird so vom Nutznießer 
der Inflation immer mehr zum Motor der Infla­
tion, der Finanzminis ter mit allerdings 87 Pro­
zent gesetzlich starren Ausgaben zu seinem 
Gefangenen. 

Was sagte der F1inanzminister Dr. Androsch 
am 8. Oktober 1 970 zum Budget 1 971 ? - "Nicht 
nur eine Verwirklichung des Regierungspro­
gramms, sondern auch ein Konsolidierungs­
programm für die Staatsfinanzen wird damit 
eingeleitet. " - So widersprechen skh die An­
kündigungen mit den Tatsachen. 

Diese inflationsfördernde Wirkung der 
sozialistischen Budgetpolitik wird auch mit 
dem Budget 1 973 fortgesetzt. Ein noch stärke­
rer Druck 'geht vom Bundesvoranschlag aus, 
wie wir aus detaillierten Press�berichten er­
fahren, während sich der Finanzminister 
gegenüber dem Parlament zu eben solchen 
Auskünften nicht bereit fand. Ich verstehe das 

Die von der OVP s e'inerzeit begonnene Ver­
waltungsreform ist versandet. So werden 
schlicht und einfach mit dem Budget die Preise 
weiter in die Höhe getrieben. 

allerdings, denn hier wäre wohl die volle 
Meine Da'men und Herren! Schon 1972 wurde Information vonnöten gewesen. Der Presse 

statt einer antizyklis chen Ausgabenpolitik ein kann man im Lütgendorfschen Stil mit Halb­
inlandswirksames Defizit von fast 2 Milliarden wahrheiten dienen. 
Schilling erstellt. Wenn der Finanzminister an­
läßlich seiner Pressekonferenz am 15 .  Septem­
ber 1972 erklärte, "ein restriktiver Vollzug 
des Bundesbudgets 1 972 erscheine somit ange­
bracht" - spät genug hat er das damit er­
kannt - und das 2. Budgetüberschreitungs­
gesetz werde ledigl1ich - wie er sagte - "die 
Mehrausgaben enthalten, die sich 1m Laufe 
des Budget jahres nach eingehender und stren­
ger Prüfung als abs olut notwendig erweisen", 
so widersprechen die Tatsachen den Verspre­
chungen und den Ankündigungen. 

Aber vielleicht gehört das zum "taktischen 
Regierungsstil" ,  wie wir heute schon gehört 
haben und wie ihn Minister Lütgendorf letzte 
Woche umriß, der Presse eben "nicht limmer 
die Wahrheit zu s agen". Wir werden sehr 
wohl darüber wachen, daß diese 'taktischen 
Unwahrheiten nlicht auch gegenüber dem Par­
lament und damit gegenüber der österreichi­
schen Bevölkerung mehr und mehr einreißen ! 
So wie jetzt wieder beim Budgetüberschrei­
tungsgesetz - jetzt liegt es ja im Hause -, 
das rund 3,2 Milliarden Schlilling enthält, wo­
von mehr als 2,5 Milliarden Schilling durch 
Mehreinnahmen gedeckt sind, Dazu kommen 
600 Millionen Schilling, weldle schon im 
1. Budgetüberschreitungsgesetz durch Mehr­
einnahmen gedeckt wurden. Das ergibt bereits 
jetzt eine Nettoausgabenausweitung von 
3,1  Milliarden Schilling. Dazu kommen noch 
die unbekannten Uberschreitungen, die der 
Finanzminister von sich aus tätigen kann. Da­
zu kommt noch mehr als die Hälfte der 1 5pro­
zentigen seinerzeitigen Bindung der Ermes­
senskredite, d-ie inzwischen freigegeben wurde. 

Meine Damen und Herren ! Statt alle Mehr-

Die Ausgaben erfahren mit 16 Milliarden 
Schilling die höchste Steigerungs quote seit 
Kriegsende, und sie liegen um 30 Prozent 
höher als der noch im September der Schät­
zung zugrunde liegende Zuwachs des nominel­
len Bruttonationalproduktes für 1 973, weil 
eben zufolge der s oziaNstischen Inflationspoli­
tik das Wirtschaftsforschungsinstitut für 1973 
mit einer Steigerung des Verbraucherprelis­
index von mindestens 7 Prozent rechnete, so 
daß das nominelle Bruttonationalprodukt von 
10 Prozent - Stand September - binnen 
einem Monat um 30 Prozent auf 13 Prozent 
hinaufrevidiert werden mußte. 

Meine Damen und Herren ! Hier können wir 
nur noch von einer besorgniserregenden 
galoppierenden Entwicklung sprechen ! 

Das Defizit des Budgets 1 973 ist mit rund 
20 Mrilliarden Schilling das höchste se,it Kriegs­
ende - 1 1 ,2 Milliarden Schilling sind offen 
ausgewiesen und 9 Milliarden Schilliing sind 
zur Deckung der Mehrwertsteuerlücke im 
ersten Jahr vorgesehen -, welches durch 
Kreditoperationen zu decken sein wird. 5 Mil­
liarden Schilling wüd das inlandswirksame 
Defizit betragen und damit Konjunktur und 
Preise weiter anheizen. 

Meine Damen und Herren! Es g-ibt ernst­
hafte Fachleute, die nicht nur zu Beginn des 
Jahres 1973 mit über 8 Prozent Indexsteige­
rung rechnen, sondern mit 10 Prozent und mit 
mehr Prozent. Was schrieb die "Arbeiter-Zei­
tung" 1970 bei 3 ,8 Prozent, bei der höchsten 
Indexsteigerung während der gesamten OVP­
Regierungszeit? "Preissteigerungen wie noch 
nie ! "  Die Gewerkschaft stellte daraufhin das 

einnahmen inflationshemmend als die soge- bekannte Preisultimatum. 
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Vor allem von der Mehrwertsteuer werden 
im Jahr 1 973 weitere erhebliche inflationisti­
sche Tendenzen ausgehen, wie das die OVP 
in ihrem Minderheitsbericht und während der 
Mehrwertsteuerdebatte bereits feststellte, und 
zwar insbesondere durch den zu hohen Satz 
von 1 6  Prozent - wir h aben zumindest für 
die Einführungszeit einen Satz von 14 Prozent 
vorgeschlagen -, durch die zu hohe Investi­
tionssteuer, welche darüber hinaus die An­
passung der Industrie und der Wirtschaft an 

den EWG-Standard hemmen muß, und durch 
die zu geringe Vorratsentlastung, verbunden 
mit einer zu starken Umsatzsteuerbelastung 
bei vielen Gütern gerade des täglichen Bedar­
fes, wie zum Beispiel bei Energ,ie, bei Benzin, 
bei Mieten und dergleichen. 

Fünf große "Unbekannte" und damit Ver­
unsicherung und schier unbewältigbare Bela­
stungen für die Bevölkerung und für die Wirt­
schaft, aber auch für die Finanzverwaltung 
prägen das Budget 1 973 : Mit der Lohn- und 
Einkommensteuerreform werden über 5 Mil­
liarden Schilling Konsum freigesetzt, die Mehr­
wertsteuer, die 29. ASVG-Novelle, der Finanz­
ausgleich und die EWG-Verträge. Alles zu­
sammen ergibt ein Hin- und Hergeschiebe von 
direkten zu :indirekten Steuern, von Zöllen 
und von Abgaben zu Soz-ialversicherungsbei­
trägen. Schlecht kopiert nach noch viel schlech­
terem schwedischem Beispiel, während die Ge­
samtbelastung (Zwischenruf des Abg. Doktor 
R e i n  h a r t) - Sie werden es wissen, Kollege 
Reinhart - der B evölkerung und der Wirt­
schaft mit Steuern und mit Abgaben - das 
ist das Wesentliche - aus dem Budget 1 973 
eine Nachkriegshöchstmarke von nahezu 
40 Prozent erreicht. Unter neun reichen Indu­
striestaaten Hegt Osterreich bezüglich Steuer­
belastung an zweiter Stelle. Die Auswirkun­
gen solcher Steuerpolitik und solcher Budget­
politik sind schlimm genug. Jede Mehrleistung 
wird abgebremst. 

Jeder Volksw.irt weiß aus der simplen Regel, 
daß Kosten Werteinsatz für erbrachte Leistung 
sind und daß "Leistungsbremser'" damit auto­
matisch "Preissteigerer" sind. Die arbeitsame 
österreichische Bevölkerung weicht als eine 
Art von "Steuerpartisanen" ins Ausland oder 
in den Pfusch aus - das wird noch große Pro­
bleme für uns bringen ! -, während in den 
Betrieben Maschinen und Anlagen stillstehen. 

Das beweisen Zahlen am besten. Der Preis­
index 1 968 war 2,8 Prozent, der TaJ1iflohn­
index 6,8 Prozent, also fast das Zweieinhalb­
fache. Jänner bis August 1 972 : Preisindex 
6,4 Prozent, Tariflohnindex 10,7 Prozent, also 
nur mehr das 1 ,1fache. Gegenüber 1 968 ein 
Rückgang von rund 30 Prozent. Nicht nur 
- am meisten allerdings - die Armen, die 

Rentner, die Pensionisten, die Bauern und die 
Sparer, sondern auch der Mehrarbeitende, der 
Mehrleistende sind das Opfer der Inflation, 

Meine Damen und Herren! Eine Inflation 
wirkt sich in einem Lande mit einem System 
progress-iver Steuern besonders verheerend 
aus. Daher ist auch ein Vergleich, den wir 'in 
der letzten Zeit immer wieder gehört haben, 
mit der Schweiz gar nicht ohne weiteres mög­
lich, Durch die Versteuerung der sogenannten 
"fiktiven Gewinne" wird den Unternehmen 
Substanz weggesteuert, die sie gerade jetzt 
für die Erhaltung und für die Verbesserung 
der Arbeitsplätze im großen Wirtschaftsraum 
brauchen. 

Es ist eine üble  Demagogie, wenn ein sozia­
listischer sogenannter Wirtschaftsexperte in 
der Presse erklärt, die "Unternehmen müßten 
eben auch auf Mehrgewinne verzichten", wäh­
rend die amtliche Statistik gleichzeitig fest­
stellt, daß der Anteil des Fremdkapitals, also 
die Verschuldung unserer Betriebe, neuerlich 
gestiegen ist, was - wie es dort heißt -
"eine Beeinträchtigung der Konkurrenzfähig­
keit darstelle", Was heißt das? Es bedeutet 
eine Beeinträchtigung ,in der Erhaltung und 
Verbesserung der Arbeitsplätze. 

Meine Damen und Herren ! 1973 wird ein 
überaus kritisches Jahr werden. Statt Phrasen 
muß nüchterne Sachlichkeit in Wirtschafts-, 
Budget- und Steuerpolitik einkehren. Die 
Regierung muß sich zu einer konzertierten 
Aktion aller Sozialpartner und der Notenbank 
entschließen. Es ist weder mit Lohn- noch 
mit Preissteigerungen abgetan. Gerade die 
Sozialpartner müssen gemeinsam von der 
Regierung fordern, daß sie ihren Anteil, ihren 
Anteil an Disziplin, leistet. Denn der OECD­
Bericht legt das Hauptgewicht der Inflations­
bekämpfung auf eine entsprechende Budget­
politik. Das heißt : Die Hauptverantwortung 
trägt die Regierung ; die Regierung, die jetzt 
durch den Bundeskanzler und den Finanzmini­
ster offensichtHch dazu nichts zu sagen weiß, 
weil sie - wie es heute dem Sozialminister 
Häuser herausgerutscht ist - in diese Situa­
tion eben "hineingeschlittert" ist. 

Meine Damen und Herren! Die Oppos'ition 
hätte natürlich guten Grund, diese Regierung 
aus rein parteipolitischen, parteitaktischen Er­
wägungen heraus in ihr selbstverschuldetes 
Debakel rennen zu lassen. Aber die Schäden 
- ich sprach vom "Krebsgeschwür Inflation" -
sind so irreparabel, daß wir in voller Verant­
wortung für die gesamte österreichische Be­
völkerung, auch für den sozialistischen Teil 
dieser Bevölkerung, Alarm schlagen und Ihnen 
ununterbrochen unsere Lösungsmodelle wei­
terhin unterbreiten werden. 
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Dort, wo Wachstum, Leistung u n d  Stabili­
tät Ziel von Budget- und Steuerreformen sind, 
werden Sie uns als Partner finden. Dort, wo 
wie bisher Umverteilung im Sinne sozialisti­
scher Machtpolitik und Staatskapitalismus Ziel 
Ihrer Maßnahmen ist, werden Sie uns als uner­
bittliche Gegner treffen, so unerbittlich, meine 
Damen und Herren, wie die ehernen Gesetze 
der freien Wirtschaft, welche Ihre sorglose 
Budget-, Wirtsmafts- und Gesellsdlaftspolitik 
mit Inflation beantwortet hat. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Stix.  Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi­
dent !  Hohes Haus ! Der Herr  Bundeskanzler 
Dr. Kreisky hat einen Schwerpunkt in seiner 
seinerzeitigen Regierungserklärung gebildet, 
den er als die "Bekämpfung der Armut" 
charakterisierte. Ich darf, um diese Bedeutung 
als Schwerpunkt zu unterstreichen, wörtlich 
aus der Regierungserklärung vom 5. Novem­
ber 1 911  zitieren. 

Es heißt dort: "Es ist das erklärte Ziel der 
Bundesregierung, einen Staat der Wohlfahrt 
für alle zu verwirkl1rchen, und deshalb muß es 
ihre erste Aufgabe sein, dort einzugreifen, wo 
es heute noch Armut gibt, wobei der Begriff 
der Armut relativer Art ist." 

Ich springe in der Zitierung und setze 
wörtlich fort: "Ich könnte den Kreis der 
Menschen, der heute einzubeziehen wäre, mit 
ungefähr 450.000 präzisieren. Wir meinen 
damit die rund 360.000 Empfänger von Aus­
gleichszulagen, die 60.000 Witwen, die Zusatz­
renten beziehungsweise B eihilfen aus der 
Kriegsopferversorgung erhalten, und die 
29.000 Dauerbefürsorgten. " 

Das ist in der Regierungserklärung des 
Kabinetts Dr. Kreisky II der Schwerpunkt: 
Bekämpfung der Armut. 

Angesichts dieses erklärten Zieles behaup­
ten wir Freiheitlichen, daß die tatsächliche 
Wirtschaftspolitik, wie sie die Regierung Dok­
tor Kreisky betreibt, das genaue Gegenteil der 
erklärten Bekämpfung der Armut bedeutet. 
Warum? - Das Faktum Inflation umschreli'bt 
den vielschichtigen Sachverhalt. 

Ich will nicht Zahlen wiederholen, die heute 
schon in reichem Maße und treffend angeführt 
wurden. Ich möchte nur einige Größenord­
nungen nennen, die die globalen Verhältnisse 
noch einmal veranschaulichen. Während zum 
Beispiel das Geldvolumen in den Jahren 1 961 
bis 1 910 um jährlich zwischen 3.5 Milliarden 
und 4,5 Milliarden Sch1ming angewachsen ist, 
wuchs dieses Geldvolumen von 1 910 auf 1 91 1  
u m  1 2  Milliarden Schilling. Von August 1 91 1  

bis August 1912 wuchs e s  bereits um 1 5  Mil­
liarden Schilling . Der inflatOl',isme Effekt liegt 
auf der Hand. 

Weiters ist das Budget zu nennen, dessen 
Defizit für das laufende Jahr 1 912 in der 
Voraus schau mit rund 9 ,5 Milliarden Schilling 
veranschlagt wird. Das nur noch eli.nmal, um 
das Ausmaß der inflatorischen Entwicklung 
zu veranschaulichen. 

Warum bedeutet nun diese inflatorische 
Entwicklung das Gegenteil der erklärten Re­
gierungspolitik, die Armut bekämpfen zu 
wollen? Die sozialistische Wirtschaftspolitik 
trifft nämlich im wesentlichen die hilflosen 
Empfänger von Transfereinkommen. Darunter 
fallen die Rentner und die Ausgleichszulagen­
empfänger. 

Der Herr Bundesminister Häuser hat heute 
in einer Anfragebeantwortung einen bemer­
kenswerten Satz gesagt. Er sagte nämlich, 
man kann nicht die Rentendynamisierung mit 
der Entwicklung der Preise in den gleichen 
Jahren vergleichen. Man kann nur - so sagte 
Häuser wörtlich - dte P reissteigerungen aus 
1 97 1  mit der Dynamisi e rung aus 1973 ver­
gleichen. 

Was bedeutet das? Das bedeutet doch nichts 
anderes, als daß der Herr Sozialminister hier 
im Parlament erklärt: Die Teuerungsabgeltung 
für die Rentner findet zwei Jahre später statt. 
Aus diesem Grund sind wir der Meinung, daß 
diese inflationistische Politik der Bundesregie­
rung genau jene am stärksten trifft, denen 
zu helfen sie vorgab. 

Es trifft aber nicht nur die Empfänger von 
Transfereinkommen, es tl1ifft auch jene Er­
werbstätigen, die Einkommen aus Leistungen 
beziehen, für die die Preise festgehalten sind. 
Es gehört dazu der ganze große Bereich der 
Landwirtschaft. Die Einkommensverhältn1isse 
in der Landwirtschaft, wie sie auch die jüng­
sten Berichte dokumentieren, geben ein er­
schütterndes Bild. Wenn man weiß, daß in 
der Landwirtschaft das durchschnittliche Jah­
reseinkommen zwischen 30.000 und 40.000 S 
l iegt und die Landwirtschaft in der Schere 
steckt, daß ihre Kosten ununterbrochen stei­
gen, während die Preise für ihre Produkte 
festgehalten werden, dann sieht man auch 
hier, daß die schwächsten Teile auch unter den 
Erwerbstätigen von der inflationären soziali­
stischen Wirtschaftspolitik besonders hart ge­
troffen werden. 

Die dritte große Gruppe ,  die sich nur sehr 
schwer wehren kann angesichts eines Haben­
zinsabkommens , das wieder nur den Sparzins 
auf 3,5 Prozent festhält, sind die Sparer. Auch 
unter den Sparern finden wir nicht vorherr­
schend den Typ des Vermögenden, des große 
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Besitztümer Habenden, sondern es sind 80 
Prozent aller Sparkonten lim Besitz von Klein­
sparern. Auch diese werden durch die sozia­
listische Inflationspolitik besonders schwer ge­
troffen. 

Wo bleibt also der in der Regierungserklä­
rung des Herrn Bundeskanzlers groß ange­
kündigte Kampf gegen die Armut? Wir kön­
nen bis j etzt an den praktischen wirtschafts­
politischen Maßnahmen bedauerlicherweise 
nur das Gegenteil feststellen. 

Nun versucht der Herr Bundeskanzler inter­
essante Auswege : er klügelt an neuen Bezugs­
scheinsystemen herum. Bezugscheine für die 
Rentner für Brot und Milch. (Bundeskanzler 
Dr. K r  e i s  k y: Woher haben Sie das?) Es 
gibt ein Bezugsche�nsystem für Schulbücher. 

Allen diesen Versuchen, einer ins Rutschen 
geratenen Wirtschaftspolitik Herr zu werden, 
kann man nur eines entgegenhalten: Es gibt 
schon ein brauchbares, allgemeines Bezug­
scheinsystem, und das heißt schlli'cht und ein­
fach Geld. Anstatt so wie in den Zeiten wirt­
schaftlicher Not an neuen Bezugscheinsyste­
men für Brot, für Milch, für Bücher herumzu­
basteln, wäre die sozialistische Alleinregii'e­
rung besser beraten, das eine große Bezug­
scheinsystem, auf das wir alle angewiesen 
sind, nämlich unser Geldsystem, in Ordnung 
zu halten. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Gruber. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gruber (OVP) : Hohes 
Haus ! Me:ine Damen und Herren! Es ist sehr 
schwierig, hier eine Diskussion zu führen, 
wenn sich die eine Seite des Hauses an der 
Diskussion nicht beteiligt. (Abg. Dr. F i e d-
1 e I : Das is t die Transparenz!) Früher 
einmal hätte man uns gesagt : Das ist eine 
Mißachtung des Abgeordnetenhauses, oder 
man will nicht in eine demokratiische Aus­
einandersetzung eintreten. Aber wenn es 
Sozialisten tun, ist j a  immer alles anders und 
sebstverständlich gut. (Ruf bei deI OVP: Weil 
sie deI Inflation hiltIos gegenüberstehen!) 

Herr Bundeskanzler! Sie können ja etwas 
zu mir sagen; aber wenn Sie sich mit dem 
Herrn Finanzminister so unterhalten, daß der 
Redner gestört wird, bitte ich Sie doch, darauf 
Rücksicht zu nehmen. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Gratz hat gemeint, 
die Nichtbeantwortung der Anfragen durch die 
beiden Regierungsmitglieder sei geschäftsord­
nungsmäßig vollkommen in Ordnung. Ge­
statten Sie, meine Damen und Herren, daß ach 
hier einen anderen Standpunkt vertrete. 

Meiner Meinung nach ist diese Nichtbeant· 
wortung nicht in Ordnung. Meiner Meinung 
nach ist sie auch geschäftsordnungsmäßig gar 
nicht gedeckt. Eine dringliche Anfrage ist eine 
schriftliche Anfrage und eine solche, über die 
in derselben Sitzung, in der sie eingebracht 
wird, auch eine Debatte abzuführen ist. Für 
schriftliche Anfragen gibt es aber nur folgende 
Erledigungen: sie entweder mündlich oder 
schriftlich zu beantworten oder d:ie Nichtbe­
antwortung schriftlich zu begründen. Etwas 
anderes finde ich in der Geschäftsordnung 
nicht vor. Es wird daher sehr zu prüfen sein, 
ob sich die beiden Regierungsmitgliieder heute 
der Geschäftsordnung gemäß verhalten haben 
oder nicht. (Zustimmung bei OVP und FPO.) 

Das zweite, was ich dazu sagen möchte, ist, 
daß wir auf gar keinen Fall die Nidltbeant­
wortung durch die beiden Regierungsmit­
glieder zur Kenntnis nehmen können. Meine 
Fraktion j edenfalls weigert sich, eine solche 
Vorgangswease hier in diesem Haus einreißen 
zu lassen. 

Drittens möchte ich sagen: Wenn der Herr 
Abgeordnete Gratz meint, wir hätten die zeit­
gerechte Budgetrede verhindern wollen, dann 
muß ich fragen : Was heißt hier "zeitgerecht"? 
Hat der Herr Finanzminister etwa einen 
Rechtsanspruch auf eine bestimmte Zeit, zu 
der er seine Rede halten kann? 

Ich erlaube mir jetzt noch die Bemerkung, 
weil der Herr Abgeordnete Lanc heute 
unseren Klubobmann apostrophiert hat, er 
würde seine Rede verlesen, ob der Herr 
Finanzmin1ister einen Rechtsanspruch darauf 
hat, seine Rede zu verlesen, um auch das hier 
deutlich zu sagen. (Zustimmung bei der OVP. 

- Abg. P I  0 b s t :  Das hat erl) Man soll hier 
nicht zweierlei Maß anwenden. 

Das vierte, was ich sagen möchte, ist: Wenn 
der Herr Abgeordnete Gratz hier meint, daß 
eine dringliche Anfrage eine Störaktion be­
deutet, dann muß ich doch fragen, ob parla­
mentarisch sichergestellte Möglichkeiten einer 
Oppositionspartei, die in der Geschäftsord­
nung ganz genau geregelt sind, etwa vom 
Herrn Klubobmann der SPO als eine Stör­
aktion empfunden werden? Es ist dann wahr­
scheinlich der Weg nicht mehr sehr weit, daß 
überhaupt die ganze Opposition als ein Stör­
faktor empfunden wird und daß man am l,ieb­
sten die ganze Opposition aus diesem Parla­
ment ausschalten möchte. (Zustimmung bei 
avp und FPO. - Abg. O f e n b ö c k: Das 
ist deI UbeIgang von der Rechts- zur Links­
staatlichkeit! ) 

Nun noch eine Frage an die beiden Regie­
rungsrnitglieder. Sie haben also gesagt, Sie 
würden zur Beantwortung der an Sie ge-
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stellten Fragen eine gewisse Zeit benöNgen, 
um sich vorzubereiten. Ich muß schon fragen, 
Herr Bundeskanzler, Herr Finanzministe r :  
War e s  wirklich nicht möglich, auf die erste 
an Sie gestellte Frage sofort zu antworten, 
nämllich ob Sie den Auftrag des Artikels 5 1  
Abs. 1 der Bundesverfassung in vollem Um­
fang beachtet haben oder nicht? Darauf würde 
ein Ja oder ein Nein genügt haben. Gar nicht 
mehr. Und dazu brauchen Sie Zeit, um sich 
vorzubereiten? Das verwundert mich sehr. 

Ich muß sagen, Herr Bundeskanzler, Herr 
Finanzminister: VV'Ü haben heute in der Frage­
stunde schon dieses Thema angeschnitten, und 
der Herr Finanzminister hat auf eine Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Sandme.ier geant­
wortet. Wäre es nicht wenigstens eine G este 
der parlamentarischen Höfllichkeit gewesen, 
Herr Finanzminister, auch auf diese Anfrage­
beantwortung zu verweisen? Aber nicht ein­
fach die Abgeordneten so abzutun: Was inter­
essiert uns das, was ihr fragt! Ihr bekommt 
von uns keine Antwort, nur dann, wenn es uns 
paßt ! Nur dann, wenn es Ihnen paßt, hat der 
Herr Klubobmann Gratz gesagt. Ich werde 
Ihnen sagen : Sie werden dann zu antworten 
haben, wenn es uns paßt, und nicht wenn es 
Ihnen paßt! (Beifall bei der OVP.) 

Uber diese eine Frage hinaus ist an den 
Bundeskanzler eine einzige Frage gerichtet 
gewesen. Darauf konnte er keine Antwort 
geben, oder er wollte nicht. 

Der Finanzminister sollte auf zwei Fragen 
Antwort geben. Wäre es so schwierig ge­
wesen, sich eine Antwort in der Zeit zwischen 
Einbringung und dem Aufruf zu überlegen? 

Der Abgeordnete Gratz hat sich heute rein 
formal mit dem ganzen Vorgang beschäfNgt. 
Es ist sehr interessant, daß gerade er sich 
so sehr über diese Vorgangsweise aufgehalten 
hat, wo doch er eine dringliche Anfrage am 
2 1 .  Oktober 1969, an dem Tag, wo die Budget­
rede des Finanzministers Dr. Koren angekün­
dIgt war, e'ingebracht hat. Es ist also gar kein 
neuer Vorgang, daß wir uns am gleichen Tag 
mit einer dringlichen Anfrage betreffend Pro­
bleme des Budgets auseinanderzusetzen h aben. 
Man könnte sagen : Was dem Herrn Abge­
ordneten Gratz am 2 1 .  Oktober - ich sage 
noch einmal am 2 1 . , weil er geglaubt hat, er 
könnte mich während seiner Rede berichtägen 
und mich sozusagen der Unwissenheit über­
führen. Er hat sich eigentlich in dieser Frage 
blamiert, denn er hätte es wissen müssen, 
wann er seine drängliche Anfrage eingebracht 
hat! - erlaubt ist, das soll dem Abgeordneten 
Koren heute verboten sein? Das soll heute 
eine Störaktion sein? Mit dieser Logik - muß 
ich ehrlich sagen - kommen wir nicht zu 
Rande. 

Wir kommen auch mit einer anderen Logik 
nicht zu Rande ; einer Logik, die sowohl der 
Herr Abgeordnete Gratz wie auch der Herr 
Finanzminister heute zum besten gegeben hat. 

Worum ist es am 21 . Oktober 1 969 gegan­
gen? Die sozialistische Fraktion hat sich dar­
über beschwert, daß sie keine Auskünfte von 
Regierungsmitgliedern der Osterreichischen 
Volkspartei betreffend das Budget e rhalten 
hat. Die sozialistisrne Fraktion hat damals 
gesagt: Der Rechtsstandpunkt der OVP-Regie­
rung sei unhaltbar. Die Abgeordneten hätten 
trotzdem ein Anrernt zu erfahren, was im 
Budgetentwurf drinnen stünde. Die ganze Ar­
gumentation ist in diese Richtung gegangen. 

Heute setzen wir uns mit der Argumentation 
der Sozialisten auseinander, weil sie nämlich 
den Artikel 51 Abs. 1 zu Hilfe nehmen, um 
uns die Antworten zu verweigern. Da sagt 
der Abgeordnete Gratz nichts mehr zu dieser 
Argumentation, weil die Sozialisten eine 
Wendung um 180 Grad vorgenommen haben. 
Sie verteidigen heute ihre Möglichkeit, den 
Abgeordneten nichts über das Budget vor der 
Einbringung zu sagen, aber - jetzt kommt ja 
das Sonderbare dieser Logik - sie sagen: Den 
Abgeordneten brauchen wir nirnts zu sagen ; 
die sollen in Dummheit sterben. Aber wir 
nehmen das Recht für uns in Anspruch, die 
Offentlichkeit über Details des Budgets ohne 
weiteres zu informieren. Das, Herr Finanz­
minister, werden wir Ihnen nicht abnehmen, 
auch nicht das, was Sie heute dem Herrn Ab­
geordneten Sandmeier in der Fragestunde 
geantwortet haben; das ist eine Rechtsauf­
fassung, die von uns nicht geteilt werden 
kann. (Beifall bei der O VP.) Der Artikel 51  
Abs. 1 bezieht sich auf den Inhalt, aber Details 
kann man ja ohne weiteres bekanntgeben. 
Sie haben erklärt, Herr Finanzminister, es 
würde sich nur um den Inhalt handeln, und 
der Inhalt sei eben die Gesamtheit, und 
einzelne Teile könne man ohne weiteres . . . 
(Bundesminister Dr. A n  d T O S  C h: Das habe 
ich nicht gesagt!) Herr Finanzminister, ich 
habe leider jetzt die Anfragebeantwortung 
nicht da, aber auf das werden wir zurück­
kommen. Es geht einfach nicht an, daß man die 
Offentlichkeit so kleinweise mit Einzelheiten 
über das Budget füttert, damit man ständig im 
Rampenlicht der Offentlichkeit steht, damit 
man sozusagen das Interesse auf sidl lenkt. 
Aber den Abgeordneten sagt man natürlich 
nichts ! (Abg. DT. B I  e n k: Auch auf Detail­
fragen nichtf) Herr Finanzminister !  Sie sagen, 
es sei hier nichts bekanntgegeben worden. 
Es sind Teile des Budgets bekanntgegeben 
worden ! Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Pressekonferenz vom 5. 10. Details über den 
Dienstpostenplan mitgeteilt. Bei einer anderen 
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Gelegenheit sagte j edoch der Herr Bundes­
kanzler: Der Dienstpostenplan ist ein Teil des 
Bundesvoranschlages i man darf nichts dar­
über sagen. 

Der Herr Finanzminister erklärt in seiner 
Pressekonferenz vorn 1 0. 10 .  über das Budget 
eine ganze Menge. In der "Kronenzeitung" 
vom 23. 9. und vom 26. 9. steht eine Unmenge 
an Details. Aber das alles muß doch irgendwo 
herkommen, Herr Finanzminister. So einfach 
können Sie sich das nicht machen, daß Sie 
sagen: Ich heiße Hase, ich weiß von nichts. Ich 
weiß nicht, wieso das an die Offentlichkeit 
kommt. Sie sind der Ressortchef! Sie sind ver­
antwortlich dafür! Sie haben zum Rechten zu 
sehen, wenn aus Ihrem Ministerium, von mir 
aus auch aus einem anderen, aber das, glaube 
ich, dürfte sicherlich nicht der Fall sein, etwas 
hinauskommt. 

Ich erinnere mich :  Im Jahre 1 969 haben Sie 
den Budgetreferenten des Unterrichtsministe­

riums, den Sektionschef Pruckner, in der dring­
lichen Anfrage sehr hart genommen, weil er 
einige Details des Budgets bekanntgegeben 
hat . 

Aber jetzt geschieht nichts. Jetzt geht das 
alles in Ordnung . Man zieht sogar die Offent­
lichkeit noch auf sich, und macht die Budget­

rede für den Mittwoch am Sonntag vormittag 
in Anwesenheit eines Journalisten , damit 
dann eine Schlagzeile kommt : "So baut 
Androsch seine Budgetrede. .. Glauben Sie, 
wenn da drinnen steht, daß mit den Zahlen 
so herumgeworfen worden ist, und Sie die 
Meinung vertreten, nur nicht zuviel Zahlen, 
daß ein Journalist über diese Zahlen nichts 
erfahren hat oder erfahren konnte bei so einer 
Gelegenheit? Aber Sie brauchen natürlich 
Publizität und da brauchen Sie einen Journa­
listen, der sieht, wie Sie am Sonntag vormittag 
Ihre Budgetrede basteln. 

Ich glaube, das ist doch ein unerhörter Vor­
gang. Ich habe einen Dringlichkeitsantrag 
Kärntner Landtagsabgeordneter vor mir lie­
gen, in dem verlangt wird, daß die Mittel des 
Wasserwirtschaftsfonds erhöht werden sollen. 
In diesem Dringhchkeitsantrag der sozialisti­
schen und freiheitlichen Abgeordneten heißt 
es : "Außerdem darf nicht übersehen werden, 
daß dem Wasserwirtschaftsfonds ab dem Jahre 
1973 jährlich 150 Millionen Schilling aus 
Budgetmitteln zugeführt werden ." Dringlich­
keitsantrag vom 4. Oktober 1972, und lich frage 
Sie, Herr Finanzminister:  Woher wissen 
sozialistische Abgeordnete im Kärntner Land­
tag, wieviel Budgetmitteln dem Wasserwirt­
schaftsfonds im Jahre 1973 zur Verfügung 
stehen? (Bundesminister Dr. A n  d r 0 s e h: 
Finanzausgleichsvereinbarung!) Herr Finanz-

minister! Ich muß also sagen, daß uns das 
einfach über die Hutschnur geht, wenn Sie der 
Otfentlichkeit gegenüber immer wieder Er­
klärungen abgeben, aber den Abgeordneten 
j ede Auskunft verweigern I (Abg. Dr. T u  1 1: 
Das ist doch im Finanzausgleich, der paktiert 
wurde!) Sind die Ziffern auch alle aus dem 
Finanzausgleich, die in der "Kronenzeitung" 
gestanden sind? (Abg. Dr. T u  11: Da kann man 
sich doch so viel errechnen, wenn man ein 
bißchen was versteht!) Sind das audl alles 
Ziffern des Finanzausgleiches in der "Kronen­
zeitung" vom 23. und 26. September, Herr 
Abgeordneter Tull? Darin steht nicht nur eine 
Ziffer. Dal1in sind mindestens 2 Dutzend 
Ziffern enthalten. Dann will man den Abge­
ordneten sagen, das sei alles unter dem 
Artikel 5 1  Abs. 1 ,  Geheimhaltung, geschehen ; 
der Abgeordnete darf darüber nichts wissen. 

Herr Finanzminister! Norn ein Detail möchte 
ich zur Sprache bl1ingen. Die Debatte über das 
Budget hat ja nicht zuletzt auch mit der 
Äußerung des Arbeiterkammersekretärs Dok­
tor Reithofer eingesetzt, als er erklärt hat, 
daß eine gewisse Höhe des Budgetdefizits 
untragbar wäre. Sie haben sich dann aus der 
Affäre gezogen, indern Sie sagten: Na ja,  der 
Dr. Reithofer hat als derzeitiger Vorsitzender 
des Beirates aus der Kenntnis der Budget­
pIOgnosen gesprochen. 

Herr Minister !  Eine Aufklärung hätte iCh 
aber doch ganz gern. Auf eine unserer An­
fragen haben Sie mitteilen müssen, daß Doktor 
Reithofer einen Werkvertrag mit dem F,inanz­
ministerium habe und daß er für seine Leistun­
gen im Jahr 60.000 S erhalte. Zu seinen Auf­
gaben gehören Ad-hoc-Stellungnahmen zu 
aktuellen Fragen der Budgetpolitik . Es ist 
doch ein sehr eigenartiges Zusammentreffen, 
Herr Finanzminister, daß ein Arbeiterkammer­
angestellter eine Äußerung zur Budgetpolitik 
macht und daß derselbe einen Werkvertrag 
Ihres M'inisteriums hat, eben um solche Ad­
hoc-Stellungnahmen abzugeben. 

Jetzt fragt sich natürlich die Offentlichkeit:  
Wird Herr Dr. Reithofer von Ihnen dafür be­
zahlt, daß er einmal eine Stellungnahme ab­
gibt und daß Sie sich dann gegen diese Mei­
nung des Dr. Reithofer ins rechte Lidlt setzen 
und sagen können: Nein, nein, so arg ist es 
ohnehin niChtj das Defizit wird nicht so viel 
ausmachen, es ist ohnehin geringer. 

Das ist immerhin eine etwas aufklärungs­
bedürftige Sache , und, Herr Finanzminister, 
es wäre uns schon sehr lieb, wenn Sie uns 
sagen könnten, welche Leistungen Herr Dok­
tor Reithofer im Rahmen seines Werkver­
trages im Jahr 1 972 außer diesen Ad-hoc­
Stellungnahmen zum Budget für das Finanz­
ministerium sonst erbracht hat. 
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Im B ericht des "Ku:rier" von gestern über die 
Sonntags arbeit des Herrn Finanzministers war 
auch noch eine ganz interessante Floskel 
drinnen. Da hat es geheißen : Aus dem Radio 
tönt Musik, es war gerade die Ubertragung 
des katholischen Gottesdienstes, dann ,ist das 
"He missa est" gekommen, und einer Ihrer 
Mitarbe iter hätte gesagt : Da sdlaut her, da 
ist schon der Segen der Kirche! (Abg. Dr. T u 1 1: 
"Das is t der Budgetsegenf" hat es wörtlich 
geheißen! Von der Kirche war kein Wort die 
Rede!) - Das ist der Budgetsegen. Danke 
schön, Herr Abgeordneter Tull l Das trägt 
schon zur Aufklärung des Sachverhaltes bei. 

Herr Finanzminister! Das "Ite missa est" 
gilt in der Kirche immer als ein Abschieds­
und Segenswunsch. Das ist richtig. Ich glaube, 
die österreichische Bevölkerung hat jetzt auch 
einen s ehr dringlichen Wunsch : Sie möchte 
Ihnen keinen Segen für dieses Budget geben, 
aber s ie wünscht sich sehr Ihren Abschied. 
(Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst (der inzwischen den Vorsitz 
übernommen hat) : Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Zeillinger. Er hat das Wort. 

Abg eordneter Zeillinger (FPO) : Herr Prä­
siedent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren! Meine Herren Regierungsmitglieder, Sie 
brauchen keine Angst zu haben, daß ich Sie 
heute als Preistreiber begrüße,  denn mittler­
weile hat es sich in der gesamten österreichi­
schen OffentIichkeit herumgesprochen, daß 
Sie die Preistreiber waren. Ich möchte aber, 
bevor ich in der Debatte auf etwas eingehe, 
wo sich die Regierungsmitglieder in verlege­
nes Schweigen hüllen, weil sie offenbar erst 
eine Antwort erfinden müssen, zuerst ein 
Wort zu dem sagen, was der Herr Klubob­
mann d er Regierungsfraktion gesagt hat. 

Der Herr Klubobmann der Regierungsfrak­
tion bezeichnete die dIlingliche Anfrage als 
Störaktion. Meine Herren Sozialisten! Darf ich 
Sie daran erinnern, wie oft Sie - und das ist 
du rchaus Ihr demokratisches Recht und das 
Recht vor allem jeder Opposition - dIlingliche 
Anfragen an Regierungsmitglieder gestellt 
haben. Es wäre in diesem Hause niemandem 
eingefallen, das als Störaktion zu bezeichnen. 
Ich glaube, daß Sie mit einer solchen Herab­
würdigung von ureigensten parlamentarischen 
Rechten, in diesem Fall der Opposition, an den 
Grundfesten dieser Demokratie rütteln. Ich 
habe der Volksparteli, als sie in der Regierung 
war, ein- oder zweimal etwas gesagt, was idl 
Ihnen auch sagen möchte : Jede Partei dieses 
Hause s  kann wieder einmal in Opposition 
sein, auch die Sozialisten. Und denken Sie 
dann daran, was Sie heute sprechen ; das hat 
auch dann nodl Gültigkeit. 

Der Herr Klubobmann hat weiters gesagt, 
bei dieser dringHchen Anfrage gehe es offen­
bar nicht um die Sache, auch nicht bei der 
nächsten dringlichen Anfrage. Ich würde dem 
Herrn Klubobmann empfehlen - ich weiß j a  
nicht, ob sich der "Mordskerl" Lütgendorf 
genauso in Schweigen hüllt wie sein Regie­
rungschef Kreisky (Heiterkeit) -, vorher das 
Tonband - ich glaube, er ist ja Mitglied oder 
Ersatzmitglied des Verteidigungsrates - der 
letzten Sitzung des Verteidigungsrates anzu­
hören, denn darauf werden wir zu sprechen 
kommen, und dann weiß er, warum die dring­
liche Anfrage notwendig geworden ist. Hier 
liegt die Ursache ganz woanders. 

Zweifellos ein völlig neuer Regierungsstil, 
der uns heute bier präsentiert wird. Der sonst 
so  redegewandte und durchaus auch gesprä- ­
chige Herr Bundeskanzler wählt das Schwei­
gen. Er wählt das Schweigen, wenn die Volks­
vertreter fragen, welche Teuerungsrate er in 
der nächsten Zeit auszulösen beabsichtige. Er 
hüllt sich in Schweigen, wenn Volksvertreter 
ihn etwa fragen um das Schicksal von Rent­
nern und Pensionisten. Er hüllt skh in Schwei ­
gen und zieht sich zurück hinter die Geschäfts­
ordnung. - Die Möglichkeit besteht, Herr 
Bundeskanzler, ich gratuliere ! Ich freue mich 
immer, wenn dIe Abgeordneten die Geschäfts­
ordnung beherrschen. Aber S'ie gestatten, 
wenn ich auch sage : Es ist ein neuer Stil, der 
noch von keinem Kanzler in diesem Parlament 
gewählt wurde : das Schweigen, wenn die 
ureigensten Interessen des Volkes zur Dis­
kussion gestellt werden. Sie hätten sehr viele 
Möglichkeiten gehabt, auch Möglichkeiten des 
A usweichens, aber von vielen Möglichkeiten 
haben Sie zweifellos die undemokratischeste 
gewählt. Sie haben jene gewählt, die an und 
für sich sonst nur Kaiser, Potentaten und 
Diktatoren üblicherwe'ise verwenden, dann, 
wenn es unangenehm wird, zu sagen : Ich gebe 
keine Antwort! (Abg. P e t  e r  begibt sich zum 
Rednerpult und übergibt dem Redner einen 
Zet tel.) Danke schön! Ich bekomme hier eine 
interessante Mitteilung. Der so schweigsame 
Kanzler, der nichts zu antworten weiß, hat 
für 13 Uhr eine Pressekonferenz . . , (Abg. 
P e t e I: Der Finanzminister!) Der Finanz­
minister hat für 13 Uhr eine Pressekonferenz 
einberufen, während der Sitzung dieses Hau­
ses l  (Abg. P e t  e r: Dort redet die Regierung! 
VOI dem Parlament redet sie nicht!  - Rufe 
bei deI avp: Unerhört! - Weitere Zwischen­
rufe.) - Eine Pressekonferenz des Finanz­
ministers zum Budget 1973, die auf 15 Uhr 
verschoben worden ist, weil offenbar der 
Finanzminister weiter schweigend ausharrt. 
Herr Fiinanzminister - Sie wissen, daß ich 
immer ein offenes und ehrliches Wort mit den 
Soziali sten gesprochen habe -: Ich bin bitter 
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enttäuscht, denn der demokratischen Diskus­
sion im Parlament auszuweichen, das ist 
etwas, was ich persönlich von Sozialisten nicht 
erwartet habe. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion I Sie haben 93 Mandate und 
damit die absolute Mehrheit. Aber wir Min­
derheit haben noch die Demokratie und haben 
noch das Parlament und das verteidigen wir! 
(Beifall bei FPO und avp.) Wir stehen in 
dieser Stunde in der Verteidigung der Demo­
kratie und der ureigensten Rechte der Volks­
vertretung, denn das Recht des Volksvertre­
ters, die Mitglieder der Regierung zu fragen, 
ist verankert, und wenn die Regierung die Ant­
wort verweigert und sagt :  Ich lasse euch 
reden! ,  so rütteln Sie, meine Herren Sozia­
listen, an den Grundrechten dieser Volksver­
tretung, und das bitte ich Sie noch einmal zu 
überlegen. 

Ich weiß nicht, ob Sie gut beraten waren. 
Sie können sich hinter der Geschäftsordnung 
verstecken. Ob es mutig ist, das lasse i ch  
dahingestellt. Sie können die Rolle spielen 
wie der Kanzler, wie ein trotziger Bub, wenn 
die Mutter sagt : Du ißt jetzt die Suppe! ,  und 
er sagt : Neinl Die Suppe mag ich jetzt nicht 
essen! - Jetzt gebe ich keine Antwort! Er ist 
trotzig, er pitzelt (Heiterkeit), er will nicht. 
Er will dann antworten, wenn e r will. 

Herr Bundeskanzler! Damit haben Sie ein 
weiteres sehr ernstes Problem angeschnitten. 
Sie sind der Diktator in der Regierung und in 
der Sozialistisch,en Partei, aber noch nicht im 
Parlament! Wir werden verhindern, ganz 
gleichgült'ig, wer Kanzler ist, daß Sie bestim­
men, was Tagesordnung ist. Und ob Sie sich 
dann, gleichgültig zu welchem Punkt, zu Wort 
melden, um einen anderen Punkt zu beant­
worten, das ist eine Geschäftsordnungsfrage, 
die die Geschäftsordnung eindeutig zu Ihren 
Ungunsten beantwortet, hat mein Kollege 
Broesigke gesagt. 

Sie können wieder Ihre 93 Mandate aus­
spielen, Sie können ununterbrochen beweisen, 
daß dieses Osterreich eine rote Mehrheit hat 
und daß Sie diese rote Mehrheit einsetzen, 
um die Minderheit zum Schweigen zu bringen. 
Das können Sie. Aber Sie können uns nicht 
überzeugen ; und Sie können vor allem eines 
nicht, Sie können damit nicht das Problem aus 
der Welt schaffen. 

Herr Bundeskanzler! Sie werden antworten 
müssen, aber nicht dann, wann Sie wollen, 
sondern dann, wann die Volksvertretung will. 
Und das wird die Präsidialkonferenz zwischen 
diesen Sitzungen - so hoffe ich - eindeutig 
zn klären haben. (Beifall bei der FPO.) 

Der Souverän dieses Hauses sind die Volks­
vertreter und nicht der Bundeskanzler !  (Er­
neuter Beifall bei der FPO.) Herr Bundes­
kanzler, Sie haben es ja angedeutet, Sie 
haben geschäftsordnungsmäßig die Möglich­
keit, wenn wir Sie fragen, welche Preissteige­
rungen Sie auslösen wollen, zu schweigen. 

Der Finanzminister hat ein dickes Buch mit­
gebracht, er hat eine Pressekonferenz einbe­
rufen, der weiß genau, wieviel Prozent die 
von der Regierung ausgelösten Preissteige­
rungen im nächsten Jahr ausmachen werden. 
Das ist ja kein Gehe,imnis mehr. Sie können 
natürlich nach der Geschäftsordnung die Ant­
wort zwei Monate lang verweigern, Sie brau­
ch en sogar - Herr Kanzler, ich weiß nicht, 
ob Sie es schon gelesen haben, idl darf Sie 
darauf aufmerksam machen - nach zwei 
Monaten noch immer nicht antworten und 
sagen, Sie brauchen nur zu begründen, warum 
Sie die Antwort verweigern. Alle diese Mög­
lichkeiten haben Sie. Ich würde gar nicht 
daran zweifeln, daß Sie aus Angst - und nur 
Angst kann es sein, Herr Bundeskanzler -, 
hier einmal offen die Wahrheit sagen zu 
müssen, weiter die Antwort hinausschieben. 
Nur besser wird es nicht ! 

Herr Bundeskanzler, glauben Sie denn -
was auf Grund von Indiskretionen bisher von 
Ihnen und dem Finanzminister in die Offent­
lichkeit getragen wurde -, wenn dieses Bud­
get verwirkllicht wird, daß Sie bis dahin die 
Preissteigerungen abfangen? Ich glaube, Sie 
würden sich mit den heutigen Preissteigerun­
gen noch leichter antworten als in zwei Mona­
ten, denn was bisher war, war ein Ubel, aber 
was jetzt angedroht wird ! Möglicherweise, 
wenn der Finanzminister seine Rede noch 
zurückziehen sollte, nähern wir uns bereits 
der Inflation und der Katastrophe. 

Das sind die ernsten Probleme!  Sie schaffen 
Sie nicht aus der Welt, Sie können nur man­
gels Mut die Antwort um zwei Monate hinaus­
zögern. Wenn Sie diesen Weg gehen, ist das 
Ihre Sache. 

Darf ich hier bei dieser Gelegenheit, Herr 
Kanzler und meine Herren von der sozialisti­
schen Fraktion, Sie an j ene Sitzung vom 
1 5 . Dezember 1 971 erinnern, wo Sie bitterböse 
auf mich und auf die freiheitliche Fraktion 
waren. W.ir Freiheitlichen haben damals, als 
die Regierung Kreisky eine Welle von Preis­
steigerungen von staatlicher Seite auslöste, 
um ihre Ausgabenwirtschaft decken zu kön­
nen, das nicht nur als Preistre'iberei bezeichnet, 
sondern wir haben damals - und ich darf 
vielleicht hier mit Genehmigung des Präsi­
denten aus dem wörtlichen Protokoll vom 
15. Dezember zitieren - Ihnen auch andeu­
tungsweise vorausgesagt, welche Preissteige-
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rungen Sie auslösen. Ich erklärte namens der 
freiheitlichen Fraktion am 15 . Dezember 1971 : 
"Von den Fachleuten ist errechnet worden, 
daß die bisher von der Regierung Kreisky, 
von der sozialistischen Mehrheit beschlosse­
nen Preissteigerungen bereits eine zusätzliche 
Belastung des Osterreichers und seiner 
Lebenshaltungskosten von 6,2 Prozent un­
mittelbar ausmachen . . .  Um 6,2 Prozent haben 
Sie in wenigen Wochen für den kleinen Mann, 
für den Konsumenten dn Osterreich die Kosten 
gesteigert. " 

Meine Herren von der Regierung, von der 
sozialistischen Fraktion! Das erschien Ihnen 
damals ungeheuerlich. Leider Gottes ist die 
Mehrheit der Sozialisten damals hinausge­
gangen und hat es nicht geglaubt, aber einige 
sind herinnen geblieben. Sie haben mir einiges 
an den Kopf geworfen. Das Mildeste war: 
"Unerhört, was Sie sieb hier erlauben" - laut 
Protokoll. Ein Kollege von Ihnen nannte mich 
einen "Kasperl", als ich das damals erklärte, 
ein anderer Kollege sagte zu mir : "Schämen 
Sie sich !"  Ich weiß nicht, wer sich jetzt 
schämen sollte mit d en 6,2 Prozent. Ein wei­
terer Kollege rief von der sozialistischen 
Fraktion zu mir herunter: "Sie sind ein Ober­
demagoge." Ich muß das zurückweisen, aber 
nicht als Beleidigung ,  sondern ich war ke1in 
Oberdemagoge, ich war ein Unterdemagoge 
(Heiterkeit bei der FPO), weil ich Ihre Fähig­
keit, meine Herren von der sozialistischen 
Fraktion, unterschätzt habe, die Preise hinauf­
zusteigern. Sie haben damals 6,2 Prozent als 
Oberdemagogie bezeichnet. 

Darf ich j etzt daran erinnern, das war lim 
Dezember 197 1 .  Im März 1972, Herr Bundes­
kanzler, haben Sie die Preissteigerungen auf 
6,2 hinaufgelenkt. Es ist ja alles "gelenkt" . 
Es soll mir niemand einreden, daß der Greißler 
an der Ecke schuld ist. Ich meine, diese Dema­
gogie nimmt ja niemand ab, sondern mit dem 
Budget, daß Sie heute vorlegen, wissen wir 
nachher, was der H e rr Osterreicher im näch­
sten Jahr für die Ausgaben bezahlen muß, 
die Sie leisten wollen. Im März, also vier 
Monate später, hatten wir genau jene 6,2 Pro­
zent, über die Sie gesagt haben, "Kasperl" ,  
"Schämen Sie sich" ,  "Unerhört", "Oberdema­
goge".  

Meine Herren! Das verstehe ich natürlich. 
Das ist der wahre Grund, warum der Kanzler 
heute schweigt, denn er hätte antworten müs­
sen, warum damals s eine Fraktion 6,2 Prozent 
als Demagogie bezeichnet hat und warum er 
drei Monate später die Preissteigerungen auf 
6,2 Prozent und bis zum Sommer auf 6,5 Pro­
zent hinaufgetrieben hat. Vor dieser Antwort, 
Herr Kanzler, fürchten Sie sich. 

Darf ich Ihnen auch nur einen kleinen Unter­
schied sagen, einen Unterschied, der vielleicht 
in der OffentIichkeit zuwenig fühlbar ist. Es 
ist der Untersmied, daß man auch anders 
regieren kann, wenn man keine Mehrheit hat. 
Ich habe schon einmal in diesem Hause gesagt, 
diese zwei Mandate mehr, die absolute rote 
Mehrheit, kostet d em Osterreicher ungezählte 
Milliarden, die muß jeder bis zum kleinsten 
Rentner bezahlen. Alles, was teurer wird, muß 
er mit diesen zwei Mandaten bezahlen. 

Man kann auch anders regieren ; dieser 
Kanzler, der hier sitzt, und dieser Finanz­
minister haben j a  auch ganz anders regiert, 
haben besser regiert, als sie noch Minderheit 
waren, als sie noch !ins Parlament gehen muß­
ten mit dem Hute in der Hand und e!ine Mehr­
heit suchen mußten (Heiterkeit), als sie noch 
verhandeln mußten, als sie genau wußten, daß 
sie keine Mehrheit finden, wenn sie willkür­
liche Preissteigerungen machen. 

Darf ich aus der sozialistischen Zeit gegen­
überstellen: Im April 1970 gab es Preissteige­
rungen von 3,8 Prozent. Für die OffentIichkeit 
darf ich wiederholen, daß Pmissteigerungen 
unvermeidbar sind. Wir wollen keine Dema­
gogie betreiben. Preissteigerungen bis zu 
4 Prozent halten sich durchaus in ·einem Rah­
men, der zwar s einerzeit die Sozialisten zu 
empörten Rufen gegen die Volksparteiregie­
rung auf den Plan gerufen hat. Diese 4 Prozent 
gehören ja bereits dem goldenen Zeitalter, 
möchte ich fast sagen, an. 

Aber im April 1970, als der Kanzler und die 
sozialistische Regierung lin der Minderheit 
waren, als die Sozialisten keine Mehrheit hat­
ten, betrugen die Preissteigerungen 3,8 Pro­
zent. Im April 1 972, Herr Bundeskanzler, bei 
einer sozialistischen Mehrheit, betrugen sie 
5,6 Prozent. Im Mai 1970, als sie in der Min­
derheit waren, betrugen die Preis­
steigerungen 4 ,2 Prozent. Im Mai 1972 haben 
Sie mit sozialistischer Mehrheit die Preise um 
6 Prozent gesteigert. Im Juli 1910, wo Sie noch 
Minderheit waren und fragen mußten : Können 
wir das tun?, b etrugen die Preissteigerungen 
immerhin 4,6 Prozent, im Juni 1912 6,5 Pro­
zent. Diese 2 Prozent mehr Preissteigerun­
gen muß eben jeder für die zwei Mandate 
bezahlen. Ich habe ja schon einmal gesagt: 
Jedes Mandat mehr über die absolute Mehr­
heit hat dem Osterreicher ein Prozent an 
Lebenshaltungskosten mehr gekostet. Eine 
eherne Regel, an die Sie sich scheinbar felsen­
fest halten. 

So ist die Situation. Man kann auch anders 
regieren. Man soll nicht von importierten 
Preissteigerungen reden. Ich darf daran er­
innern, Herr Finanzminister, daß ich Ihnen 
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nachgewiesen habe, daß wir heute zu j enen 
europäischen Staaten gehören - und das sind 
doch die Schwierigkeiten in Europa -, die 
Europa fürchtet, nicht nur, weil sie im Grunde 
genommen zehn Jahre hindurch erbitterte Geg­
ner der europäischen Gemeinschaft waren, 
sondern weil sie bereits als Exporteure der 
Inflation gelten. Die Europäer wollen nicht 
auch mit Preissteigerungen zu kämpfen haben 
und die österreichische Inflationspolitik der 
Sozialisten nach Europa hineintragen lassen. 

Das sind die Probleme, und darüber schwei­
gen Sie heute, Herr Kanzler! Darauf wollen 
Sie nicht antworten. Sie möchten am liebsten 
um 3 Uhr lin der Früh antworten, wenn nie­
mand da ist, keine Presse, keine Zuhörer und 
das Fernsehen abgeschaltet ist. Das wäre Ihr 
schönster Wunsch, wenn es j etzt gelänge, die 
Massenmedien zurückzudämmen, damit in der 
Offentlichkeit nicht mehr diskutiert werden 

die Journalisten haben keine Geschäftsord­
nung, die müssen sich das nicht gefallen 
lassen, was wir uns gefallen lassen müssen. 
' (Beifall b ei FPO und OVP.) 

Sie sind sehr gesprächig, nur mit einem 
Unterschied: Dort können Sie nach der Me­
thode Lütgendorf einiges erzählen ; hier sitzen 
aber die Leute, die ans Rednerpult gehen 
können und Ihnen das sofort widerlegen 
können. Der Journalist muß auch erst die 
Unterlagen herbeiholen, ehe er Ihnen antwor­
ten kann. Herr Finanzministerl Ich mache auch 
viele Pressekonferenzen mit. Es ist leichter, 
sich in der Pressekonferenz herauszureden, als 
hier im Parlament Rede und Antwort zu 
stehen. Sie reden in der Pressekonferenz - Ihr 
gutes Recht, Ihre Pflicht in der Demokratie -, 
aber Sie reden nicht im Parlament, obwohl 
es hier Ihr Recht und auch vor allem Ihre 
Pflicht gegenüber der Volksvertretung wäre. 

kann. Denn auch der sozialistische Wähler Sehen Sie, die Gesprächigkeit, die Sie an 
wird nachdenken: Warum war die sozialisti- anderen Orten haben, die sollten Sie auch 
sche Regierung Kreisky so viel besser, als sie hier haben. Gerüchteweise _ ich möchte noch 
in der Minderheit war? Und warum ist sie 
so viel schlechter geworden, warum sind die 
Preise um so viel mehr gestiegen, seitdem es  
eine absolute Mehrheit gibt? Dieselben So­
Z'ialisten, dieselbe Regierung, die gleiche 
Regierungsfraktion, nur eine absolute Mehr­
heit ! 

Jetzt machen Sie, meine Herren, rein sozia­
listische Politik. Und das muß der Rentner, 
der Pensionist und der kleine Mann !in Oster­
reich bezahlen. (Beifall bei der FPO.) Darüber 
wollen wir in diesem Parlament diskutieren, 
darüber wollen wir sprechen, darüber bringen 
wir eine dIlingliche Anfrage ein. Ja, wann 
denn als in dem Augenblick, wo der Finanz­
minister seine Budgetrede hält, wo er mit­
teilt, was er im nächsten Jahr an Preissteige­
rungen hier vorschlagen will? !  

In dem Augenbllick ergreifen Sie die Flucht, 
hüllen sich in Schweigen und verweigern die 
Antwort. Sie berufen sich auf die Geschäfts­
ordnung. Ich bekenne das als JUriist, das ist 
Ihr juristisches Recht. Ob es gut ist, wenn wir 
als Volksvertreter den Pensioruisten sagen, der 
Kanzler hat auf die Fragen nicht geantwortet, 
die wir gestellt haben, der Kanzler hat sich in 
Schweigen gehüllt? 

Der Finanzminister beruft eine Pressekon­
ferenz ein, aber er verweigert hier lim Hohen 
Hause die Antwort auf die Fragen. (Bundes­
minister Dr. A n  d l O S  e h: Schon seit  Tagen!) 
Herr Finanzminister, wenn sie schon seit 
Tagen einberufen ist - ich darf zu dem 
Zwischenruf des Herrn Finanzministers : 

. 
Sie 

ist schon seit Tagen einberufen, sagen: Ich 
nehme nicht an,  daß Sie eine Pressekonferenz 
einberufen haben, um dort zu schweigen. Denn 

einmal sagen. ich weiß noch gar nichts, denn 
man hüllt sich ja in Schweigen - soll also 
der Fiinanzminister die Absicht haben, nächstes 
Jahr ein Budget mit 1 39 MilHarden anzutragen, 
es soll also 1 1  Milliarden Defizit geben, ich 
hörte heute. daß die Ausgaben um 16 Milliar­
den gesteigert worden sind. Ich darf Ihnen 
gleich sagen, Herr Finanzffilinister. ich glaube 
es nicht, denn das wäre j a  genau die Politik, 
die Sie immer bei der OVP bekämpft haben. 
Da hätten wir ja gleich den Klaus lassen 
können, schlechter war er dann aum nicht 
mehr. Sie machen ja genau dieselbe Politik 
weiter, Sie machen dann genau das, was Sie 
jahrelang bekämpft haben. Aber entschuldigen 
Sie, ich muß noch etwas offen sagen : Wenn 
das die Wahrheit ist, daß der Finanzminister 
in elinigen Stunden die Absicht hat, das hier 
vorzutragen, dann soll die Offentlichkeit j etzt 
schon erfahren : Dann lösen Sie noch größere 
Preissteigerungen aus als in der Vergangen­
heit, dann reden Sie sich nimt aus auf Europa, 
nicht auf importierte Pre�ssteigerungen, son­
dern wenn Sie ein Defizit von 1 1  Milliarden, 
wenn Sie die Staatsausgaben um 1 6  Milliarden 
steigern wollen, also nom so viel mehr hinauf­
steigern, dann heißt das übersetzt in die 
Sprache des Volkes : Du Osterreicher zahlst 
das mit Preissteigerungen von wahrscheinlich 
7 und mehr Prozent. Jetzt können Sie ruhig 
sagen, ich bin ein Demagoge, weil ich j etzt 
noch soviel mehr hinaufsteigere und sage ; 
7 und mehr Prozent. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. F i s  c h e r.) 

Sie. Herr Kollege, haben "Kasperl" zu mir 
gesagt, weil ich gesagt habe 6,2 Prozent. (Abg. 
Dr. F i s  e h e I: Das habe ich aus einem ande-
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ren Grund gesagtl) Ja, Herr Kollege,  .ich weiß, 
mit beleidigenden Zwischenrufen sind die 
Sozialisten sehr gesprächig. Fragen Sie ein­
mal Ihren Kanzler, welche Rolle er jetzt mit 
seinem Schweigen spielt. (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

Ich glaube, Herr Kollege, daß ein Volksver­
treter, der den Mund aufmacht und drei 
Monate vorher das ankündigt, w as die Regie­
rung ausgelöst hat, eine bessere Rolle spielt 
als ein Kanzler, Ider hinten sitzt und schweigt, 
weil er sich nicht zu antworten traut. (Abg. 
o f e n b ö e  k: Der Kanzler ist schmähstad!) 
Na, das glaube ich nicht, warten wir auf die 
nächste Pressekonferenz. (Hei t erkeit.) Das list 
ja das Schöne, wenn wir Freiheitlichen nicht 
dabei sind - ich darf für Sie auch sprechen -, 
wenn die Opposition nicht dabeli ist, da redet 
man sich um soviel leichter. Und wenn nur 
ein Fernsehmikrophon oder ein ORF-Mikro­
phon davorsteht und es kann keiner wider­
sprechen, da kann man doch dem Osterreicher 
alles erzählen, aber Sie können ihm nicht mehr 
erzählen, daß die 6,2 Prozent, die Sie im Vor­
jahr bestritten haben, nicht mittlerweile längst 
hier eingetreten sind, und Sie können ihm 
auch nicht einreden - ich glaube es noch nicht, 
bevor es der Finanzminister noch nicht offiziell 
verkündet, er schweigt, wir können es nicht 
sagen, bevor er nicht verkündet, was er will , 
können wir also noch nicht d a rüber disku­
tieren; aber wenn es wahr sein sollte, daß er 
139 Milliarden ausgeben will : 1 1  Milliarden 
Defizit hat 16 Milliarden Ausgabensteige­
rung -, daß das wie bisher nur eine starke 
Preissteigerung ist, Herr Minister, sondern 
dann leiten Sie eine gelenkte Inflatiionspolitik 
ein. Das wollen wir in aller Klarheit hier 
sagen. Ich glaube nicht, Herr Finanzminister, 
daß es Ihnen die Rede verschlagen hat, ich 
glaube nur, daß Sie jetzt in diesem Augen­
blick. nicht in laller Offentlichkeit und in Gegen­
wart der Opposition über diese Probleme 
sprechen wollen. 

Ich habe gesagt - Sie werden es bei der 
zweiten Anfrage sehen -: Sie haben von 
vielen Wegen zweifellos den undemokrati­
schesten gewählt. Ich weiß es nicht, das Urteil 
darüber wird die OffentIichkeit sprechen, wir 
werden das Urteil darüber hören .  Nur etwas, 
Herr Bundeskanzler und Herr Finanzminister: 
Totgeschwiegen wird nichts ! Totgeschwiegen 
haben Sie mit uns FreiheitHchen gemeinsam 
nichts gegen die OVP-Alleinregierung und 
totgeschwiegen wird auch nichts bei der sozia­
listischen Alleinregierung. 

Sie haben zwar einen Kampf aufgenommen 
gegen die Massenmedien, insbesondere dem 
ORF den Kampf angesagt als dem Ihnen am 
unangenehmsten Massenmedium, wei l ·  es un-

mittelbar überträgt. Meine Damen und Herren ! 
Jetzt weiß ich, warum der Kanzler den ORF 
nicht mag : Denn heute werden am Abend 
zwei Millionen Osterreicher wissen, daß der 
Kanzler nicht bereit war, der Volksvertretung 
auf diese unangenehmen Fragen Antwort zu 
geben. Wenn es den ORF nicht gäbe oder noch 
immer den alten Proporz-ORF, dann würde 
das nicht übertragen werden. Das ist der 
Grund, Herr Kanzler. (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

Herr Kanzler! Verstehen Sie auch, warum 
wir die Massenmedien und warum wir dliesen 
ORF verteidigen: Das Volk von Osterreich soll 
erfahren, was sich in diesem Hause abspielt. 
Und wenn Sie nicht den Mut haben, zu ant­
worten, dann sollen Sie wenigstens den Mut 
haben, der Offentltichkeit mitzuteilen, daß Sie 
sagen : "Ich antworte nlicht."  Und es wäre gut, 
wenn Sie mit der gleichen Energie . . .  

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): ICh bitte den Redner, Schluß zu machen. 

Abgeordneter Zeillinger (fortsetzend) : 
. . .  den Kampf gegen die Teuerung führen 
würden wie Sie den Kampf gegen den ORF 
führen. 

Herr Bundeskanzler ! Ich habe Ihnen schon 
einmal gesagt : Machen Sie eine bessere Poli­
tik, dann brauchen Säe die Massenmedien nicht 
zn fürchten. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Ermacora. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich hätte mich zu 
dieser Debatte nicht zu Wort gemeldet, wenn 
hier nicht ein Vorgang zu kritisieren wäre, 
der mich als relativ jungen Parlamentarier auf 
der einen Seite, aber auch als Theoretiker des 
Staatsrechtes auf der anderen Seite zutiefst 
betreffen würde. Da wird immer von Ihnen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Regierungspartei, der Begriff der Demo­
kratie groß geschrieben, da sprechen Sie stän­
dig von der Transparenz, und wenn es hier in 
diesem Parlament, wo die Transparenz für die 
Offentlichkeit wesentlich sein soll, zum Ge­
spräch kommen soll, dann stehen Sie nicht 
Rede und Antwort, sondern sind ein "Mords­
Schweiger" ! (Beifall bei der OVP und bei der 
FPO.) 

Ich möchte mich hier nicht in die juristischen 
Komplikationen dieser Geschäftsordnung ein­
lassen. Ich möchte nur hervorheben, wenn 
man auf der einen Seite unter Berufung auf 
das Recht die Freiheit zu vertreten gewillt ist 
und auf der anderen Seite dann derartige 
Argumentationen mit dem § 73 der Geschäfts-
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OIdnung hört und liest, dann muß man sich an 
den Kopf greifen und die Frage stellen, was 
denn das Wesen einer dringlichen Anfrage ist. 
Das Wesen einer dringlichen Anfrage ist, daß 
man eine dringliche Antwort erwartet. Ich 
glaube, das ist das Wesen der dringlichen 
Anfrage und nicht, daß man keine Anfrage 
beantwortet bekommt, und nicht, daß man 
allenfalls vielleicht mit der Erklärung über die 
Budgetrede möglicherweise mit einem Neben­
satz auf diese dringliche Anfrage eingeht. 
(Beifall bei der OVP und bei der FPO.) 

Ich möchte es ganz offen hier aussprechen : 
Nach meiner festen Uberzeugung haben Sie 
die Demokratie in diesem Parlament miß­
braucht, schon längere Zeit mißbraucht: durch 
Fristsetzungen, die Ihnen nur zum Schaden 
gereicht haben, durch unvorbereitete Gesetze 
- ich möchte aufmerksam machen auf das 
Ortstafelgesetz, das ja nur durch Ihre Dnvor­
bereitetheit hier in diesem Haus zu dieser 
Unruhe geführt hat. Sie treiben Mißbrauch mit 
dem Forum, indem von der Regierungsbank 
ständig souffliert Wlird, nicht mir jetzt im 
Moment, aber ich erinnere mich sehr wohl, 
daß immer souffliert wurde, wenn es brisant 
wurde. 

Meine Damen und Herren! Das ist der 
Offentlichkeit noch nicht deutlich gemacht 
worden, unter welchem Streß hier ein Opposi­
tionsredner steht, wenn man ständig die 
Soufflierungen der Herren, die angesprochen 
sind, hören muß, und auf diese nicht antwor­
ten kann, daß man ständig den Gesten der 
Regierungsmitglieder hinter dem Rücken der 
Abgeordneten ausgesetzt ist, daß man ständig 
diese Gesten im Fernsehen sieht (Zustimmung 
bei der OVP und der FPO), daß man scheinbar 
technischen Schwierigkeiten ausgesetzt ist, 
indem das Mikrophon eines Parlamentspultes 
Il!icht in Ordnung ist. Ich möchte nur aufmerk­
sam machen, daß sich im vorigen Jahre ganze 
Monate hindurch der Abgeordnete hier nicht 
gehörig zu Wort melden konnte, wenn er nicht 
eine Stentorenstimme hat, wie sie seinerzeit 
Peter und Zeilling-er hatten, weil man hier 
diese Dinge nicht in Ordnung brachte. 

Ich möchte schließlich sagen, daß es ein 
Mißbrauch der Demokratie im Parlament ist, 
wenn Sie, Herr FinanzmiIl!ister, die Kühnheit 
haben, hier eine Pressekonferenz anzusetzen 
zu einem Zeitpunkt, in dem Sie wissen mußten, 
daß diese Budgetrede noch nicht die offent­
lichkeit erre1cht hat. 

Herr Bundesminister für Finanzen! Ich 
glaube, daß ist ein Mißbrauch nicht nur par­
lamentarischer Gepflogenheiten, das ist ein 
Mißbrauch der demokratischen Transparenz, 
die durch die Verfassung, durch die Bestim­
mung über die offentlichkeit der Parlaments 

gesichert sein sollte. (Beifall bei der OVP und 
bei der FPO. - Abg. L a  n c :  Aber der Herr 
Dr. Blenk darf dazu reden, wenn die Budget­
rede noch gar nicht gehalten ist!) Das wird 
sein gutes Recht sein,  als oppositioneller Ab­
geordneter dazu zu reden, glaube ich. 

Ich möchte schließlich sagen, daß die Offent­
lichkeit durch diesen Vorgang in diesem 
Hause heute erlebt hat, was es  heißt : soziali­
stische Parlamentsdemokratie. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. L a  n c: Sie haben eine Rechts­
auffassung! Die armen Studenten, die bei 
Ihnen studieren müssen!) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Lanner. Er hat das 
Wort. (Abg. Dr. G r u b e r: Lanc, was ist? Wir 
hätten gern Ihre geistigen Ergüsse gehört!  -
Abg. G r a  f: Heute hat er einen schlechten 
Tag! - Zwischenruf des Abg. W o  d i e  a. -

Abg. G r a f: Sie sind uns kein Beispiel, denn 
Ilue Zwischenrufe sind unüberbietbar, Herr 
vVodica!) 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren l Ich habe mir 
den Kopf zerbrochen, warum der Bundes­
kanzler diesen "mutigen" Weg gewählt und 
in der Geschäftsordnung Zuflucht gesucht hat. 
Ich darf Ihnen die Erklärung geben. Er will 
sich bei Nacht und Nebel gegen diese 
Inflationsdebatte verteidigen in der Hoffnung, 
daß die Redaktionen in den Zeitungen bereits 
Schluß gemacht haben und das Fernsehen nicht 
mehr in der Lage ist, seine Ergüsse in "Zeit 
im Bild" noch zu bringen. Das ist die Wahr­
heit, meine Damen und Herren! Angst haben 
Sie vor Ihrer eigenen Politik!  (Beifall bei 
der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) Ich 
werde Ihnen Nachhilfestunden in Logik im 
Anschluß geben. 20 Minuten sind leider sehr 
kurz. 

Es ist bedauerlich, daß wir diese Debatte 
heute halten müssen. Ich darf Sie daran er­
innern, daß wir von der Volkspartei im Juni 
letzten Jahres einen Entschließungsantrag ein­
gebracht haben, in dem wir Sie aufgefordert 
haben, einen Katalog der notwendigen Maß­
nahmen zur Bekämpfung der Inflation vorzu­
legen. Was ist geschehen? Was haben Sie 
getan? Nichts haben Sie getan ! Sie haben die 
Entwicklung treiben lassen. Sie haben die 
Entwicklung angeheizt. 

Aber am schönsten hat es wohl Ihr eigener 
Vizekanzler heute vormittag gesagt : Sie schlit­
tern, Sie sind in die Inflation hineingeschlit­
tert. (Beifall bei der OVP.) Meine Vorredner 
haben schon sehr deutlich und klar in bezug 
auf den OECD-Bericht ausgeführt, daß es keine 
importierte Inflation ist. Es ist keine .impor­
tierte, sondern eine ignorierte Inflation, die 
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wir heute vor uns haben, weil Sie nidlt zeit- Sparbuchzinsen anzuheben. Androsdl hat das 
gerecht die notwendigen Maßnahmen gesetzt nach Zeitungsmeldungen sofort abgelehnt. 
haben! 

Wir haben heute eine Situation, die zu 
einer Flucht in die Sachwerte führt. Wir 
haben eine Situation, die an den Grundfesten 
der Wirtsmaftspolitik rüttelt, die das Ver­
trauen in die Wirtschaftspolitik untergräbt. 
Und wir haben eine Situation, in der von 
dieser Entwicklung in erster Linie die Schwa­
chen, die Ärmeren betroffen sind. 

Und auf dem Rücken dieser kleinen Leute 
wollen Sie offenbar Ihre verfahrene Wirt­
s chaftspolitik sanieren. Das ist unverantwort­
l i ch !  (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Nun zu den 
Inflationsgeschädigten. In Ihrer Regierungs­
erklärung vom 5. November 1971 haben Sie 
noch groß verkündet, das erklärte Ziel der  
Bundesregierung wäre es ,  dort einzugreifen, 
wo es heute noch Armut gibt. Sie haben dann 
die Rentner, die Ausgleichszulagenempfänger, 
die Kriegsopfer und ähnliche aufgezählt. 

Heute sagt Ihnen, Herr Sozialminister, Ihr 
sozialistischer Wirtschaftsexperte Kar! Aus ch ,  
d aß die etwa 1 ,28 Millionen Rentner und 
Pensionisten heuer einen Einkommensentgang 
von etwa 2 Prozent zu erwarten haben, weil 
Ihnen die Pensionsdynamik keinen Ausgleich 
mehr für die rasche Preissteigerung bietet.  
Soweit Ihr eigener Wirtschaftsexperte zu Ihrer 
Pensionsdynamik in  Ihrer Inflationsphase .  
(Abg. Anton S c  h 1 a g e r: Der wird bald 
schweigen müssen! Dem werden sie das Gas 
abdrehen!) 

Zu den Verlierern einer ständigen Geld­
wertverminderung zählen die kleinen Sparer.  
Es ist zu einfach, meine Herren, zu sagen : 
Die sollen das Geld doch längerfJ1istig anlegen. 
Versetzen Sie sich doch in die Lage dieser 
kleinen Leute, die ihre paar Hunderter viel­
leicht einige Zeit sparen können, sie aber 
dann brauchen, weil ein Engpaß eintritt, weil  
j emand krank wird. Sie  können nicht von 
den 3 ,5 Prozent weg. Sie sind, wenn Sie so 
wollen, quasi verurteilt, mit dieser geringen 
Verzinsungsrate zu leben, bei einer gleich­
zeitigen Inflationsrate, die doppelt so hoch 
ist. 

Wozu diese Politik führt, zeigt wohl am 
besten ein kleines Rechenbeispiel. Wer am 
20. April 1970 im Vertrauen auf "Kreisky 
und sein Team" und die "bestvorbereitete 
Regierung" 1 000 S auf ein Sparbuch gelegt 
hat, findet dort heute nur mehr den Kaufwert 
von 930 S. Das ist Ihre Politik ! Und Ihr Präsi­
dent Benya meinte daher, es wäre doch gut, 
man sollte sich das ernstlich überlegen, die 

Ich darf Ihnen noch einmal zitieren, was 
Karl Ausch zur Sparpolitik in einer Inflations­
entwicklung sagt : "Das heute schon weitge­
streute Sparkapital, Einlagen und festverzins­
lime Wertpapiere, verliert ständig an Wert. 
In Osterreim dürfte der jährlidle Vermögens­
verlust bei solchen Veranlagungen an die 
10 Milliarden Schilling betragen." - Das rist 
Ihre Politik! 

Und ein zweites : Inflationsgeschädigt s ind 
nicht zuletzt aum ein großer Teil kleiner und 
mittlerer Bauern, kleinerer und mittle rer 
Gewerbetreibender. Die Bauern - nicht zu­
letzt auch die Bergbauern, und ich werde Ihnen 
das mit einer Studie der Arbeiterkammer Salz­
burg beweisen - sind in der schwie rigen 
Situation, daß 'ihre geregelten Preise hinter 
einer raschen Teuerungswelle nachhinken, daß 
sie aber gleichzeitig mit rasanten Kostensteä­
gerungen rechnen müssen. Sehr viele dieser 
Bauern sind in der schwierigen Situation, daß 
sie sehr wohl ausweichen möchten, aber  man­
gels Alternativen IlIicht ausweichen können. 

Eine Studie der Arbeiterkammer Salzburg 
über die Armut in den ländlichen Gebieten 
Salzburgs kommt zu dem Ergebnis, daß be­
sonders in den Gebirgslagen Salzburgs der­
artig ungünstige Verhältnisse remt häufig 
sind. Das ist also Ihre sogenannte Bergbauern­
politik, die Sie uns hier - ich möchte fast 
sagen - vorgaukeln. 

Sie sollen sich nicht wundern, daß diese 
Politik einer verzögerten Preisanpassung bei 
rasanten Kostensteigerungen zu einer Radi­
kalisierung führt, daß diese Pol,itik auCh zu 
einer Verschlechterung des sozialen Klimas 
führen muß. 

Inflationsgeschädigt sind drittens alle 
älteren Menschen, Menschen, die ein Leben 
lang hart gearbeitet und gespart haben, die 
sich etwas auf die Seite gelegt haben und 
die nun als Zubuße zu ihrer Rente auf diesen 
Ertrag angewiesen sind. Sie kommen in eine 
Schere, daß sie nämlich das, was s ie  von 
diesem hart ersparten Geld heute als geringe 
Zubuße herunternehmen wollen, nun nicht 
mehr vorfinden, daß es zusammenschmilzt, daß 
es immer weniger wird. 

Meine Damen und Herren! Betrogen von 
einer Inflationspolitik sind auch die Privat­
versicherten, also j ene Staatsbürger, die s ich 
nicht nur auf die Kollektivfürsorge verlassen, 
sondern bereit sind, auf Konsum zu verzichten 
und selbst einen Beitrag zu ihrer Versorgung 
zu leisten. Ihr Sicherungskapital schmilzt täg­
lich zusammen. Wer sich heute in der Illusion 
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wiegt, durch eine monaUicbe Zahlung viel­
leicht über Jahre hinaus für Notfälle, Krank­
heit oder Kindererziehung vorgesorgt zu 
haben, der wird mit dieser PoHtik eines Tages 
vor der bitteren Uberraschung stehen, daß 
real nur mehr ein geringer Teil, ein Bruchteil 
dieses Geldes vorhanden ist, für das er seiner­
zeit gearbeitet, für das er seinerzeit gespart 
hat. 

Zu den Verlierern einer ständigen Geld­
entwertung zählen also jene Gruppen, deren 
Einkünfte sich nicht in dem M aße erhöhen, 
in dem die Inflation fortschreitet, also kurz 
gesagt der Großteil der Kleinen und Schwa­
chen. Zu den Verlierern zählt der Sparer, 
insbesondere der kleine Sparer. Zu den Ver­
lierern zählen die Bauern, die kleinen und 
mittleren Bauern, die kleinen und mittleren 
Gewerbetreibenden, und zu den Verlierern 
zählen letzten Endes alle j ene, denen in erster 
Linie durch die Steuerprogression dieses Mehr 
an nominellem Verdienst einfach wegge­
steuert wird nach dem Motto : Inflation ist 
eine Art Spezialsteuer. 

Sie, meine Herren von der Sozialistischen 
Partei, haben im Februar 1 970 ein Preis­
ultimatum gestellt, Sie haben ein Preis­
ultimatum gestellt bei einer Indexsteigerung 
von 3,7 Prozent. "Alleinregierung macht Arme 
ärmer" , "Bevölkerung beunruhigt" - das 
waren Ihre Schlagzeilen, mit denen Sie gear­
beitet haben, und die damalige Oppositions­
abgeordnete Firnberg unterstrich, daß die 
Sozialisten nicht bereit wären, der Vogel­
Strauß-Politik der Regierung auf dem Preis­
sektor weiterhin tatenlos zuzusehen. Auch wir, 
das darf ich Ihnen von dieser Stelle aus 
sagen, sind nicht mehr bereit, dieser Politik, 
die Sie gegenwärtig betreiben, tatenlos zuzu­
sehen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie sind, meine Herren von der Regierung, 
offenbar unfähig, einer in Osterreich noch. nie 
dagewesenen Teuerung Einhalt zu gebieten. 
Sie schEttern, wie das der Herr Vizekanzler 
heute vormittag gesagt hat, auf Inflations­
kurs, und Inflation, meint Günther Schmölders, 
ist nicht nur e!in eigenes Stück Politik, Inflation 
ist die Quittung für schlechte Pollitik. (Zustim­
mung bei der OVP.) Es ist bedauerlich, daß 
Sie in der Wirtschaftspoliitik einfach nich.t 
sattelfest sind. 

WÜ haben, meine Herren von der Regie­
rung, in Osterreich verschiedene Formen der 
Regierung erlebt. Wir hatten eine KoaHtions­
regierung, wir hatten eine Minderheitsregie­
rung, wir hatten Mehrheitsregierungen. Sie 
haben das Pr1ivileg, eine Inflationsregierung zu 
sein ! (Beifall bei deI avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
(Abg. M i t t e l  e I: Das is t ein Ruhmesblat t  
gewesen! Einfach z u  türmen!) 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Zeil­
linger, Tödling, Dr. Scrinzi, Dr. Prader und 
Genossen an den Bundesminister für Landes­
verteidigung und an den Bundeskanzler be­
treffend Einsetzung des "Aufstellungsstabes 

Bereitscbaftstruppe" 

Präsident Probst: Wir gelangen nun zur 
Behandlung der dringlichen Anfrage der Ab­
geordneten Zeillinger, Tödling und Genossen. 

Ich bitte wiederum den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Dr. Fiedler, die Anfrage zu 
verlesen. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Zeillinger, Tödling, Doktor 
Scrinzi, Dr. Pr ader und Genossen an den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung und 
an den Herrn Bundeskanzler betreffend Ein­
setzung des "Aufstellungsstabes Bereitschafts­
truppe". 

Das Wehrgesetz bedingt eine Umgliederung 
des Heeres in der Form, daß eine auf Miliz­
basis aufgebaute Landwehr den Schwerpunkt 
der Landesv:erteidigung bildet. Um jedoch auch 
ständig einsatzbereite Streitkräfte im erfor­
derlichen Umfang zur Verfügung zu haben, 
bestimmt der Artikel VIII des Wehrgesetzes 
die Aufstellung einer Bereitschaftstruppe. Die 
Organisation, insbesondere die Stärke und 
Zusammensetzung dieser Bereitschaftstruppe, 
ist von der Bundesregierung nach. Einholung 
einer Empfehlung des Landesverteidigungs­
rates zu bestimmen. 

Dem Landesverteidigungsrat liegt bis zur 
Zeit seitens des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung noch. kein Antrag bezie­
hungsweise noch kein Vortrag im Sinne des 
Artikels VIII Wehrgesetz vor, sodaß die 
gesetzlich vorgesehene Empfehlung noch nicht 
gegeben werden konnte. Dennoch hat der 
Bundesminister für Landesverteidigung laut 
Pressemeldungen, im besonderen der "Soziali­
stischen Korrespondenz" ( 13 . Oktober 1972) , 
dem Abgeordnetenklub der Regierungspartei 
im Rahmen einer Klubtagung mitgeteilt, daß 
er Generalmajor Spannocchi am 1 .  Oktober 
beauftragt habe, mit der Aufstellung der 
Bereitschaftstruppe zu beginnen. Demnach 
müßte ein diesbezüglicher Regierungsbeschluß 
vorliegen, der aber nur ohne die gesetzlich 
vorgesehene Einholung einer Empfehlung des 
Landesverteidigungsrates zustandegekommen 
sein kann. 
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Uber die Frage der Aufstellung der Bereit­
schaftstruppe und andere Fragen im Zusam­
menhang mit der Heeresreform war es schon 
vor einiger Zeit zu Differenzen zwischen dem 
Bundesminister für Landesverteidigung einer­
seits und den Befehlshabern beziehungsweise 
dem Generaltruppeninspektor andererseits ge­
kommen. 

Der Landesverteidigungsrat überbrückte die 
Differenz, indem er lediglich empfahl, mit der 
Umgliederung im Sinne des Wehrgesetzes auf 
der unteren Ebene zu beginnen, die Frage 
der oberen Kommandostruktur aber zu einem 
späteren Zeitpunkt nochmals im Verteidi­
gungsrat zu behandeln. 

In einer Befehlshaberbesprechung erbat der 
Bundesminister für Landesverteidigung von 
den Befehlshabern Vorschläge für die Bereit­
schaftstruppe und andere offene Fragen in der 
nächsten derartigen Besprechung, die für 
28. September vorgesehen war. Aber bereits 
am 1 8. Juni, also vor dem gesetzten Termin, 
setzte der Bundesminister für Landesverteidi­
gung mittels eigener Weisung und ohne vor­
herige Beratung im Landesverteidigungsrat 
den "Aufstellungsstab Bereitschaftstruppe" ein 
und gab diesem für seine Arbeit Richtlinien, 
die ebenfalls im Landesverteidigungsrat nicht 
vorberaten waren . 

Dieses V e r  halten des Bundesministers für 
Landesverteidigung führte zu einer neuer­
lichen Vertrauenskrise innerhalb der militäri­
schen Führung unseres Heeres und in weiterer 
Folge zu dem vielbeachteten Rücktritt des 
Befehlshabe r s  der Gruppe II, General der 
Infanterie A. Bach. Die Verwirrung wurde 
innerhalb des  Heeres,  aber auch in der Offent­
lichkeit immer größer. 

Das Organ der Regierungspartei, die 
"Arbeiter-Zeitung" , äußerte am 6.  Oktober die 
Meinung, daß nunmehr "einem Start (der 
Bereitsmaftstruppe) mit Anfang 1 973 nichts 
mehr im Wege stehe" - ein Standpunkt, 
der zwar im Gegensatz zur klaren Bestimmung 
des Wehrgesetzes steht, aber offenbar auch 
vom Vertei di gungsminister geteilt wird. 

Ebenfalls lediglich aus der Presse der 
Regierungspartei erfuhren die Abgeordneten 
und Mitglieder des Verteidigungsrates, daß 
Generalmaj o r  Spannocchi ein Konzept ent­
wickle, "nach dem bestimmte Verbände aus 
den Truppenkörpern herausgenommen und 
umbenannt werden sollen", und daß "dazu 
bereits ein eigener Aufstellungsstab einge­
richtet wurde". 

Der "Kurier" spricht von "Vorarbeiten für 

weiß zu berichten, daß "dieser neue Truppen­
körper" laut Generalmajor Spannocchi "ein 
gewisses Maß an Eigenleben haben muß". 

Die "Wochenpresse" spricht bereits von 
einem "neuernannten Befehlshaber der auf­
zubauenden Bereitschaftstruppe" . 

Verteidigungsminister und Ministerium 
hüllen sich in Schweigen, sowohl gegenüber 
der Offentlichkeit als auch gegenüber den 
Mitgliedern des zuständigen Landesvertei?i. 
gungsrates.  Der Verteidigungsminister schemt 
lediglich (laut "Sozialistischer Korrespon­
denz") die Abgeordneten, soweit sie der 
sozialistischen Fraktion angehören, einige 
Wochen nach Einleitung seiner Maßnahmen 
am 1 3. Oktober informiert zu haben. 

Da es auch in der Sitzung des Landes­
verteidigungsrates vom 1 6. Oktober 1 972 nicht 
gelang, Klarheit über die bereits getroffenen 
Maßnahmen und über die Pläne des Verteidi­
gungsministers und der Regierung zu gewin­
nen, richten die unterzeichneten Abgeordneten 

I. an den Herrn Bundesminister für Landes· 
verteidigung die 

A n  f r a  g e :  

1 .  Welche Aufgaben haben Sie j enem "Auf-­
stellungs stab Bereitschaftstruppe" zugewiesen, 
dessen Einsetzung Sie mit Wirkung vom 
1 .  Oktober 1972 unter dem Kommando des 

Generalmajors Spannocchi angeordnet haben? 

2. Sind Sie - wie dies schon im Landes­
verteidligungsrat vom 1 6. Oktober 1 972 ver­
langt wurde - bereit, die von Ihnen zur 
Einsetzung dieses Aufstellungsstabes erlas­
senen Befehle und Weisungen, insbesondere 
die "Ministerweisung Nr. 23", im vollen Wort­
laut den Mitgliedern des Landesverteidigungs­
rates zugänglich zu machen? 

3. Haben Sie sichergestellt, daß die von 
Ihnen schon vorgezeichnete "Herauslösung der 
Bereitschaftstruppe aus den bisherigen 
Befehlsverhältnissen" nicht zu einer fühlbaren 
personellen und materiellen Schwächung des 
gesamten üb:r;igen Bundesheeres führt? 

4. Besteht über Durchführbarkeit und Zweck­
mäßigkeit dieser von Ihnen eingeleiteten 
Aktion Ubereinstimmung mit den Gruppen­
befehlshabern und dem Generaltruppen­
inspektor? 

5.  Wann wurde ;im Landesvert€lidigungsrat 
auf Grund eines Vortrages von Ihnen jene 
Empfehlung beschlossen, auf die Sie die von 
Ihnen be absichtigte " eigene Kommandostruk­
tur" der BereitsChaftstruppe stützen? 

die Aufstellung einer 1 5.000 Mann starken , 6. Ist die Meldung der "Sozialistischen 
Bereitschaftstruppe aus Längerdienenden" und Korresp ondenz" vom 13 .  Oktober 1 972 ri

-
chtig, 
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wonach Sie in einer Ansprache vor dem Parla­
mentsklub der sozialistischen Abgeordneten 
in Badgastein die Mitteilung machten, daß 
Sie Generalmajor Spannocchi am 1. Oktober 
beauftragt haben, mit der Aufstellung der 
Bereitschaftstruppe zu beginnen? 

1.  Wie war der Wortlaut Ihrer diesbezüg­
lichen Ausführungen vor den sozialistischen 
Abgeordneten auf deren Klubtagung in B ad­
gastein? 

8. Sind Sie bereit, auch die Abgeordneten 
der anderen parlamentarlischen Fraktionen in 
gleicher Weise zu informieren? 

9. Da in den Besprechungen, die Sie am 
23. 3., 25. 5. und 29. 6. 1 912 mit den Gruppen­
befehlshabern abführten, nach Ihren eigenen 
Worten "keineswegs in allen Punkten ein 
Konsens" hergestellt werden konnte: In wel­
chen wichtigen Fragen bestand zwischen den 
betreffenden Befehlshabern einerseits und 
Ihnen andererseits eine unterschiedliche Auf­
fassung beziehungsweise Beurteilung? 

1 0. $lind Sie bereit, darüber hinaus vor 
allem zur Klärung j ener Fragen, die allen­
falls einer Geheimhaltung unterLiegen, die 
zusammenfassenden Ergebnisse (Protokolle 
dieser Besprechungen) den Mitgliedern des 
Landesverteidigungsrates zugängl�ch zu 
machen? 

1 1 .  Da der Artikel VIII der Wehrgesetz­
novelle unter anderem vorschreibt, daß die 
Organisation der Bereitschaftstruppe von der 
Bundesregierung nach Einholung einer Emp­
fehlung des Landesverteidigungsrates zu be­
stimmen ,ist:  Haben Sie eine derartige Emp­
fehlung - s ei es auch nur über Teilbereiche 
wie die Einsetzung eines "Aufstellungsstabes 
Bereitschaftstruppe" - vom Landesverteidi­
gungsrat eingeholt, und in welcher Sitzung 
geschah dies? 

1 2. In welcher Sitzung des Ministerrates 
(im Laufe des Jahres 1912) haben Sie Fragen 
der Bereitschaftstruppe und der Umgliederung 
des Heeres vorgetragen? 

1 3. Sind Sie bereit, den MitgLiedern des 
Landesverteidigungsrates Ihren unter 1 2. ge­
nannten Vortrag und Antrag an den Minister­

15 .  Sind Sie bereit, alle Unterlagen, die 
Sie zur Einleitung der Heeresreform verfaßten, 
den Mitgliedern des Landesverteidigungsrates 
umgehend zugänglich zu machen? 

16. Hat General der Infanterie A. Bach 
anläßlich seines Rücktrittes als Befehlshaber 
der Gruppe 11 diesen Schritt mündlich oder 
schriftlich begründet? 

11 .  Sind Sie bereit, die Gründe beziehungs­
weise ein von General der Infanterie B ach 
darüber verfaßtes Schriftstück ehestens, j eden­
falls vor der nächsten Sitzung des Landes­
verteidiigungsrates, den Mitgliedern dieses 
Gremiums zur Kenntnis zu bringen? 

18 .  Ist der Ministerratsbeschluß vom 1 1 .  5 .  
1 965 als Auftrag für d a s  Bundesheer noch 
aufrecht und für Sie bindend? 

19. Ist es richtig, daß die Ministerweisung 
Nr. 23 damit motiviert w.ird, daß seit der 
Befehlshaberbesprechung vom 29. Juni 1 972 
bis zur Ministerweisung kein konkreter 
Planungsvorschlag vorgelegt wurde? Welchen 
Auftrag haben Sie damals erteilt? Wer ist 
für die Nichtvorlage dieses Planungsvor­
schlages verantwortlich? 

11. an den Herrn Bundeskanzler die 

A n f r a g e : 

1 .  Ist der Vortrag des Bundesministers für 
Landesverteidigung an den LandesverteidJi­
gungsrat mit Datum 25. 9. 1 912, der sich unter 
anderem mit der Einsetzung eines "Aufs tel­
lungsstabes Bereitschaftstruppe" beschäftigtl 
dem Ministerrat vorgetragen worden? 

2. Wenn j a, wie lautet der Beschluß des 
Ministerrates? 

3. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, 
den bereits offiziell vereinbarten Gegenbesuch 
des Generaltruppeninspektors beim General­
stabschef der :italienischen Armee nicht zu 
genehmigen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, die 
Anfrage gemäß § 13 des Geschäftsordnungs­
gesetzes dringlich zu behandeln und dem 
Erstunterzeichneten Gelegenheit zur Begrün­
dung zu geben. 

rat - unter gleichzeitigem Hinweis auf die Präsident Probst: Ich erteile nunmehr dem 
entsprechende Beratung und Empfehlung :im Herrn Abgeordneten Zeillinger als erstem 
Landesverteidigungsrat zugänglich zu Anfragesteller zur Begründung der Anfrage 
machen? gemäß § 73 das Wort. 

1 4. Da Sie in einem mit 25. September 1 912 
datierten Schriftstück mitteilten, daß Sie am 
1 8. 9. 1 912 die "Einleitung der ersten Phase 
der Heeresreform angeordnet haben" : Aus 
welchen Ministerweisungen, Befehlen oder 
sonstigen mündlichen oder schl1iftlichen An­
ordnungen bestand diese Aktion? 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident I Herr Kanzler ! Herr Minister l 
Meine Damen und Herren! Ich möchte rin 
diesem Teil meiner Ausführungen, in dem 
ich die Begründung zu geben habe, in kurzer 
und auf sachliche Argumente beschränkter 
Form die Gründe darlegen, welche Abgeord-
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nete dieses Hauses v e ranlaßt haben, heute 
diese dringliche Anfrage zu stellen, und 
werde mir erlauben, sp äter ,in einer zweiten 
Wortmeldung als Vertreter meiner Fraktion 
auch den Standpunkt d er Fraktion zu den 
einzelnen Fragen darzule gen. 

Ich muß zuerst feststellen : Ich bedaure sehr, 
daß dies weitgehend unter Ausschluß der 
Massenmedien geschieht. Hier liegt zur Er­
innerung aller Redner noch immer ein Zettel, 
der darauf hinweist, daß der Herr Finanz­
minister anderweitig tätig ist. Einige Jour-

; nalisten haben sich darüber beschwert, daß 
sie an der Sitzung nicht teilnehmen können, 
weil sie der Finanzminister einlud und sde 
natürlich jetzt auch das hören müssen, was 
er ihnen zu sagen hat, nachdem er herinnen 
geschwiegen hat. (Abg. Dr. B a u  e r: Ein neuer 
Stil! Verlegen wir das Parlament in die 
Pressekonferenz! - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Wozu brauchen wir überhaupt das Parlament?) 

Ich glaube, es wird Sache der Präsidial­
konferenz sein, sich mit d iesem ernsten Vorfall 
zu beschäftigen, nämlich damit, ob das Parla­
ment dazu verwendet werden kann, daß wäh­
rend Haussitzungen P ressekonferenzen von 
Ministern in diesem Hause abgehalten wer­
den. (Lebhafte Zustimmung bei FPO und OVP.) 
Es g,ibt nämlich viele Arten, die Massenmedien 
an einer umfassenden Berichterstattung zu 
hindern. 

Der Herr Klubobmann der Regierungs­
fraktion hat heute b ei der vorigen Anfrage 
von einer "Störaktion" gesprochen und hat 
darauf hingewiesen, daß es bei der jetzt zur 
Diskussion stehenden zweiten dringlichen An­
frage offensichtlich nicht um die Sache geht, 
sondern daß diese Anfrage offenbar ebenfalls 
eine Störaktion darstellt. 

Ich darf den Damen und Herren des Hauses 
die Gründe darlegen, warum es zu dieser 
dringlichen Anfrage gekommen ist. Gleich­
zeitig darf ich den Herrn Minister auf diese 
Dinge aufmerksam machen. 

Wir hatten in diese r  Woche eine Sitzung 
des Landesverteidigungsrates. Eine ganze 
Reihe von Fragen, die im wesentlichen in der 
dringlichen Anfrage enthalten sind, stand 
offen. Es gibt eine Reihe von Widersprüchen 
in der Verteidigungspobitik aus den letzten 
Tagen. Es gibt Unklarheiten, die vom Vertei­
digungsministerium und vom Minister nicht 
geklärt worden Slind. Ich habe in höflicher 
Form - ich darf Sie bitten, Herr Minister, 
sich das Tonband vorzuspielen ; 'ich habe zum 
Teil ein Stenogramm verlesen, um nichts aus­
zulassen - um die Vorlage jener Unterlagen 
ersucht, die uns in die Lage versetzt hätten, 
Einblick in die wirkHcben Geschehnisse zu 

gewinnen. Statt uns d�ese Unterlagen zu über­
geben, haben Sie nur einzelne Sätze zitiert. 
Noch habe ich nicht die Unterlage, aber eine 
erste Rückfrage hat e rgeben, daß Sie nur das 
zitiert haben, was momentan in Ihre Antwort 
paßt, daß Sie aber entscheidende Zitate aus­
gelassen haben. 

Da dadurch der Verteidigungsrat - der 
Herr Kanzler war darüber 'informiert, denn 
er kannte, wie ich m ittlerweile erfahren habe, 
diese betroffene Weisung - offensichtlich irre­
geführt worden iis t ,  war es notwendig, in 
Form einer dringlichen Anfrage bedauerlicher­
weise hier in der Offentlichkeit das zu er­
reichen, was nun einmal notwendig ist, um 
ein Urteil über die Verteidigungspolitik zu 
bekommen. Ich kann zur Stunde noch nicht 
sagen, ob Sie den V e rteidigungsrat irreführen 
wollten; aber ,er ist tatsächlich irregeführt wor­
den. 

Wenn also heute diese dringliche Anfrage 
- me�ne Damen und Herren von der sozial�­
stischen Fraktion, ich möchte das klarstellen -
über die Bühne geht, dann nur deswegen, weil 
sich der Herr Verte idigungsminister im Ver­
teidigungsrat geweigert hat, insbesondere die 
Ministerweisung 23, um die ich gebeten habe, 
also jene Unterlagen zu übergeben, die zur 
ßinsetzung des Stabes Spannocchi führten, 
weil er sich weigerte, diese Unterlagen vor­
zulegen, und weil er darüber hJinaus nur 
unvollständig das zitiert hat, was letzten 
Endes den Verteidigungsrat bei der Beurtei­
lung der Lage irreführen mußte. 

Ich sage ganz offen, Herr Verteidigungs­
minister: Ich bin mir bewußt, daß das ein 
schwerer Angriff, ein Vorwurf ist. Ich hoffe, 
daß Sie dazu Stellung nehmen, insbesondere 
zu der Frage, warum Sie in diesem Fall nicht 
dem Verlangen eines Mitg�iedes des Verteidi­
gungsrates entsprochen haben - während 
sonst, ich möchte es anerkennen, immer dem 
entsprochen wird -, die Dokumente zu über­
geben. Das ist die Kernfrage - das möchte 
,ich dem Klubobmann der sozialistischen Frak­
tion einleitend sagen -, das ist der Grund, 
warum es heute zu dieser dringlichen Anfrage 
gekommen ist, und sonst gar kein anderer. 

Es wird letzten Endes von der Antwort 
des Herrn VerteidigungSmiinisters, der j a  j etzt 
dann das Wort bekommen wird, abhängen, 
welche Wendung die weitere Diskussion 
nimmt. Ich darf also gleich für meine Fraktion 
sagen : Wir sind k eineswegs linteressiert, bier 
irgendwie eine Verteidigungsfrage hochzu­
spielen. Herr Minister, ich verletze ja kein 
Geheimniis, wenn ich ein Zitat aus dem Ver­
teidigungsrat bringe, wo Sie gesagt haben: 
Ein Verteidigungsminister hat es sehr schwer, 
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und man möge dem Heer Vertrauen ent­
gegenbringen. - Darf ich noch einmal für 
meine freiheitLiche Fraktion sagen : Wir haben 
absolutes Vertrauen zu dem Heer, aber wir 
wissen noch nicht, ob wir auch Vertrauen 
zum Minister haben können. Dazu brauchen 
wir j ene Dokumente, deren Herausgabe Sie 
bisher beharrlich verweigert haben. 

Das ;ist also der Grund. Ich hoffe, daß Sie 
durch eine eingehende aufklärende Antwort, 
insbesondere durch eine Begründung, warum 
Sie diese Diskussion nicht im Verteidigungs­
rat geführt haben, der weiteren Diskuss-ion 
eine Wendung geben, die letzten Endes im 
Interesse der Landesverteidigung liegt. Ich 
nehme nicht an, nachdem ja der Minister 
kein, wie er immer betont, polätischer Mini­
ster, sondern ein Fachminister ist, daß er sich 
ebenso in Schweigen hüllt wie die Politiker 
auf der Reg.ierungsbank, aber darüber müssen 
Sie sich im klaren sein, Herr Minister: Wenn 
Sie sich heute' in Schweigen hüllen sollten, 
dann stürzen Sie die Verteidigungspolitik 
- mit diesem Schritt, mit diesem rein poli­
tischen Akzent - in eine schwere Krise, denn 
das muß natürlich von der Opposition dieses 
Hauses als eine Provokation empfunden wer­
den. 

Und nun zur sachlichen Begründung. Es 
wurde plötzlich bekannt, daß auf irgendeine 
ursprünglich unbekannte Weise ein Aufstel­
lungsstab Bereitschaftstruppe unter dem Kom­
mando des Generalmajors Spannocchi aufge­

stellt worden ist. Erste Klarheit brachte uns 
dann die "SoZlialistische Korrespondenz" ,  die 
zweifellos ja  auf Grund der Ausführungen 
des Herrn Ministers herausgegeben worden 
ist, wobei ich auch wieder sage, was ich so 
bedaure, Herr Minister, ist : Ich beZiiehe diese 
grünen M'ilitärnachrichten. Ich darf dann in 
meinen zweiten Ausführungen darauf zurück­
kommen. Entweder habe ich es nicht bekom­
men oder es ist in den sehr vielen minder 
wichtigen wehrpolitischen Nachrichten in den 
letzten Wochen das Wkhtige nicht ausgesen­
det worden. Die Mitglieder des Verteidigungs­
rates haben also über die "Sozialistische 
Korrespondenz" dankenswerterweise - ich 
muß es anerkannen, daß die "Korrespondenz" 
der Regierungspartei wenigstens dort ein­
springt, wo offenbar das Ministerium ausge­
lassen hat - ersten Einblick bekommen. 

Es heißt hier, daß Minister Lütgendorf in 
einer Beratung des Klubs der sozialistischen 
Regierungsfraktion . . .  - Ich möchte vielleicht 
hier gleich an einer Stelle etwas klarstellen. 
Es ist selbstverständLich, es würde mir zu­
tiefst zuwider sein : Es ist nicht unser Be­
streben, zu erfahren, was etwa in Ihrer Frak­
tion gesprochen wird. Das ist ganz klar. Nur 

wenn der Minister in Ihrer Fraktion zu Sach­
fragen eine Auskunft gibt, um die wir ihn 
auch im Verteidigungsrat bitten, die er uns 
aber lim Verteidigungsrat nicht gibt, dann 
bitten wir lediglich darum, daß die übrigen 
Mitglieder des Hohen Hauses dasselbe er­
fahren wie die Mitglieder der sozialit!ischen 
Fraktion. (Zustimmung bei FPO und OVP.) 
Das steckt also in dieser einen Frage drinnen. 
Gerade von einem Fachm!inister dürfte man 
keine unterschiedliche Behandlung der Abge­
ordneten dieses Hauses erwarten. 

Minister Lütgendorf sagte also laut "Soziali­
stische Korrespondenz", er habe deshalb 
Generalmajor Spannocchi am 1 .  Oktober be­
auftragt, mit der Aufstellung dieser Truppe 
- gemeint dst die Bereitschaftstruppe - zu 
beginnen. Dieser Satz ist, ich möchte fast 
sagen, der Angelpunkt und i st bis heute vom 
Ministerium weder kommentiert noch wider­
legt oder dementiert worden. Er ist von zahl­
reichen Zeitungen übernommen worden. Es 
sind zahlreiche Militärs dazu bereits inter­
v,iewt worden, sie haben Aussagen gemacht. 
Es ist immer verwirrender geworden. Es ist 
dann im Verteidligungsrat vom Minister eine 
Darstellung erfolgt, wonach an und für sich 
die "Sozialistische Korrespondenz" in dieser 
Form nicht ganz richtig wäre. Ich darf also 
sagen : Ich habe keinen Anlaß, lin diesem Fall 
an der Wahrheit der "Sozialistischen Korre­
spondenz" zu zweifeln. Wir möchten jetzt 
nur wissen, was wahr ist : das, was Minister 
Lütgendorf sagte, oder das, was in der 
"Sozial,istischen Korrespondenz" steht. Diese 
Wahrheit können wir nur erfahren, wenn wir 
die entsprechende Anweisung selber lesen, 
Herr Minister, und nicht, wenn sie uns jemand 
anderer vorliest. Ich habe gegen niemanden 
Bedenken, gegen Sie am allerwenigsten, so­
lange 'ich keinen Grund dazu habe. Aber wenn 
der eine Satz, von dem ich mittlerweile gehört 
habe, daß er drinnenstehen soll, wenn der 
tatsächlich drinnensteht, dann haben Sie uns 
im Verteidigungsrat etwas Wesentliches vor­
enthalten. Also das ist der Grund, warum wir 
heute hoffen, von Ihnen eine Antwort zu be­
kommen. 

Der Minister hat also dann die sozialisti­
schen Abgeordneten bereits weitgehend über 
seine Pläne informiert, zum Beispiel über die 
sehr entscheidende Frage: Präsenzdiener sol­
len in Zukunft den Bereitschaftstruppen bevor­
zugt zugeteilt werden. Ich möchte gleich s agen, 
Herr Minister und Herr Bundeskanzler: Das 
ist eine entscheidende Frage. Sie werden viel­
leicht schon bemerkt haben, daß der freiheit­
Hche Vertreter in den Fragen der Landes­
verteidigung zu j edem Gespräch konstruktiv 
bereit ist, aber man muß darüber reden. Denn 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 79

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 45. Sitzung - 18 .  Oktober 1 972 3771 

Zeillinger 

es könnte j a  bei Ihnen, bei der s oziallistischen 
Fraktion, der Eindruck entstehen, als ob das 
schon, so wie es das Gesetz befiehlt, durch­
besprochen worden wäre. Dem ist nicht so. 

Ich darf vielleicht hier einen S atz noch vor­
ausschicken. Das Wehrgesetz hat eine neue 
Situation für unser Bundesheer gebracht, eine 
Schwerpunktbildung bei der Landwehr,dde auf 
Milizbasis aufgebaut ist. Ich glaube, da stim­
men wJr noch weitgehend überein. In dieser 
Situation aber, wo der Schwerpu nkt der Ver­
teidigung auf die Milizlandwe hr verlagert 
werden soll, war es das Verlangen von Mit­
gliedern des Hauses, dem w.ir uns angeschlos­
sen haben, eine Bereitschaftstruppe im Gesetz 
zu verankern. Wir haben verschiedene Diffe­
renzen gehabt über die Formulierung, aber 
über die Tatsache gab es dann k einen Zweifel. 
Artikel VIII hat genau bestimmt, was diese 
Bereitschaftstruppe soll und wie sie zustande 
kommen soll. 

Ich darf hier dem Herrn Minister in Erinne­
rung rufen : Es gab bei den Beratungen im 
Hause eine lange Diskussion darüber, ob die 
Formulierung "Empfehlung des Verteidigungs­
rates" nicht besser umgewandelt werden soll 
in eine "Zustimmung des Verteid igungsrates".  
Es war also der Wunsch :  Zustimmung. Ich 
persönlich bin auch dem entgegengetreten, 
weil ich gesagt habe: Der Verteidigungsrat 
ist ein beratendes Organ, bei ihm ist niCht 
die Zustimmung, sondern die Empfehlung die 
Voraussetzung. 

Wir haben nun folgende Formulierung: 
" . . .  ständig einsatzbereite mobile Streitkräfte 
in jenem Umfang verfügbar zu haben . . .  " 
und so weiter "ist unverzüglich eine Bereit­
schaftstruppe aufzustellen. Die Organisation 
der Bereitschaftstruppe, insbesondere .ihre 
Stärke und Zusammensetzung, dst von der 
Bundesregierung nach Einholung einer Emp­
fehlung des Landesverteidigungsrates zu be­
stimmen." Das war, ich möchte sagen, einer 
der Kernpunkte der ganzen Beratungen. Auf 
das "nach Einholung einer Empfehlung" hat 
man sich dann tin diesem Hause geeinigt und 
hat dem Gesetzeskraft gegeben. Das ist 
Gesetzesbefehl. Das heißt: Die Regierung kann 
einen Beschluß über die Bereitschaftstruppe 
erst fassen, nachdem sie die Zustimmung -
eine Empfehlung, pardon ; .bitte, ich korrigiere : 
eine Empfehlung des Verteidigungsrates ein­
geholt hat. 

Als Mitglied des Verteidigungsrates, der, 
glaube ich, bei keiner Sitzung fehlte, kann 
ich Ihnen s agen : Diese Empfehlung war und 
ist nicht eingeholt worden. 

Und dann hören wir über Massenmedien 
und lesen wir konkret in der "Korrespondenz" 
der Regierungsfraktion, daß der Minister mit 
1. Oktober den Auftrag gegeben hat, mit der 
Aufstellung dieser Bereitschaftstruppe zu be­
g-innen. Das ist also nach A n s icht der anfrage­
steIlenden Abgeordneten eindeutig gesetzes­
widrig. Das hätte einer Aufklärung bedurft. 
Wir wollten diese Aufklärung im Verteidi­
gungsrat bekommen. Sie hätten uns vielleicht 
eine Aufklärung geben können, die eine 
weitere Diskussion erübrigt hätte. Aber diese 
Frage ist bis zur Stunde nicht beantwortet 
worden. 

Einerseits ist unwidersprochen der Befehl 
gegeben worden, mit der Aufstellung dieser 
Truppe zu beginnen, andererseits befiehlt das 
Gesetz, daß, bevor Sie über die Organisation 
und über die Zusammensetzung der Bereit­
schaftstruppe der Regierung einen Vorschlag 
machen u,nd die Regierung befindet, eine Emp­
fehlung des Verteidigungsrate s  einholen müs­
sen. 

Außer Streit steht, daß d i ese Empfehlung 
nicht eingeholt worden ist, daß wir also im 
Moment nicht wissen, was tatsächlich geschieht 
und ob das, was geschieht, auf gesetzlichem 
Boden erfolgt. 

Dazu kommt, daß eine Reihe von Fragen, 
ich möchte sagen, geradezu ein mysteriöses 
Bild entwerfen. Es war unbe stritten eine Be­
sprechung der Befehlshaber, ich glaube am 
29. Juni - wir zitieren genau in der An­
frage -, in der die Befehlshaber aufgefordert 
worden sind, Vorschläge zu erarbeiten bis 
zur nächsten Besprechung am 28. September. 

Dem muß ich vorausschicken ,  daß es gewisse 
Schwierigkeiten innerhalb d e s  Ressorts zwi­
schen dem Minister einerseits und der mili­
tärischen Führung anderers eits gibt, Schwie­
rigkeiten, in die sich der Verteidigungsrat 
absolut vermittelnd eingeschaltet hat, Schwie­
rigkeiten, die dazu führten, daß wir im Ver­
teidigungsrat festgelegt haben, mit der Um­
gliederung könne auf der unbestrittenen 
unteren Ebene begonnen werden, daß aber 
die noch strittigen und offenen Fragen der 
oberen Führung, der Kommandos und der 
oberen Einteilung offenbleiben müssen, daß 
darüber hinaus der Minister im Herbst oder 
zu einem späteren Zeitpunkt, heißt es, einen 
weiteren Bericht geben wird und dann erst 
eine Empfehlung des Verteidigungsrates an 
das Ministerkomitee geben w ird. 

Dazu ist es aber nicht mehr gekommen, 
auch nicht mehr - ich weiß es nicht - zu 
einer Besprechung der Befehlshaber am 28., 
die bis dahin Vorschläge zu machen gehabt 
hätten, denn bereits zehn Tage, bevor diese 
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Besprechung mit den Befehlshabern war, ist 
eine uns unbekannte Ministerweisung hinaus­
gegangen, eine Ministerweisung, die die Vor­
aussetzungen für die Vorbereitung, Aufstel­
lung - ich weiß es nicht, wir wissen alle 
mitsammen im Verteidigungsrat nicht, was 
tatsächlich gespielt wird -, also die Voraus­
setzungen für eine nach. dem Gesetz noch 
gar nicht existente B ereitschaftstruppe schaf­
fen soll, wobei - ich. darf j etzt wieder sagen : 
Leider Gottes muß ich als Mitglied des Ver­
teidigungsrates in diesem Fall nur Presse­
stimmen zitieren - auch der Weg bereits 
weitgehend vorgezeichnet worden sein soll. 
Es solle in der Richtung geplant werden, daß 
die einzelnen Verbände herausgelöst werden, 
es soll in der Richtung geplant und angeordnet 
worden sein, daß ein eigenes Kommando ge­
schaffen wird. Ich darf noch einmal sagen : Das 
sind alles Fragen, über die man beraten kann. 
Ich will gar nicht bestreiten, daß wir über­
zeugt wären und eines Tages zustimmen, nur 
fehlt vorläufig noch jede gesetzliche Voraus­
setzung, denn zuerst haben Sie über Gesetzes­
befehl die Empfehlung des Verteidigungsrates 
einzuholen. 

Nun war interessanterweise ein Verteidi­
gungsrat, und in diesem Verteidigungsrat fand 
der Minister nach seinen eigenen Worten 
- ich nehme an, er wird es heute sagen, aber 
ich sage es sicherheitshalber vorher auch 
schon - keine Zeit, seinen Vortrag zu halten. 
Erstens war dieser Verteidigungsrat, wenn wir 
richtig informiert sind, bereits nachdem die 
Ministerweisung draußen war. (Zwischenruf 
des Abg. M o n  d I.) Das ist die erste Frage, 
Herr Kollege I Ich darf noch einmal sagen: Sie 
wissen, daß ich ebenso offen über alle Fragen 
spreche, nur war zu diesem Zeitpunkt die 
Ministerweisung erstens schon draußen, und 
zweitens - ich bitte um Entschuldigung -: 
Wenn ich mir vorstelle, daß ein Miruister nicht 
in der Lage ist, sich so weit Gehör zu schaffen 
und zu sagen: Ich operiere momentan im 
gesetzlosen Raum, .ich brauche jetzt eine Emp­
fehlung, eine Stellungnahme, ich muß berich­
ten und wenn alle Stricke re-ißen, Herr Kollege 
Mondl, kann der Minister den Weg zum 
Bundeskanzler finden und sagen : Herr Bundes­
kanzler, als Vorsitzender des Verteidigungs­
rates, berufen Sie den Verteidigungsrat ein, 
ich bin in Zeitnot, ich muß das dem Verteidi­
gungsrat vortragen, ich will mit Termin 
1 .  Oktober diese oder jene Verfügung treffen I 

Nun ist uns dann später interessanterweise 
ein Vortrag an den Verteidigungsrat zuge­
kommen, der genau das Datum trägt, an dem 
dieser Verteidigungsrat gewesen ist, wo der 
Minister keine Gelegenheit gefunden hatte, 
darüber zu berichten. Zu dem Zeitpunkt war 

aber an und für sich die Ministerweisung, die 
noch nicht gedeckt war, schon draußen. 

Nun ist dieser Vortrag an den Verteidi­
gungsrat mögliCherweise - ich möchte sogar 
sagen offenbar - auCh dn den Ministerrat 
gegangen. Das wäre also ein eindeutiger Ver­
stoß gegen die gesetzlichen Bestimmungen. 
In den Ministerrat konnte er nicht gehen, denn 
dem steht genau das entgegen, was wir in 
der Wehrgesetz-Novelle vereinbart haben 
- noch einmal darf ich es sagen -: nur 
nach Einholung einer Empfehlung des Landes­
verteidigungsrates. - Die Regierung kann 
immer noch maChen, was sie will, aber sie muß 
zuerst die Empfehlung des Verteidigungsrates 
einholen. 

Wir wissen nicht, was geschehen ist, wir 
wissen nicht, wie es geschehen ist, wir sehen 
nur die Auswirkungen, wir lesen auf der 
einen Seite die Presseorgane, wir sehen also 
die Auswirkungen, wir können nur feststellen, 
daß das alles keine gesetzliche Deckung hat, 
daß vor allem der Landesverteidigungsrat hier 
vollkommen im luftleeren Raum operiert. 

Das, Herr Bundesminister, ist einwandfrei 
die Begründung, warum es zu der heutigen 
dr,inglichen Anfrage gekommen ist, eine dring­
liche Anfrage, die ohneweiters hätte ver­
mieden werden können, wenn Sie im Verteidi­
gungsrat diese Auskunft erteilt und vor allem 
diese Unterlage uns übergeben hätten. 

Die Schwierigkeiten, die zwischen Ihnen und 
den Befehlshabern und dem Generaltruppen­
inspektor bestehen, bedauern wir alle, und 
wir bemühen uns einhellig, sie zu über­
brücken. Daß diese Schwierigkeiten noch 
weitergegangen sind, das hat die Offentlich­
keit durch den etwas spektakulären Rücktritt 
eines Kommandierenden Generals gesehen. 
Sicherlich: Man kann sich heute als politischer 
Gegner und als Sozialist freuen und sagen : 
Ist einer weniger, der eventuell Schwierig­
keiten macht! - Aber zweifellos - und das, 
Herr Minister, können Sie nicht wegwischen -
haben Sie schwerste Bedenken auch von Seite 
der anderen Befehlshaber gehört, auch von 
Seite des Generaltruppeninspektors gehört. 

Diese Bedenken, die wir auch wieder nur 
teilweise kennen, diese Bedenken, die im Ver­
teidigungsrat hätten ausgeräumt gehört, alles 
das ,ist offengeblieben, alles das ist bis zur 
Stunde nicht erledigt, und Sie geben eine 
Ministerweisung, wo lich noch einmal sage : 
Es kann sein, daß in der Ministerweisung 
wirklich nur der eine Satz drinnen steht, den 
Sie über Verlangen vorgelesen haben, aber 
wenn mehr drinnen stehen sollte, dann aller­
dings, Herr Minister, muß ich Ihnen sagen, 
haben Sie bewußt oder unbewußt den Ver-
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tei digungsrat aufs Glatteis geführt und damit 
eine Diskussion ausgelöst. Sie haben gesagt: 
Vertrauen zum Heer ! - Verstehen Sie : Zum 
Heer haben wir Vertrauen, zu den Soldaten, 
zu den Unteroffizieren, zu den Offizieren, aber 
ich muß Ihnen, Herr Minister, sagen: Ich 
könnte kein Vertrauen haben, wenn ich jetzt 
daraufkomme, daß Sie uns im Verteidigungs­
rat unvollständig, ungenau und nur so infor­
miert haben, daß ein völlig falsches Bild ent­
steht. 

I ch habe jetzt - ich gebe es zu - eine 
Konstruktion gemacht. Ich weriß nicht, ob es 
so ist, ich weiß nicht, ob am 1 8. September 
oder um diese Tage eine Ministerweisung 
war, ich weiß nicht, ob tatsächlich die Befehls­
ha ber für den 28. eingeladen waren, ihre 
Vorschläge zu machen, ich weiß nicht, ob 
ein Befehl hinausgegangen ist, ob irgendein 
Befehl an Generalmajor Spannocchi gegeben 
wurde, zu beginnen, ich weiß nicht, ob dabei 
schon bestimmte entscheidende Linien vor­
gezeichnet worden sind. Das alles weiß ich 
nicht. 

Herr Minister! Hier haben Sie in das größte 
politische Wespennest dieses Hauses hinein­
gestochen, und lich muß Ihnen ehrlich sagen: 
Wenn das, was bisher unwidersprochen der 
Offentlichkeit bekanntgeworden ist, stimmt, 
dann haben Sie an und für sich Ihrer Regie­
rung und auch diesem Hause wahrsche'inlich 
einen schlechten Dienst erwiesen. Aber ich 
möchte noch einmal sagen : Das möchte ich 
dann im zweiten Teil meiner Ausführungen 
bringen, denn die Richtung, die Marschzahl, 
die Sie, wenn die Zitate stimmen, diese 
Marschrichtung, die Sie hier eingestellt haben, 
die ist genau nicht das, was uns etwa bei 
den Beratungen in diesem Hause vorge­
schwebt hat. 

Eine Konzentration einsatzfähiger Verbände 
in e iner Bereitschaftstruppe heißt praktisch das 
übrige Heer lahmlegen und aushöhlen. Ubrig 
bleibt kein Kader, bleiben keine verlängerten 
Grundwehrdiener, und ich bin überzeugt, ohne 
es zu wissen, das haben Ihnen die Befehls­
haber gesagt ; ich bin Laie, wie Sie wissen, 
bin ich kein Generalstäbler, aber über eines 
war ich mir im klaren: Wenn wir heute die 
einsatzfähigen Verbände herauslösen - Sie 
sol l en eine solche Anweisung gegeben haben, 
ich weiß es nicht -, dann brauchen wir ein 
Kader von wahrscheinlich 5500 Leuten. Wir 
haben 3000. Wir haben einen Fehlbestand von 
2500, das heißt, wir müssen 2500 Mann für 
den Kader aus dem übrigen Heer heraus­
nehmen. Dann bleibt dort kein Kader mehr 
übrig. 

Freiwillig verlängerte Grundwehrdiener 
brauchen Wlir über 8000. Wir haben etwas 

über 300, 350. Das ist ein Fehlbestand von 
über 7000. Woher nehmen1 Die können Sie 
nur aus dem Restheer herausnehmen, das 
heißt in dem Augenblick wird das Restheer 
aufgelöst, lahmgelegt. 

Herr Minister! Sie werden doch zugeben : 
das können Sie nicht mit einer Minister­
weisung auslösen. Sie können einem General 
Spannocchi einen Auftrag zu einer Studie 
geben. Dann hätten wir gesagt: Dann l assen 
Sie doch endlich einmal das prüfen, was der 
Verteidigungsrat will ! 

Das haben Sie nämlich bis zur Stunde nicht 
getan. Sie lassen das prüfen, was Sie wollen. 
Bisher haben Sie nicht widersprochen. W e nn 
wir das glauben müssen, was in der "Soziali­
stischen Korrespondenz" und in der "Presse" 
steht, dann sind Sie genau auf dem fals chen 
Weg, auf dem wir Ihnen nicht folgen können. 

Ich bin mir auch noch gar nicht sicher, ob 
die Regierungsfraktion, wenn sie erfährt, w as 
hinterher herauskommt, auch folgen kann. 

Die Frage des Berufsheeres ist eine sehr 
heikle Frage. Ich gebe zu, daß bezüglich dlieser 
Frage die Meinung in meiner Fraktion durch­
aus geteilt ist. Mein Standpunkt ist bekannt. 
Ich habe immer geglaubt, Sie wären n i cht 
für das Berufsheer. Sie gehen aber nun einen 
sehr eigenartigen Weg, indem Sie alle Berufs­
soldaten in einer kleinen Armee zusammen­
ziehen, und liquidieren das übrige Heer, Herr 
Bundeskanzler. 

Ich muß ehrlich sagen : Ich weiß j etzt im 
Moment wirklich nicht mehr - ich glaube, 
Sie kennen meinen Standpunkt bezüglich 
dieser Frage -, was Sie wollen, nachdem 
Sie als Regierung möglicherweise durch einen 
Beschluß das gedeckt haben, was der Ver­
teidigungsminister als Auftrag für den Auf­
s tellungsstab ausgegeben hat. 

Das ist also die Unklarheit. Hier sind 
Widersprüche und hier sind Fragen, die einer 
dringenden Klärung bedürfen. Das ist also 
der Grund, warum wir diese Anfrage gestellt 
haben. 

Oder die Ministerweisung: Ich darf gleich 
sagen, daß das ein Kernpunkt ist. Ich möchte 
ausdrücklich feststellen: Sie haben auch in 
d em mündlichen Zitat nichts davon gesagt, 
daß angeblich beabsichtigt ist, 50 Prozent der 
WehrpfUchtigen zur Bereitschaftstruppe zu 
geben. 

Ich darf noch einmal sagen: Man kann 
darüber reden. Ich kann es nicht beurteilen. 
Idl wurde von dieser Frage in den letzten 
Tagen überrollt. Herr Minister! Ich stelle fest : 
Laut Wortprotokoll haben Sie das im Landes­
verteidigungsrat nicht zitiert. Das haben wir 
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aus Zeitungsartikeln und auf Grund von Inter­
views erfahren. 

Herr Kollege ! Ich darf noch einmal sagen: 
Wir wollen es wissenl Daß uns der Minister 
keine Antwort gibt, ist uns unverständlich. 

Aber über das muß man doch reden, Herr Er ist bisher von allen . . . (Abg. Doktor 
Ministerl  Es

. 
i�t das doch eine G�undfra�e der K e r s t n i g: Haben Sie zwei Stunden nicht 

La�desve
.
rteldl;ung : Wa�. geschIeht mI� d�n aufgepaßt im Landesverteidigungsrat ?  Das ist 

Prasenzdienern . - Daruber haben SIe 1m doch dort besprochen worden!) 
Landesverteidigungsrat auf Befragen - auf 

I 
. .  . . , . 

Befragen l - geschwiegen. Ich darf bitte hIer In der OffenthchkeIt Jetzt 
etwas sagen : Dieser Zwischenruf, Herr Kol-

Ich darf also noch einmal sagen : Wenn Sie l Iege, list eine Unwahrheit !  Es ist nicht be­
das in di:se �ini�ter:weisung in irgendeiner I sprachen worden. Ich habe 

.. 
das verlangt, ich 

Form tatsachhch hmemgenommen haben und habe das nicht bekommen I Uber etwa 50 Pro­
Sie haben das nicht zitiert - Herr MiIl!ister, zent der Wehrpflichtigen zur Einsatztruppe ist 
dann müssen Sie darüber eine Erklärung ab- nkht gesprochen worden. (Abg. Dr. K e r s t­
geben. Ich muß Ihnen nämlich dann offen n i g: Uber alle diese Probleme ist gesprochen 
sagen, daß wir in diesem Fall nicht wüßten, worden!) Es ist nicht darüber gesprochen wor­
was wir von Ihren Worten in Zukunft noch, den, daß am 1 . Oktober der Auftrag gegeben 
als bare Münze nehmen können und was wurde, mit der Aufstellung der Truppe zu 
nicht. beginnen. 

Das ist also die Situation. Ich habe volles Herr Kollege, eine Frage, um Ihre Behaup-
Verständnis dafür, daß Sie als nicht einge- tung zu widerlegen: Ich habe um die Ubergabe 
schriebenes Mitglied der Sozialistischen Partei der Ministerweisung Nr. 23 - ich glaube, daß 
- Sie haben das zumindest gesagt ..-:. nun es sich um diese Nummer handelt - gebeten. 
eine Anlehnung suchen, zu dem Klub fahren Herr Kollege! Haben wir diese Minister­
und die SOZlialisten informieren. Ich habe 

I 
weisung bekommen? Ja oder nein? Ha�en wir 

volles Verständnis dafür, meine Damen und sie bekommen? (Abg. Dr. K e r  s t n 1 g: Es 
Herren von der sozialistischen Fraktion, daß wurde zugesagt!) Ne�n, nein, er hat zitiert I 
Sie sich vom Minister gerne erzählen lassen, 
was er getan hat. Ich habe mich auch darüber 
gefreut, daß der Minister mehr Applaus be­
kommen hat auf Grund seiner Ausführungen 
als der Bundeskanzler. (Abg. P e t  e r: Das ist 
ein ausgesprochener Gesinnungswandel!) Aber 
ich bitte Sie auch um Verständnis dafür, daß 
wir als Mitglieder des Landesverteidigungs­
rates auch wissen wollen, was eigentlich ge­
spielt wird. Wir wollen zumindest dasselbe 
wissen wie die 200 Kollegen von sozialisti­
scher Seite, die laut Presserneldung in Gastein 
versammelt waren. Unsere Versuche, das im 
Landesverteidigungsrat aufzuklären, sind 
leider Gottes gescheitert, sind nicht weiter-
gegangen. 

Das sind also die Hintergründe der Anfrage. 
Das list der Grund, Herr Minister, warum wir 
Sie gebeten haben, die Unterlagen j etzt nicht 
nur zu zitieren - das möchte ich gleich 
sagen -, sondern jetzt vorzulegen. Ich bin 
mir im klaren darüber, daß Sie wahrscheinlich 
nicht alles j etzt dem Haus werden vorlegen 
können. Ich weiß ja nicht, was Sie in Gastein 
gesagt haben, daß Sie einen so donnernden 
Applaus von den Sozialisten gehabt haben. 
Wir brauchen aber jetzt die Unterlagen, denn 
wir müssen vor der nächsten Sitzung Einblick 
gewinnen. Selbstverständlich müssen wir jetzt 
auch wissen, warum die Befehlshaber solche 
Bedenken haben und mit Worten, die von 
einer Auflösung des Restheeres sprechen, 
operieren. (Zwischenruf des Abg. M o n  d 1.) 

Ich darf Sie einladen, Herr Kollege :  Gehen 
wir hinüber und hören wir uns das Tonband 
an. Zeigen Sie mir die Stelle, wo zugesagt 
wurde, daß wir das bekommen. Bis zur Stunde 
haben wir das jedenfalls nicht bekommen. 
Das, was zitiert worden ist - tich darf das 
noch einmal sagen -, war meiner Ansicht 
nach so irreführend und nur ein Detailzitat, 
daß ein falscher Eindruck. entstehen konnte . 

Herr Bundesminister ! Sie können gerade 
meiner Fraktion nicht den Vorwurf machen, 
daß wir Sie ,in unfairer Weise in diesem Hause 
behandelt hätten. Aber es ist eine zu ernste 
Sache, als daß ,es uns möglich wäre, zuzu­
sehen . . . (Zwischenruf des Abg. D.r. K e I S  t­
n i  g) Herr Kollege Dr. Kerstnig ! Für Sie ;ist es 
sehr leicht, denn . Sie waren in Gastein. Es tut 
mir leid, wenn ich das jetzt sagen muß : Ein 
parteilo.ser Minister, der immer von parteilos 
redet, informiert die Sozialisten, nicht aber die 
übrigen Volksvertreter !  (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

Meine Herren, nehmen Sie zur Kenntnis : 
Wir sind bereit, alle zusammen dieses Oster­
reich zu verteidigen. Aber wir sind auf keinen 
Fall dazu bereit, Ihnen als S01Jialisten die 
Verteidigung allein zu überlassen. Dazu fehlt 
uns das Vertrauen. (Zustimmung bei FPO und 
OVP.) 

Ich darf mich aber dann noch einmal zu 
Wort melden und Ihnen sehr eindeutig ant­
worten. Ohne Ihren Zwischenruf, Herr Kollege 
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Dr. Kerstnig, hätte ich in ruhiger Form meine Andauernde Zwischenrufe. Präsident 
Ausführungen zu Ende geführt. P r o  b s t gib t  neuerlich wiederholt das 

Herr Minister! Sie haben sich im Landes­
verteidigungsrat leider in Sdlweigen gehüllt 
und haben eine Fülle von Fragen und Unklar­
heiten offengelassen. Idl sage Ihnen gleich, 
daß es v o n  dem, was Sie heute sagen werden, 
abhängen wird, denn damit stellen Sie die 
Weichen n icht nur für die heutige Diskussion, 
sondern auch für die Verteidigungspolitik in 
der nächsten Zeit. Das liegt heute in Ihrer 
Hand l Ich hoffe, Sie erkennen den Ernst der 
Stunde und informieren auch die übnigen 
Volksvertreter so, wie Sie die Sozialisten in­
formiert h aben! (Beifall bei FPtJ und GVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Landesver­
teidigung Lütgendorf. Er hat das Wort. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf : Herr Präsident! Hohes Haus! Zu 
der in d e r  heutigen Sitzung eingebradlten 
dringlichen Anfrage der Abgeordneten Zeillin­
ger, Tödli ng und Genossen stelle ich fest 
(Abg. Z e i 11 i n g e r: Gemäß § 73 Geschäfts­
ordnung . . . !): 

Gemäß § 73 Geschäftsordnung (anhaltende 
Zwischenrufe bei tJVP und FPtJ - Präsident 
P r o  b s t gibt das Glockenzeichen) ist dem 
Antrag von 20 Mitgliedern des Nationalrates 
stattzugeben, über eine schriftliche Anfrage 
nach deren Begründung durch den Fragesteller 
eine Debatte durchzuführen. 

Es entsprach bisher der parlamentarisdlen 
Gepflogenheit, daß das befragte Regierungs­
mitglied vor dieser Debatte eine mündliche 
Anfragebeantwortung erteilt. (Zustimmung bei 
der SPO. - Anhaltender Widerspruch und 
heftige Zwischenrufe bei GVP und FPG.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Ich bitte um Ruhe ! Lassen Sie den Herrn 
Minister einmal ausreden! (Wei tere anhal­
tende Zwischenrufe bei tJVP und FPG.) Auch 
mich, meine Damen und Herren, ausreden zu 
lassen! Ich lasse Sie auch reden! 

Bitte, der Herr Minister hat das Wort! 
(Weitere heftige Zwischenrufe bei tJVP und 
FPtJ.) Ich habe nicht die Ministeranfragen zu 
beantworten, sondern hier den Vorsitz zu 
führen! Stellen Sie an mich keine Fragen! 
Der Herr Bundesminister hat das Wort. (Abg. 
P e t  e r: Dann soll er zurücktreten!  - Abg. 
L i  b a 1: Ist der Pruder zurückgetre ten? -
Andauernde heftige Zwischenrufe bei tJVP 
FPtJ. - Präsiden t P r o  b s t gibt wiederholt 
das Glockenzeichen.) 

Ich bitte den Herrn Minister, fortzusetzen. 
(Abg. Dr. G r u b e r: Er soll zurücktreten! -

Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Idl gehe hier 
nach der Geschäftsordnung vor. Es ist eine 
dringliche Anfrage eingebradlt. Sie wurde be­
gründet. Es ist eine Beantwortung. Es ist nicht 
meine Sache zu beurteilen, wie, was und 
wann g esprodlen wird. Die Geschäftsordnung 
gibt ddese Möglichkeit. Sie haben dann die 
Möglichkeit, darüber zu reden. 

Bitte.  Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf (fortsetzend): Im 

Hinblick auf die besonderen Umstände und 
den von parlamentarischen Gepflogenheiten 
abweichenden Zeitpunkt dieser dringlidlen 
Anfrage werde lich von der gesdläftsordnungs­
mäßigen Möglidlkeit Gebrauch machen (allge­
meine Unruhe), die Anfrage erst zu einern 
späteren Zeitpunkt, und zwar in der noch 
heute stattfindenden nächsten Sitzung des 
Nationalrates, nadl der Budgetrede des Herrn 
Finanzministers, eingehendst zu beantworten. 
(Anhaltender demonstrativer Beifall bei der 
SPtJ. - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Befehls­
empfänger des Fischer! - Anhaltende heftige 
Rufe bei tJVP und FPtJ. - Präsident P r o  b s t 
gib t  mehrmals das Glockenzeichen.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. (Abg. Doktor 
G r u b e  r: Der sagt dasselbe!) 

Bundeskanzler Dr. Kreisky : Hohes Haus ! 
Ich werde von meinem Recht Gebrauch 
machen, in der darauffolgenden Sitzung die 
an mich gestellten beiden Anfragen zu beant­
worten (Abg. Dr. K o r  e n: Das Recht stellen 
Sie nicht fest! - Rufe bei der tJVP: Das ist 
undemokrutisch! - weitere Zwischenrufe bei 
GVP und FPtJ), und zwar nachdem der Herr 
Finanzminister seine Budgetrede gehalten hat. 
(Beifall bei der SPtJ. - Rufe bei der tJVP: Das 
ist undemokrutisch! - Weitere heftige Rufe 
bei GVP und FPtJ.) 

Präsident Probst: Meine Damen und Herrenl 
(Abg. F a  c h I  e u t n e  r: Die ganze Regierung 
zurück treten! - Weitere Zwischenrufe.) § 73 

Abs. 1 der Gesdläftsordnung lautet: 

"Auf Vorschlag des Präsidenten oder auf 
Antrag von adlt Mitgliedern kann ohne 
Debatte beschlossen werden, daß eine in der­
selben Sitzung eingebrachte Anfrage an ein 
Mitglied der Regierung vom Fragesteller vor 
Eingehen in die Tagesordnung oder nadl deren 
Erledigung mündlich begründet werde und 
hierauf eine Debatte über den Gegenstand 
stattfinde." (Abg. Z e i  1 1  i n g e r: Das ist un­
bestrit ten!) 
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Präsident Probst 

In der Auslegung, die nie bestritten worden 
ist, hedßt es - ich berufe mich auf eine Aus­
legung -: Das befragte Reglierungsmitglied 
ist j edoch nach der Geschäftsordnung nicht 
verpflichtet, sofort zu antworten. - Solche 
Fälle hat es schon gegeben. (Rufe bei der 
OVP. : Wann ? - Präsident P r o  b s t gibt 
das Glockenzeichen.) Ich sage das nur in Aus­
legung der Amtsführung der Präsidenten. 
(Neuerliche Zwischenrufe.) 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 
Ich mache auch hier aufmerksam, daß kein 
Abgeordneter länger als 20 Minuten spr,echen 
darf. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Scrinzi. Er hat das Wort. 
(Abg. M i t t e  r e  r: Das ist ein Armutszeug­
nis! - Abg. L i  b a  1: Für euch! - Starke 
Unruhe.) 

situation. (Abg. Dr. G r u b e r: Das bestätigt 
nur der Mondl!) 

Herr Kollege Mondl ! Ich wende mich jetzt 
ganz besonders an Sie. Sie haben als Sprecher 
der Regierungspartei am 1 5. Juli 1971 nach 
der letzten längeren Debatte zu Verteidi­
gungsfragen erklärt, es sei der erste Schritt 
zu einer Reform der Landesverteidigung, der 
damals gesetzt worden sei. Und die weiteren 
würden folgen. 

Wir warten seit eineinhalb Jahren auf diese 
weiteren Schritte. Oder, Herr Kollege Mandl 
und meine Herren von der SPO, darf ich es 
unternehmen, diese weiteren SdlIitte einmal 
schonungslos zu interpretieren? Nehmen Sie 
sich die Zeit und hören Sie mir zu. 

Wir verhandeln - das ist offensichtlich der 
erste Schnitt - über ein Jahr, daß endlich die 
Zusage, die Sie gemacht haben, nämlich die 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr Präsi- Aufgaben der umfassenden Landesverteidi­
dentl Meine Damen und Herren ! Ich glaube, gung in der Verfassung zu verankern, ver­
in diesem Stil ist in diesem Hause noch nie wirklicht wird. Bis heute gibt es nur Ver­
eine Regierung mit dem Parlament verfahren. handlungen und Zusagen. 
(Zustimmung bei FPO und OVP.) Wir werden Der zweite Schritt, den der Herr Verteidi­
uns über Besonderheiten dieses Stils bei gungsminister gesetzt hat, war eine Reihe von 
anderer Gelegenheit noch sehr gründl'ich mit fragwürdigen, widerspruchsvollen Erlässen, 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, auseinandersetzen. die er dann wieder zurüCknehmen und korri­
(Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Die Mikrophone gieren mußte. 
gehen schon wieder nicht, Herr Präsidentf) 

Präsident Probst: Ich bin kein Mikrophon­
halter. Der Herr Abgeordnete muß das Mikro­
phon vielleicht ein bißehen herunterziehen, 
dann wird er hineinreden können. Aber 
übrigens ist ein technischer Beamter hier, der 
nachsehen wird. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (fortsetzend): Wir 
haben heute nur eines festzustellen: Der Herr 
Verteidigungsminister, der nach unserer Ver­
fassung nicht weisungsgebunden list, hat 
seinen Beitrag bisher darauf beschränkt, daß 
er den Tagesbefehl, den ihm der Kanzler 
erteilt hat, durCh das Wort "eingehendst" er­
gänzt hat. (Zustimmung bei FPO und OVP.) 

Der Herr Verteidigungsminister wird von 
seinem Kanzler als "Mordssteher" hoch gelobt. 
I ch habe heute nur festgestellt, daß der Ver­
teidigungsminister bestenfalls ein "Stehauf­
manderl" ist. (Neuerliche Zustimmung bei 
FPO und OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Wir waren 
immer bereit, die Fragen der Landesverteidi­
gung aus dem Parteienstreit herauszuhalten. 
(Zwischenrufe.) Sie haben diese Bemitschaft 
zu der Zeit, zu der Sie noch die Minderheit 
im Hause waren, gröblich mißbraucht, und 
heute glauben Sie, es sich leisten zu können, 
sich über diese Bereitschaft einfach kraft Mehr­
heit hinwegzusetzen. Das ist die Ausgangs-

Ich erwähne aus dieser ganzen Ser,ie nur 
einen: das war der berüchtigte Maturanten­
Erlaß. Jener Maturanten-Erlaß, den man nur 
als eine Maßnahme qualifizieren kann, raten­
weise, aber todsicher den letzten freiwilligen 
Reserveoffizier zu hindern, daß er siCh diesem 
Bundesheer zur Verfügung stellt. Die Ent­
wicklung der Zahlen der freiWlilligen Meldun­
gen der Maturanten hat das in unüberseh­
barer Weise auch bestätigt. 

Der nächste Schritt, Herr Verteidigungsmini­
ster, war Ihr tatenloses Zusehen, wie uns 
das Kaderpersonal in Scharen davonläuft. 

Der vierte Schritt war die Aufrechterhaltung 
der Diskriminierung der aktiven Offiziere 
(Abg. K e r n: Das ist die Absichtl), die nach 
wie vor als B-Beamte dieses Staates behandelt 
werden, obwohl sie Vollmaturanten sind und 
eine dreijährige akademische Ausbildung 
hinter sich haben. 

Was haben S'ie hier getan? Die Antwort 
zeigen die letzten Zahlen der Anmeldungen 
für die Akademie und die letzten Zahlen 
der Absolventen dieser Akademie. Ein Tief­
stand, wie wir ihn seit elf Jahren nicht mehr 
gehabt haben ! (Abg. W o  d i c a: Unter Pruder 
sind sie eingerücktf) 

Ein weiterer Schritt, Herr Verteidigungs­
minister, waren Ihre einsamen Beschlüsse, mit 
denen Sie Ihre engsten Mitarbeiter vor den 
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Dr. Seriozi 
Kopf gestoßen und zum offenen Widerspruch 
herausgefordert haben : Kaltstellung mißliebi­
ger Beamter und Offiziere, Abschieben von 
Offizieren unter allen möglichen formalen 
Titeln und letzten Endes die Notwendigkeit, 
daß sich ein Teil Ihrer Mitarbeiter an das 
GeDicht wenden mußte, um ihre unmittelbaren 
Rechte gewahrt zu wissen. 

Statt AufstocXung - das ist der nächste 
Schritt zur umfassenden Landesverteidigung -
der Haushaltsmittel des notleidenden Heeres 
weiterer relativer Abbau der Mittel für die 
Landesverteidigung . 

Als weiteren Schritt h aben Sie einen höchst­
persönlichen Beitrag zur geistigen Landesver­
teidigung gesetzt. Sie h aben nämlich der stau­
nenden Offentlichkeit Osterreichs dargetan, 
daß es zur Aufgabe des Politikers gehöre, ab 
und zu die Unwahrheit zu sagen. 

Das scheint Ihr Beitrag zur geistigen Landes­
verteidigung zu sein. Was soll also ein 
schlichter Soldat erwarten, der sich letzten 
Endes unter dem Befehl eines Verteidigungs­
ministers weiß, der die Unwahrheit zu einer 
Maxime macht? 

Nächster Schritt : Sie haben versucht, durch 
die Alarmübungen im Neun-Monate-Heer dar­
zutun, daß die Verteidigungsbereitschaft nicht 
so ist, wie wir sie im Interesse Osterreichs 
erwarten und wünschen müssen. Sie weigern 
sich bis heute, die Alarmübungen Ihres Sechs­
Monate-Heeres durchzuführen, um zu sehen, 
wie es hier mit der Verteidigungsbereitschaft 
aussieht. (Abg. M o n  d 1: Was haben Sie 
gegen sechs Monate?) Sie können nachher 
reden, Herr Kollege M ondl ! 

Sie, Herr Verteidigungsminister, haben kein 
Geld, um eine wirksame Luftraumverteidigung 
zu gewährleisten ! Sie haben kein Geld, um 
�n echt gefährdeten G renzräumen Osterreichs 
Garnisonen zu errichten ! Aber offensichtlich 
akklamieren Sie, wenn in diesen Grenzräumen 
die Geßlerhüte der Sozialistischen Partei, die 
sogenannten zweispracil!igen Ortstafeln, von 
drei Polizisten bewacht werden. Dafür haben 
wir Geld! (Zustimmung bei FPO und OVP.) 

Der nächste Schritt ,  der nicht auf Ihren 
empörten Widerspruch gestoßen dst, war der 
moralische Fußtritt, den der Herr Bundes­
kanzler einern Ihrer ältesten und engsten Mit­
arbeiter und Kameraden, dem General Bach, 
versetzt hat, nachdem dieser Mann in einem 
echten Gewissenskonflikt genötigt war, vor 
der OffenUichkeit Konsequenzen zu ziehen, die 
diesem alten und verdienten Soldaten nicht 
leicht gefallen sind. Da hat der Herr Bundes­
kanzler nichts anderes zu sagen gehabt, als 
daß er weitaus jüngere Generäle zur Ver­
fügung habe. (Abg. Dr. G r u b e  r: 1m Fuß-

trit tgeben ist er ja schon geübt, der Herr 
Bundeskanzler!) Wo sind Sie geblieben, Herr 
Verteidigungsminister? 

Wir befleißigen und bemühen uns, driplo­
matische Handlungs- und Handelsreisende und 
Botengänger der Moskauer Ostpolitik zu sein. 
Aber wenn es um unsere eigene Sicherheit 
geht, da legen wir keinerlei Eile und Eifer 
an den Tag! 

Meine Herren von der spo r Wenn diese 
Sicherheitskonferenz zustande kommt, dann 
frage ich : Was für e ine Rolle wird ein Land 
spielen, das seine eigene Landesverteidigung 
so ernst nimmt wie Sie, die Sozialistische 
Partei und die sozialistische Regierung? Sie 
dürfen nicht einmal Mineralwasser verkaufen 
bei dieser Konferenz, das sage ich Ihnen! 
(Zustimmung bei FPO und OVP. - Abg. 
P a  y: Demagogisch und billig!) 

Meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei !  Ich habe nur noch eines festzu­
stellen, und das ist nicht demagogisch. Das 
meine ich absolut ernst, Herr Kollege Pay ! 
Eine Regierung, die offensichtlich nicht bereit 
ist, die geringsten Anstrengungen im Interesse 
der Sicherheit und der Verteidigungsbereit­
schaft dieses Landes zu unternehmen, hat das 
moralische Recht verwirkt, dieses Land zu 
regieren. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Präsident Probst : Als nächstem Redner er­
teile ich das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Tödling. Bitte. 

Abgeordneter Tödling (OVP) : Herr Präsi­
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn 
der Vorfall vor wenigen Minuten von einem 
soziaUstischen Minister ausgelöst worden 
wäre, hätte es mich auf Grund der Vorkomm­
nisse des heutigen Tages n:icht gewundert. 

Herr Bundesminister! Sie haben sich heute 
eine einmalige G e legenheit entgehen lassen! 
Sie hätten heute Scharten auswetzen können, 
wenn Sie sich als Mann erwiesen hätten! 

Herr Bundesminister! Sie sind nicht der par­
teiungebundene Fachminister. Sie sind kein 
Steher, sondern ein billiger Erfüllungsgehilfe 
der Sozialistischen Parte i !  (Abg. Z e i 1 1  i n­
g e r: Der Bruno wird schon wissen, warum! ­
Beifall bei der O VP und FPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, 

daß wir noch Gelegenheit haben werden, über 
diese Frage zu sprechen. Ich möchte daher 
meine Zeit dafür benützen, nun die Vorgänge 
um den Landesverteidigungsrat dn der jüng­
sten Vergangenheit aus meiner Sicht zu' be­
leuchten. 

Daß ein freiheitlicher Abgeordneter heute 
als Begründer unserer gemeinsamen dring­
lichen Anfrage auftritt, beweist, daß auch die 
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fre�heit1ichen Abgeordneten den Weg, den 
diese Bundesregierung nunmehr in der Landes­
verteid1gung geht, nicht mehr gutheißen. 

Gleich eingangs möchte ich aber doch die 
zusehende und zuhörende tJffentlichkeit um 
Verständnis bitten. Es könnte sehr leicht der 
Eindruck entstehen, daß wir uns hier mit 
Formalismen auseinandersetzen, und in Wahr­
heit gehe es nur um des Kaisers Bart. Dem 
ist aber nicht so, meine Damen und Herren l 

Unsere Aufgabe als Opposition ist es, S:ie 
zu kontrollieren. Bei keiner Regierung zuvor 
war die Kontrolle so notwendig w,i e  bei der 
gegenwärtigen !  (Beifall bei OVP und FPO.) 

Auf Grund der Sachlage, meine Damen und 
Herren - Kollege ZeiUinger hat schon darauf 
hingewiesen -, besteht der berechtigte Ver­
damt, daß der Herr Bundesminister für Landes­
verteidigung und die Bundesregierung Ge­
setze nicht beamtet haben. 

Nun eine kurze Sachverhaltsdarstellung, wie 
ich sie sehe. Ich möchte Sie daran erinnern, 
daß wir schon bei der Beratung um die Wehr­
gesetznovelle 197 1  als zentrales Thema die 
sofort verfügbaren Verbände betrachtet haben, 
also die sogenannte Bereitschaftstruppe. Meine 
Damen und Herren von der SPO ! Sie wollten 
ja damals nach Ihren eigenen Aussagen kein 
stehendes Heer, und ich bezweifle, ob Sie es 
heute wollen. 

Herr Bundesminister und meine Damen und 
Herren ! Ist es nun eine Maßnahme von grund­
sätzlicher Bedeutung, wenn Verbände des Hee­
res aus den bisheroigen Befehlsverhältnissen 
herausgelöst werden, eine eigene Kommando­
struktur geschaffen wird und Kasernen aufge­
lassen werden sollen ? Ich bitte, Herr Bundes­
minister, beantworten Sie uns die Frage, ob 
diese Dinge von grundsätzlicher Bedeutung 
sind. Der § 5 Abs. 3 und 4 des Wehrgesetzes 
besagen eindeutig, daß vor Beschlüssen der 
Bundesregierung der Landesverteidigungsrat 
zu hören ist. Ich möchte es nicht wieder­
holen; der Kollege Zeillinger hat schon darauf 
hingewiesen. 

Aber Sie, Herr Bundesminister, haben Fak­
ten gesetzt, die keine gesetzliche Deckung be­
sitzen. Der richtige Weg wäre gewesen, in 
den Verteidigungsrat zu gehen. die Empfeh­
lung dieses Verteidigungsrates abzuwarten, 
mit dieser Empfehlung in die Bundesregierung 
zu gehen und dann Ihre Maßnahmen zu setzen. 
Aber was tun Sie, Herr Bundesminister? Sie 
gehen einen anderen Weg. Die Tagesordnung 
der Sitzung vom 25. September habe ich vor 
mir. Sie umfaßt einen einzigen Tagesordnungs­
punkt. Keine Spur, Herr Bundesminister. von 
einem Antrag Ihrerseits, mit dem Sie etwa die 

Empfehlung oder die Zustimmung des Vertei­
digungsrates zum Aufstellungsstab Spannocchi 
haben möchten. 

Ich habe mich damals zur Geschäftsordnung 
gemeldet und verlangt, daß wir über dlie kur­
sierenden Gerüchte hinsichtlich dieses Auf­
stellungsstabes Aufklärung verlangen, und 
Sie. Herr Bundesminister. sind uns hiezu die 
Antwort schuldig geblieben. (DeI P I  ä s i­
d e n  t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Lediglkb. auf meine Frage an den Herrn 
Bundeskanzler, ob der Generaltruppeninspek­
tor Bescheid wisse, meinte der Herr Bundes­
kanzler zu mir gewendet: Herr Kollege, Sie 
wissen ganz genau, daß er I1licht gefragt wurde ! 
Das ist die Vorgangsweise des Herrn Bundes­
kanzlers im Verteidigungsrat: einfach Fragen 
übergehen, Antworten schuldig bleiben. Das 
ist mit ein Grund, warum wir heute diese 
geme'insame dringliche Anfrage eingebradlt 
haben. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte es hier von 
dieser Stelle aus sagen, das gilt auch für Sie, 
Herr Bundesminister : Diese Handstreich­
methode, meine Damen und Herren, lassen 
wir uns nicht bieten ! (Beifall bei der OVP.) 
Es ist richtig, daß die Frage der Alarmübungen 
am 26. September einige Zeit beansprucht hat, 
aber nicht durch meine Schuld. Der Antrag war 
kurz und bündig. (Abg. P a  y: Billig war er!) 
Herr Kollege, das kann auch Ihnen p assieren l 

Mein Antrag war kurz und bündig. Daß sidl 
der Herr Bundeskanzler dann in langatmigen 
formalistischen Uberlegungen ergeht, ob man 
wohl in der Vergangenheit auch ähnliche 
Alarmübungen gemacht habe oder ob es wohl 
berechtigt sei, !in der schon beendeten Dienst­
zeit Alarmübungen machen zu können, das hat 
die Zeit beansprucht, meine Damen und Her­
ren ! 

Herr Bundesministerl Warum kann man 
nach Dienstschluß eigentlich keine Alarmübun­
gen madlen? Ich glaube, man soll und man 
kann. Oder sind nach Dienstschluß die Grenzen 
unseres Landes nicht mehr geschützt? 

Herr Bundesminister! Wenn Sie gewollt 
hätten, wäre Zeit genug gewesen, Ihren Vor­
trag wenigstens zu verteilen, oder war er am 
Nachmittag des 25 . September gar nicht vor­
handen? Die Rechtfertigung von SPO-Spre­
ehern, Herr Kollege Mandl, geht nun dahin, 
Sie wollten uns ohnehin unter dem Tages­
ordnungspunkt "Allfälliges" informieren. Das 
beweist eindeutig, Herr Kollege Mondl, daß 
die SPtJ-Mitglieder des Landesverteidigungs­
rates sehr wohl informiert waren, nidlt aber 
die Mitglieder der Oppositionsfraktionen. 
Unter "Allfälliges" unterhält man sich be-
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kanntlich und üblicherweise darüber, wann 
die nächste Sitzung stattfindet und ähnliches 
mehr. Aber, Herr Bundesminister, w i r . hätten 
auch unter diesem Punkt Ihr Pap i e r  in Emp­
fang genommen. Ja eigentlich, so meinte der 
Herr Kollege Mondl, sei der Tödling schuld. Er 
hat es höhnisch ausgedrückt, ich hätte zu 
lange über Salmonellen geredet. Meine Frage 
an den Herrn Bundesminister bezüglich der 
Paratyphusfälle war kurz und bündig. 

Meine Damen und Herren von der SPO I 
Wenn wir in den Zeitungen lesen müssen, 
daß ein Dutzend Soldaten mit Verdacht auf 
Paratyphus erkrankten, wenn über K,asernen 
Quarantäne verhängt werden muß , das rührt 
Sie nicht!  Uns allerdings ,ist das nicht einerlei. 
Das mödüe ich auch hier in aller Deutlichkeit 
sagen. (Beifall bei der OVP.) 

Am 29. September war den Zeitungen zu 
entnehmen, daß wir vom Verteidigungsmini­
ster einen Brief erhalten werden. Aber wenn 
Sie glauben, daß wir den etwa p e r  Post er­
halten haben - weit gefehlt. Es war der Zu­
fälligkeit me:iner Anwesenheit in Wien am 
2. Oktober überlassen, lim Postfach des Klubs 
diesen Brief vorzufinden. Es war d e r  Vortrag 
an den Landesverteidigungsrat mit  Datum 
25. September, also geschrieben am gleichen 
Tag, als die Verteidigungsratssitzung statt­
fand, mit einem Beischreiben des Herrn Bun­
desministers mit dem Datum vom 26.  

Weil w i r  uns diese Vorgangsweise nicht 
bieten ließen und weil die Sache von grund­
sätzlicher Bedeutung im Sinne d e s  Gesetzes 
ist, haben zwei Mlitglieder des Landesvertei­
digungsrates - wir von der OVP - den An­
trag gestellt, daß eine Sitzung des Landes­
verteidigungsrates einzuberufen s ei .  In einem 
derartigen Fall hat der Vorsitzende binnen 
1 4  Tagen eine solche Sitzung e in zuberufen. 
So kam es zur Sitzung am 1 6. Oktober. Unse­
rem Ersuchen hinsichtlich der T agesordnung 
hat der Herr Bundeskanzler allerdings nicht 
entsprochen, aber er hat uns telegraphisch 
mitteilen lassen, daß wir sehr wohl Gelegen­
heit haben werden, über den Spa n nocchi-Stab 
zu reden. 

Aufklärungsbedürftig - und hie r  schließe 
ich mich den Ausführungen des Kollegen Zeil­
linger an - :ist die Rolle des Ministerrates 
in dieser Frage. Nach Auskunft des Herrn 
Bundeskanzlers hat sich der Ministerrat am 
27. September mit dieser Frage beschäftigt. 
Unserem Verlangen nach Aushändigung des 
Protokolls dieser Ministerratssitzung wurde 
allerdings nicht entsprochen. 

Auf meine Frage an den Herrn Bundeskanz­
ler bei der Sitzung des Landesverteidigungs­
rates am 1 6. Oktober, was nun tatsächlich 

mit diesem Antrag des Herrn Verteidigungs­
ministers hinsichtlich des Spannocchi-Stabes 
geschehen soll, meinte er, hier müsse man 
nunmoehr doch einen Zwischenbericht des Herrn 
Generalmajors Spannocchi abwarten, und so 
liegt dieser Antrag praktisch auf dem Eis. 
Kurios die Situation: Der Ministerrat hat am 
27. nach Auskunft des Herrn Bundeskanzlers 
etwas beschlossen, was nun faktisch eigent­
lich nicht existent ist, eine Vorgangsweise, die 
sich würdig einreiht in die Gangart des Lan­
desverteidigungsrates, Wlie wir sie seit der 
Vorsitzführung des Herrn Bundeskanzlers 
kennen. 

Die Regierung hat auf weiten Strecken 
überhaupt keine Meinung, dafür konzediert 
der Herr Bundeskanzler großzügig, es könne 
hier jeder Vorschläge machen. Allerdings : den 
Herrn Generaltruppeninspektor fragt man 
nidlt. Wir haben es erlebt, daß nicht einmal 
Vorschläge des Herrn Bundesministers in der 
Regierung abgesprochen waren - siehe Hee­
resdienstzulage. Oder: Erst aus Anregungen 
der Oppos itionsvertreter ist e i ne vielleicht 
brauchbare Regierungsmeinung hinsichtlich 
der Verankerung der politischen Grundsätze 
in der Bundesverfassung entstanden. Wir 
konnten uns jedenfalls auch nicht befreunden 
mit der Heeresgliederung 1 972. Hier hat der 
Kollege Zeillinger schon darauf hingewiesen, 
daß über se.inen Antrag die obere Ebene aus­
geklammert wird und nur auf unterer Ebene 
Reorganisationsmaßnahmen stattfinden sollen. 

Aber nun, meine Damen und Herren, zum 
sachlichen Teil der ganzen Aktion. Es geht 
um die sogenannte Bereitschaftstruppe. Sie 
wollen nun endlich den Vorwurf loswerden, 
daß Sie im Sinne des Artikels VIII der Wehr­
gesetznovelle säumig geworden sind. Dieser 
Aufstellungsstab Spannocchi soll Ihnen helfen, 
einen Paravent aufzurichten, der Bereitschafts­
truppe heißt, vermutlich aus 6-Monate-Solda­
ten besteht - Längerdienende stehen ja keine 
zur Verfügung - und verdecken soll, daß 
hinter diesem Vorhang gähnende Leere 'ist. 
(Zwischenruf des Abg. M o n  d 1.) Wenn Sie 
in der gegenwärtigen Situation, Herr Kollege 
Mondl, dieses Experiment wagen, bleibt Ihnen 
nur die Möglichkeit, das Bundesheer kader­
mäßig auszulaugen, praktisch ein Konzentrat 
herzustellen, der Landwehr den Lebensnerv 
abzuschneiden, um auf eine Alibi-Bereitsdlafts­
truppe hinweisen zu können. 

Wenn der Herr Generalmajor Spannocchi 
sagte, wir müssen eine neue Heeresreform 
erst suchen, sagte er sicherli ch d�e Wahrheit. 
Aber es erhebt sich die Frage : Wo bleibt die 
bestvorbereitete Regierung, die es je  gab? 
(Abg. F a  c h I  e u  t n e  r: Im Panzerschrank!) 
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Sie ziehen wieder einmal eine Scheinaktivi­
tät auf, bei der einige Fachleute Pate stehen, 
nur der General Bach nicht. Wenn General 
Bach erklärte, er könne unter den herrschen­
den Zuständen die Verantwortung nicht mehr 
tragen, meinte der Herr Bundeskanzler unbe­
rührt: Macht nichts, wir haben noch andere 
Generale genug. 

Bei all den Gegensätzen, meine Damen und 
Herren, zwischen dem Herrn Bundeskanzler 
und dem General Bach : Er wurde falsch beur­
teilt. Gerade Bach war es, der in der Gruppe II 
unter Einsatz seiner Persönlichkeit bemüht 
war, den Nadlweis zu erbringen, daß die Tal­
fahrt des Heeres aufzuhalten ist. Er hat aber 
erkennen müssen, daß diese Talfahrt nicht 
aufzuhalten ist, und um sich nicht m'itschuldig 
zu machen, hat er die Konsequenzen gezogen. 
Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren : 
Hut ab vor dieser aufrechten Haltung! (Beifall 
bei der OVP.) 

Daß nach diesem Rücktritt die SK, also die 
"Sozialistische Korrespondenz", meint, es 
handle sich ohnehin nur um einen alten Gene­
ral, der sich noch dazu einer Augenoperation 
unterziehen müßte, das ist schäbig, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der OVP.) 
G erade Bach war ein eifriger Vertreter des 
Landwehrgedankens, allerdings in einer 
Weise, daß neben der Landwehr als brauch­
barem Instrument auch die Bereitsdlaftstruppe 
vorhanden list. Nunmehr wollen Sie den umge­
kehrten Weg gehen, die Landwehr personell 
und materiell auf Hungerrationen setzen, um 
diese schon genannte Alibi-Bereitschaftstruppe 
aufweisen zu können. Damit entsprechen Sie 
aber keinesfalls dem Sinne des Gesetzgebers 
des Artikels VIII. 

Dazu kommt noch, daß das Mob-Heer kraft 
Gesetzes nach Paragraph 33 a des Wehrgeset­
zes mit dem Jahr 1 976 aufhört zu bestehen. 
Der Herr Bundesminister hat mit seinem Er­
laß vom 18. 2. 1 972 mit Recht darauf hinge­
wiesen, daß eine personelle Neubesetzung des 
Mob-Heeres bis Anfang 1 977 erfolgen muß. 
Sie schreiben in diesem Erlaß, Herr Bundes­
minister, daß hiezu ein Reservekader von min­
destens 25.000 Mann benötigt wird. In zehn 
Jahren war es bisher auf Grund freiwilliger 
Meldungen - und eine andere Möglichkeit 
gibt es auch künftig nicht - nur möglich, einen 
Reservekader von 8000 Mann zu gewinnen. 

Herr Bundesminister! Wenn Sie glauben, 
daß Ihnen in den nächsten Jahren das gelingt, 
was Sie in Ihrem Erlaß anführen, dann, glaube 
ich, muß man Sie als Phantasten bezeichnen. 
Wenn Osterreich heute im mitteleuropäischen 
Raum ein militärisches Vakuum darstellt, so 
ist das das Werk des Herrn Bundeskanzlers. 

Er hat es fertiggebradlt, in zwei Jahren das 
Bundesheer zu ruinieren. 

Wenn der Herr Finanzminister dem öster­
reichischen Volk suggeriert, es müsse ler­
nen, mit der Inflation zu leben, so muß es 
nadl dem Herrn Bundeskanzler lernen, bei 
unbewachten Grenzen, also bei offenen Türen 
zu schlafen. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Hanreich. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) : 
Herr Präsident I Meine Damen und Herren ! 
Mein Klubkollege ZeiHinger hat bereits ge­
sagt, daß wir Freiheitlichen zum Heer als 
solchem größtes Vertrauen haben. Wir Frei­
heitlichen sind überzeugt von der Leistungs.:. 
bereitschaft der Heeresangehörigen, wir sind 
überzeugt, daß alle die, die im Dienste des 
österreichischen Bundesheeres stehen, ihr 
Bestes geben, um der Sicherheit im Staate 
nadl außen hin das nötige Gewicht zu ver­
schaffen. 

Die Präsenzdiener, die eingezogen werden, 
um be'im Bundesheer ihren Dienst zu tun, sind 
nicht, wie behauptet wird, wehrunwiIlig und 
nicht bereit, sich diesem Dienst zu stellen. 
Sie sind vielmehr daran interessiert, daß, wenn 
sie schon sechs Monate ihrer Zeit im Dienste 
des Staates verbringen, diese Zeit so sinnvoll 
wie nur irgend möglich verwendet wird. Sie 
sind daran !interessiert, daß ihre Ausbildung 
mit der notwendigen Härte und mit der not­
wendigen Präzision durchgeführt Wiird, die der 
Einsatz eines Heeres in der heutigen Zeit 
genauso erfordert wie eh und je.  

Die Präsenzdiener sind bereit, sich sechs 
Monate nach bestem Wissen und Gewissen 
für den Dienst am Staat einzusetzen. Man 
sollte alles daransetzen, ihnen auch die Chance 
zu geben, diese sechs Monate mögbchst wir­
kungsvoll zur Ausbildung dm Sinne der öster­
reichischen Verteidigung zu nutzen. Audl die 
Reservisten des österreichischen Bundesheeres, 
davon habe ich mich bei einer Inspektion­
Instruktion zwischen 3. und 6. dieses Monats 
überzeugen können, sind bereit, den Dienst für 
die Landesverteidigung zu erbringen. Sie sind 
bereit, sich auf alle Neuerungen einzustellen, 
die im Heer .in der Zwischenzeit entstanden 
sind ; sie wollen, wenn sie einige Tage im 
Dienste des Heeres verbringen, wirklich davon 
audl für ihre persönliche Wehrkraft profitie­
ren. Sie sind daran interessiert, sich ernsthaft 
mit den Problemen, die auf ihren Mob-Posten 
neu sind, auseinanderzusetzen und die Fähig­
keit zu erwerben, diesen Platz voll auszu­
füllen. 

Ich kann nicht darum herum, den Offizieren 
und dem Kader des Bundesheeres meine Hoch-
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achtung dafür auszudrücken, daß sie nach wie 
vor den Mut zur Leistung haben und die 
Bereitschaft, sich für den Wehrgedanken ein­
zus etzen ; daß sie den Mut haben, in einer 
Situation der Unsicherheit sich doch für den 
Gedanken der Wehrkraft zu engagieren; daß 
sie den Mut haben, in einer Situatlion der 
Uns icherheit, die aus der Geheimniskrämerei 
des Ministers entsteht, doch ihren Platz zu 
halten und sich mit voller Kraft für ihre Auf­
gabe einzusetzen; daß sie den Mut haben, die 
Diskriminierungen auf sich zu nehmen, die 
durch verschiedene Aktionen in der Offentlich­
keit immer wieder geschürt werden. Ich bin 
mir allerdings bewußt, daß es manchmal schon 
fast ein Mut der Verzweiflung ist. Und ich 
glaube, daß wir alles daransetzen sollten, die­
sen Mut unseres Kaderpersonals und unserer 
Offiziere auf das nachhaltigste zu unterstüt­
zen. Das werden wir nur dadurch tun können, 
daß wir das begründete Mißtrauen in die Füh­
rung beseitigen. 

Wie begründet dieses Mißtrauen in die Füh­
rung des Verteidigungsressorts ist, hat sich 
ja heute deutlich gezeigt. Wenn auf der einen 
Seite Sie, Herr Bundesminister, eine Eigen­
ständigkeit entwickeln, die über den gesetz­
lichen Rahmen hinausgeht, wenn Sie also auf 
der einen Seite den Auftrag zur Vorbereitung 
eines Einsatzheeres an Herrn Generalmaj or 
Spannocchi geben und sich damit über den 
g e setzlichen Text hinwegsetzen und über Ihre 
Verpflichtung, vorher mit dem Landesvertei­
digungsrat darüber Einvernehmen zu pflegen, 
dann wundert es mich, daß Sie heute im Zu­
sammenhang mit dieser Anfrage Ihre "Eigen­
ständigkeit" nur durch die Zufügung eines 
einzigen Wortes in einen vorgesehenen Text 
bewiesen haben und daß es nicht für mehr 
mannesmutigen Einsatz für ein Problem von 
größter Wichtigkeit für unser Staatsganzes 
gereicht hat. 

S ie sind uns die Antwort sdmldig geblieben. 
Wenn Sie heute eine Antwort bringen werden, 
dann bin ich überzeugt davon, daß diese auch 
nicht beweisen und klarlegen kann, warum 
Sie sich auf der einen Seite über Ihren gesetz­
lichen Auftrag hinwegsetzen und auf der ande­
ren Seite nicht die Fähigkeit haben, doch eine 
Eigeninitiative in ausreichendem Maß zu er­
bringen. Sie zeigen damit, daß Sie selbst wohl 
Worte machen, die uns klarlegen sollen, daß 
w i r  doCh in Ihre Bereitschaft zur Verteidigung 
Vertrauen haben sollen, daß es aber leider bei 
Worten bleibt und daß die Taten nicht folgen. 

Das Mißtrauen gegenüber der Führung er­
scheint ja durchaus begründet, wenn man siro 
die ständigen Diskriminierungsaktionen vor 
Augen führt, die aus den Kreisen der Soziali­
stischen Partei immer wieder gegen das Bun-

desheer gestartet und gepflegt worden sind. 
(Abg. P a  y: Ein ausgesprochener Unsinn, was 
Sie da sagen!) Das stimmt hundertprozentig I 
Sehen Sie sich doch an, in welcher Art und 

..... 

Weise das Bundesheer immer wieder diskri­
miniert worden ist l  Denken Sie an die Bri ef­
aktionen, die gestartet worden sind, und an 
Artikelserien, die dem Bundesheer und seinem 
Ansehen in der Bevölkerung in jeder denk­
baren Weise geschadet haben. (Abg. P a  y: 
Ein Unsinn! - Abg. Dr. S c h w i m m e r  zum 
Abg. P a  y: Zu feige, um sich zum Wort z u  
melden! Melden Sie sich zum Wortf) Herr 
Kollege ! Sie können das dann hier vom Red­
nerpult aus erzählen. 

Denken Sie nur an die Äußerungen, die im 
Zusammenhang mit der von uns geforderten 
60tägigen Waffenübung, die nun im G e se tz 
verankert ist, gefallen sind, Äußerungen wie:  
Das ist  j a  technisch nicht durdlführbar, und 
so weiter. 

Das ist doCh der typische Beweis dafür, daß 
man versucht, einen Gesetzesauftrag zu baga­
tellisieren, daß man versucht, sidl sozusagen 
über das hinwegzusetzen, was vorher als not­
wendiges Minimum angesehen wurde. Und 
da glauben Sie, daß wir noch bereit sind, Ihnen 
abzunehmen, daß Sie es mit der Lanldesver­
teidigung ernst nehmen? (Zustimmung bei 
FPO und OVP. - Abg. P a  y: Sie hetzen ja 
nur gegen das Bundesheer und machen keine 
konstruktive Arbeit! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Wenn sich der Herr Bundesminister sozu­
sagen zur bewußten Irreführung der affe nt­
lichkeit in Bundesheerdingen bekannt hat, 
dann - das muß ich sagen - hat der Herr 
Bundeskanzler bisher auch nichts anderes ge­
tan, als daß er in einer Funktion als Quasi­
Beschwichtigungshofrat aufgetreten ist und 
allseits und jedem, der es hören wollte, be­
sänftigend gesagt hat: Ja, ich werde schon 
dafür sorgen, daß das Bundesheer entspre­
chend gesichert wird, damit unsere Verteidi­
gung auch in der notwendigen Form _gewähr­
leistet ist. 

Aber diese Funktion als Beschwichtigungs­
hofrat ist unglaubwürdig geworden. Das er­
kennt man, wenn man betrachtet, welche Be­
deutung die Sicherheit OsterreiChs gegenüber 
dem Ausland in der vorliegenden Budgetrede 
und damit im vorliegenden Budget des Finanz­
ministers einnimmt: Bine ganz kleine und un­
bedeutende Passage ist der Landesverteidi­
gung gewidmet. 

Wenn man einen Blick auf das Wehrbudget 
wirft, dann steht man vor einer erstaunlichen 
Tatsache. Während auf der einen Seite ein 
langfristiges Investitionsprojekt im Rahmen 

262 
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der langfristigen Investitionsplanung des Bun­
des der Offentlichkeit präsentiert worden ist, 
sind die Mittel für den Sachaufwand unter­
proportional gestiegen. Damit ist mit Sicher­
heit keine Chance gegeben, hier ernsthafte 
Fortschritte zu machen, hier unter Beweis zu 
stellen, daß man es mit den Fragen der Lan­
desverteidigung ernst meint. 

Dieses Budget ist ein typischer Beweis für 
den Ausspruch des Kollegen Tödling, daß der 
Herr Bundesminister ein billiger Erfüllungs­
gehilfe des Bundeskanzlers ist. So billig hätte 
er es bei Gott nicht machen müssen. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a y r: Wer weiß das?) Ja, wir 
wissen es. (Abg. Hans M a y r: Wie soll er es 
machen? Gibt er viel aus, ist es zuviel! Gibt 
er wenig aus, ist es zuwenig! Das sollte man 
von vornherein wissen!) Es kann in diesem 
Fall mit Sicherheit gesagt werden, daß hier 
die Frage weiterer Investitionen . , .  (Abg. 
Hans M a y r:  Die Summe ist zu hoch, die 
Einzelteile sind zu gering!) Es hängt davon ab, 
welchen konkreten Punkt man begutachtet. In 
diesem Fall muß ich Ihnen sagen, daß für die 
Wehrpolitik zuwenig getan wird. 

Ich kann Ihnen versichern, daß es im Bereich 
der wirtschaftlichen Landesverteidigung eine 
ganze Menge von Möglichkeiten gäbe, der 
Inflation etwas entgegenzuwirken und trotz­
dem etwas für die Landesverteidigung zu tun. 
Aber das nimmt man nicht zur Kenntnis, weil 
man das nicht will . (Beifall bei der FPO.) 

Die Budgetziffern und die Budgetrede gehen 
darauf aus, zu demonstrieren, welche Steige­
rungsraten wir gehabt haben, um wie viele 
Fernseher mehr und wie viele Autos mehr es 
gibt. Aber während man sich bei den Autos 
selbstverständllich darüber im klaren ist, daß 
die Versicherungen erhöht werden müssen, 
weil eben Vorkehrungen gegen den Unglücks­
fall getroffen werden müssen, daß man sogar 
zweimal die Versicherungsbeträge erhöhen 
muß, damit diese Vorkehrungen auch gedeckt 
werden können, während man das bei den 
Autos als Selbstverständlichkeit ansieht, findet 
man das für die Gesamtheit des Staates 
geradezu absurd. Wir treffen ja hier nicht 
einmal Vorsorge für die geringsten "Blech­
schäden" . Keine Rede davon, daß der Staat 
mit den Beträgen, die hier angesetzt sein wer­
den und die von der SPO-Mehrheit sicher be­
schlossen werden, auch nur einigermaßen eine 
Vorkehrung für einen etwas schwereren Unfall 
trifft. 

Es wäre hoch an der Zeit, sich einmal be­
wußt zu machen, daß es notwendig ist, für 
das Staatsganze dieselben Sicherheitsvorkeh­
rungen zu treffen, die man für unseren Wohl­
standsfetisch Auto selbstverständlich zu tref­
fen pflegt. 

Man sollte die Familie Osterreicher nicht 
mit verbundenen Augen in eine mögliche un­
glückliche Situation fahren lassen. Daher ist es 
umso unerfreulicher, daß aus der weiteren 
Entwicklung des Bundesheeres nach wie vor 
ein Geheimnis gemacht wird, daß sich der 
Herr Bundesminister nicht nur als Mordssteher 
und als Mordsschlucker, sondern auch als 
Mordsgeheimniskrämer betätigt. Wenn e r  
seine Absichten auf lange Sicht so spontan 
äußert WJie bisher, dann rebellieren seine 
eigenen Mitarbeiter, weil sie vorher nicht in 
ausreichendem Maße informiert worden sind. 
Mit Recht rebelliert auch der Landesverteidli­
gungsrat, weil man es nicht der Mühe wert 
findet, dem gesetzlichen Auftrag Folge zu lei­
sten und das, was unbedingt notwendig ist, 
zu tun, nämlich sich der Mehrheit der Bevölke­
rung bei den Aktionen, die für das Bundesheer 
gesetzt werden, zu versichern. 

Es kann nicht im Sinne einer erfreulichen 
Weiterentwicklung unseres Bundesheeres sein, 
wenn nicht das Bemühen besteht, auch in aller 
Offentlichkeit ernsthaft zu zeigen und zu be­
zeugen, daß- man bereit ist, die Problematik 
des Heeres ernst zu nehmen, daß man bereit 
ist, sich einzusetzen für die Lösung der Pro­
bleme, die beim Bundeslieer einfach anfallen, 
die klar sind, die erkannt sind, von denen man 
weiß, daß sie gelöst werden müssen. -

Da helfen Plakat-, Werbeaktionen bezie­
hungsweise Inseratenakllionen nur wenig. Es 
genügt nicht, ein paar Schlagworte in die Welt 
zu setzen und zu glauben, daß dadurch die 
Wehrbereitsdlaft und auch die Stärke und 
Verteidigungsbereitschaft in Osterreich an­
steigen. Das reicht nicht. 

Es ist notwendig, darüber hinaus deutlich 
erkennbare Maßnahmen zu setzen, die nicht 
nur PR-Gags sind, die nicht nur nach außen 
hin gerade für die Presse ausreichend s€lin 
mögen, die aber im inneren des wahrhaften 
Hintergrundes entbehren. Es ist notwendig, 
daß Maßnahmen gesetzt werden, die sich ganz 
konkret und materiell niederschlagen. 

Bevor das nicht gesdlieht, wlird es immer 
wieder notwendig sein, Anfragen wie diese 
zu stellen und darauf zu warten, daß eine mit 
Sicherheit unbefriedigende Antwort darauf er­
folgt. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Prader gemeldet. Bitte. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Die Sozialisten haben anschei­
nend noch immer Redeverbot vom Kanzler! -
Abg. Hans M a Y I: Kein VerboU) 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren! Es ist uns 
die eigenartige Aufgabe gestellt, hier eine 
Debatte über eine Ministerbefragung abzu-
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führen, obwohl der Minister keine Antwort 
gegeben hat und wir daher in Sachunkenntnis 
der von ihm zu gebenden Antwort schon 
darüber debattieren sollen. Das ist eine Poli­
tik, die singulär ist. Sie trägt wirklich den 
Stempel Soziali smus und zeigt, wde Sie sich 
die Demokrat i e  vorstellen. 

Wir haben ein zweites Faktum, das beacht­
lieh ist: Die Sozialisten bemühen sich nicht, 
�n einer Wechselrede den gegenteiligen Ge­
dankenaustausch zu pflegen, was man eigent­
lieh als Aufgabe eines Parlaments ansehen 
müßte, sondern sie haben bisher in der De­
batte geschwiegen. Das stigmatisiert weiter­
hin die Haltung der gegenwärtigen Regie­
rungspartei. 

Es ist dom nun so, daß alles anders ge­
worden ist g egenüber früheL Kritik ist nun­
mehr : ist gleich Beleidigung. Argumente der 
Opposition w e rden nicht einmal mehr einer 
Aussprache gewürdigt. Nicht ein Gedanken­
austausch ist hier Gegenstand, der auch in 
der Offentlichkeit beurteilt werden könnte. 
Das Gar-nicht-zur-Kenntnis-Nehmen dessen 
wird hier geübt, was immerhin die Vertreter 
eines sehr großen Teiles, ja fast der Hälfte 
der österreimischen Bevölkerung in diesem 
Hause zu so wichtigen Fragen zu sagen haben. 

Diesen Stil werden wir noch deutlicher 
sichtbar machen. Wir sind - das wurde heute 
in ednem anderen Zusammenhang schon aus­
gedrückt - für dieses Striptease Ihrer echten 
"demokratischen" Einstellung sehr, sehr dank­
bar. Wir sind der Meinung, daß Sie dadurch 
in der breiten Offentlichkeit viel besser als 
bisher erkennbar geworden sind. (Zustimmung 
bei OVP und FPO.) 

Der Vorwurf, den wir heute der Regierung 
machen, ist immerhin jener des gesetzwidrigen 
Handeins. Das ist doch in einer Demokratie 
ein sehr beachtlicher Vorwurf einer Regierung 
gegenüber, die hier die Beachtung der Gesetze 
beschworen hat. Ich kann mir vorstellen, daß 
sich die Regierung doch mit solchen Vor­
würfen auseinandersetzen müßte. 

Wir haben diese Vorwürfe aber mit Fakten 
begründet und haben sie hier zur Diskussion 
gestellt. Ich möchte angesichts der kurzen 
Redezeit diese Fakten nicht nochmals wieder­
holen. Sie können den Standpunkt vertreten: 
Unsere Mehrheit sichert auch das ab. - Das 
ist auch möglich. Aber wie Sie nun moralisch 
bewertet werden - und auch das zählt ja 
in einer Demokratie -, das liegt auf einem 
anderen Band. Das werden wir jedenfalls den 
Osterreichern immer wieder sagen. 

Es sind hier Dinge vorgegangen, die in 
di esem Haus bisher zweifellos noch nicht zu 
debattieren w a ren. WÜ haben, Herr Bundes-

minister, als Mitglieder des Verteidigungs­
rates eine Behandlung erfahren, die eänfach 
nicht mehr zumutbar ist. Es wurden gesetz­
widrige Fakten gesetzt. Es wurde dann das 
Bemühen s i chtbar, alles abzuwerten und an­
ders darzustellen, es so darzustellen, daß 
dieser Aufstellungsstab Spannocchi nicht etwa 
eine Änderung der Kommandostruktur wäre, 
sondern nur eine Studiengruppe, die etwas 
vorzubereiten hätte. Wenn Sie diesen Stand­
punkt vertreten, dann verstehe ich Ihre Hand­
lungen nicht, denn dann haben Sie in den 
Vortrag, den Sie uns geschickt haben, etwas 
völlig anderes hineingeschrieben als das, was 
Sie nachher mündlich zur Rechtfertigung vor­
getragen haben. Eigentlich müßten Sie sich ja 
mit dem, was Sie uns schriftlich vorgelegt 
haben, identifizlieren. 

Ich lese hier wörtlich eine Passage : Soll 
also der Bereitschaftstruppe ein gewisser Vor­
rang eingeräumt werden, dann ist die Heraus­
lösung der hiefür vorzusehenden Verbände 
aus den bisherigen Befehlsverhältnissen un­
umgänglich. Nur bei einheitlicher Führung 
und einer e igenen Kommandostruktur und so 
weiter kann die Sache gestaltet werden. -

(Abg. M o n  d 1: Das ist aber damit nicht ange­
ordnetJ) Angeordnet oder nicht, durchgeführt 
wird es. Das bezweifeln nicht nur wir, daß 
dieses Argument stimmt; das bezweifelt auch 
General Bach, und das war ja auch einer der 
wesentlichen Gründe für seinen entscheiden­
den Schritt. 

Aber der Herr Bundesminister hat uns ja 
dazu hier keine Erläuterung gegeben. Daß es 
sich hier um eine Maßnahme handelt, von der 
Sie selber wissen, daß sie nicht gesetzeskon­
form ist, wird sehr deutlich. Sie haben sich ja,  
Herr Bundesminister. mit dieser Maßnahme 
in den Ministerrat begeben. In den Minister­
rat haben Sie nur mit jenen Maßnahmen zu 
gehen, die nicht in Ihrem eigenen Kompetenz­
beredch zu erledigen sind. Wenn Sie aber mit 
Maßnahmen in den Ministerrat gehen müssen, 
dann haben Sie nach dem Gesetz vorher den 
Verteidigungsrat zu konsultieren. Das haben 
Sie nicht getan. Daher sind die Fakten völlig 
entgegen Ihrer jetzigen Darstellung, bei der 
Sie alles abzuschwächen versuchen, entgegen 
aber auch dem Wortlaut Ihres eigenen Vor­
trages. Es ist ja so heiter, wenn man das noch 
dazu in e iner eigenartigen Zustellungsweise 
bekommt und dann erfährt, daß das alles 
schon lang vollzogen ist, was hier in einem 
Antrag zum Ausdruck kommt, nämlich daß 
wir solche Maßnahmen zur Kenntnis nehmen 
sollen. (Abg. M o n d 1: Sie waren mi t dem 
Einsatzstab auch im Ministerratl) Herr Abge­
ordneter Mandl ! Ich würde Ihnen sehr emp­
fehlen, bevor Sie derartige Zwischenrufe 
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machen, sich zuerst über den Sachinhalt zu sind. Nun sind aber diese Wenn, nämlim diese 
orientieren. Nur dann, wenn Sie sidl in der Voraussetzungen nicht vorhanden, und diese 
SaChe auskennen, ist eine sachbezogene Dis- Voraussetzungen sind auch niCht erreidlbar. 
kussion möglidl, und das ist leider nimt der 
Fall. (Zustimmung bei der tJVP.) 

Hier handelt es sich ja um eine ganz eigen­
artige Sache, die die totale Konzeptlosigkeit 
dieser Regierung neuerlidl präsentiert. Zuerst 
wurde ein Gesetz beschlossen. Angeblidl sei 
ein Wehrkonzept der Sozialisten vorhanden 
gewesen. Mit dem wurde bei den Wahlen 
getrommelt. Wir haben es nimt gekannt. 
Lediglich der Herr Bundeskanzler hat uns 
dann informiert, daß es als unbrauchbar in die 
Tischlade weggeschoben wurde. 

Ohne Konzept haben Sie dann ein Wehr­
gesetz, eine Wehrgesetznovelle beschlossen. 
Sie haben gesagt : Jetzt besmließen wlir das 
Gesetz ; was dann herauskommt, werden wir 
schon sehen. - Jetzt, nach eineinhalb Jahren, 
stellen Sie einen Studienstab auf, der unter­
suchen und prüfen soll, wie man das mamen 
soll, was Sie damals besdllossen haben. Das 
ist die totale Konzeptlosigkeit l  (Zustimmung 
bei der OVP.) Das ist das Ergebnis Ihrer 
1 400 Experten, das Ergebnis der bestvorbe­
reiteten Regierung. 

Und nun darf im Ihnen etwas zur Bereit­
schaftstruppe sagen. Diese Bereitschaftstruppe 
wird ja jetzt angeblim aufgestellt. Der Begrün­
der und der Vorredner haben hier sc:hon aus­
geführt, daß uns neuerdings überrasmt, in 
der "Arbeiter-Zeitung" zu lesen, daß die Auf­
stellung mit 1 .  Jänner begonnen wird. Das ist 
ein beachtliches Tempo, wenn man zurück.­
denkt, daß die Wehrgesetznovelle im Juli 197 1  

beschlossen wurde, daß j etzt die Studien be­
gonnen werden und daß die Aufstellung mit 
1 .  Jänner begonnen werden soll. Der Herr 
Bundesminister hat uns seinerzeit erklärt, daß 
mit Ende dieses Jahres dJie Bereitschaftstruppe 
stehen wird. Momentan steht vorderhand nur 
Spannocchi. Das ist alles, was bisher geliefert 
werden konnte. 

Aber wieso, meine Herren von der sozia­
listischen Seite, steht jetzt schon wieder in 
der "Arbeiter-Zeitung", daß ab 1 .  Jänner auf­
gestellt wird? Wir haben bis heute nichts im 
Verteidigungsrat. Wir haben keinen Vorschlag 
nadl Artikel VIII Abs. 1 der Wehrgesetz­
novelle. Das interessiert Sie nämlich gar nimt, 
was wir sagen. Das ist Ihnen völIig gleiCh­
gültig. Sie erklären: Wir stellen aufl Was der 
Verteidigungsrat sagt, ist unwichtig. In der 
"Arbeiter-Zeitung" ist das bereits proklamiert. 

Und nun zur Bereitschaftstruppe. Wir haben 
einige Gutachten über die geplanten Systeme. 
Diese Gutachten gehen alle dahin, daß das 
geht, wenn diese Voraussetzungen vorhanden 

Das ist der Grund, warum es bei . den 
Befehlshaberbesprechungen solche Smwierig­
keiten gegeben hat, warum so große Sorge 
war: daß hier etwas geschieht, das dann einen 
totalen Scherbenhaufen zurück.läßt. Und weil 
Sie Gegebenheiten annehmen, die llIicht nur 
nicht da sind, sondern auch in näherer Zukunft 
nicht bewältigt werden können. Das, was Sie 
mit der Bereitschaftstruppe wollen, ist ein 
Berufsheer, ein perfektes Berufsheer mit per­
fekten Soldaten. Das hat einen Sinn und einen 
Zweck.. Und dann kann es aus dem Stand 
heraus antreten und wirklich Leistungen voll­
bringen. Aber dazu braucht man Menschen, 
und Sie haben keine Menschen, auch wenn Sie 
alle anderen Verbände trockenlegen, was mit 
neuen gewaltigen Kaderverlusten verbunden 
sein wird. Sie kratzen gar nicht soviel zusam­
men, um die anderen Einheiten bestücken zu 
können. Und das bisherige Ergebnis der An­
werbung Längerd�enender? Ich glaube, Tödling 
war es, der schon gesagt hat : 350 etwa bis 
bestenfalls 400 Mann sind es - und 8000 im 
Minimum brauchen Sie l Und dann berufen 
Sie sich auf das Ergebnis der Bundesheer­
reformkommission. Da steht genau das Gegen­
teil vOn dem drinnen, w as Sie jetzt machen, 
daß es nämlich unmöglich ist, Sechs-Monate­
Soldaten in die Bereitschaftstruppe zu stecken, 
weil dann diese Bereitschaftstruppe nur eines 
stigmatisiert, daß sie nämlich nicht bereit ist 
zum Einsatz. 

Der Herr Bundesminister hat erklärt, daß die 
Soldaten im sechsten Monat bedingt einsatz­
fähig sind. Dann besteht bestenfalls einen 
Monat lang bedingte Einsatzfähigkeit. Diese 
großartige Bereitschaftstruppe I Das sind die 
Fakten ; abgesehen vom Geld, von den 
budgetären Gegebenheiten. 

Man hat die Erfahrung gemacht, daß auch 
mit sehr kräftiger Anhebung der Besoldung 
einfach dieses System nicht zu erreichen dst. 
Und noch etwas stigmatisiert Ihre Politik : Der 
Schwerpunkt des Ganzen sollte die Landwehr 
sein. Bei dem System, das Sie jetzt prakti­
zieren, bleibt überhaupt kein Soldat für den 
Schwerpunkt, nämlich für die Landwehr, mehr 
übrig, und es wird lauch :in Zukunft keiner da 
sein. Und so führt sich alles ad absurdum. 

Deswegen auch die Bedenken : Das, was Sie 
jetzt nom haben, ist die von uns aufgebaute 
Reservearmee. Aber auch diese ist um Jahr 
1 976 weg, und dann ist totale Pause, totale 
Funkstille in der Verteidigung Osterreichs. 
Das ist das Ergebnis. 
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Ich möchte jetzt gar nicht über die War­
tungs- und Versorgungsscbwierigkeiten reden, 
Herr Bundesminister, Sie werden in Kürze ein 
regierender Fürst über einen ungeheuer 
teuren Schrotthaufen sein - das wissen Sie 
selber -, weil die Wartung nicht mehr sicher­
gestellt werden kann und weil ohne Wartung 
des Gerätes auch eine Aufrechterhaltung der 
Einsatzbereitschaft nicht möglich list. (Beifall 
bei der avp.) 

Jetzt tritt alles das ein, was wir bei der 
Debatte über die Wehrgesetznovelle, aber 
auch bei der Ablehnung des Organisations­
schemas gesagt haben. Sie alle kennen das 
Desaster. Es ist unausbleiblich. Und daher wie 
immer in solchen Fällen: Flucht nach vorne. 
Das sind Methoden, die dort gängig sind, wo 
man der Aussichtslosigkeit,  der Sorge irgend­
wie noch ein Außenschild entgegenstellen 
w ill. 

Und j etzt wurde die W underwaffe erfunden: 
Aufstellungsstab Spannocchi. Jetzt geht es los, 
steht in der "Arbeiter-Zeitung".  Ab. 1. 1 .  1973. 
Zunächst die Frage. D a  wird uns eine große 
Umorganisation des V e rteidigungsministe­
riums angekündigt, eine große Generalstabs­
abteilung. Dieser werden die anderen Be­
reiche wegen der Koordination unterstellt. Der 
erste KoordinatJionseffekt, bevor das noch 
installiert ist, ist der: daß man dem General­
truppeninspektor gerade jene Aufgabe weg­
nimmt, wegen der er installiert werden soll. 
So schaut es tatsächlich aus. Hier sind Miß­
trauen vorhanden, Spannungsfelder, die nicht 
zufälliig sind, sondern die Sie geschaffen haben 
durch eine Politik, die w i r  einfach für dieses 
Heer nicht als nützlich qualifizieren können. 

Ähnliche Verzweiflung s  akte zu einer Vor­
wärtsverteidligung hat e s  schon früher ge­
geben. Man hat gegen Ende des letzten Welt­
krieges auch versucht, noch einmal das Schick­
sal herumzureißen, und General Unruh mit der 
Aufgabe betraut, das Letzte zusammenzu­
kratzen. Dieser Aufstellungsstab Spannocchi 
ist die österreichlsche Aktion General Unruh. 
Ich sage Ihnen das. Abe r  auch diese Ver­
zweiflungsmaßriahme wird das Debakel nicht 
mehr verhlindern können. 

Wie geht das jetzt weiter? Jetzt agieren Sie 
wieder eine Zeitlang in Ihrem Nichtstun, in 
der weiteren Abwertung des Bundesheeres 
nach außenhin damit: Na, jetzt wird ja die 
Bereitschaftstruppe aufgestellt. Man muß doch 
das in Ruhe abwarten. Man wird das Ergebnis 
sehen. - Und das Desaster wird nach einem 
oder nach eineinhalb Jahren für alle s,ichtbar 
sein. Dann ist die letzte Substanz, die gegen­
wärtig noch vorhanden i st, auch noch hin, 
wenn das erkennbar wird. Was soll dann 
geschehen? Wie werden die Dinge sich dann 

entwlickeln? Das sind die Sorgen, die Ihnen 
gesagt worden sind, daß die restliche Substanz 
nicht zerschlagen werden soll, warum die 
Struktur beibehalten werden soll, um hier 
vorsichtig vorzugehe n  und zunächst in der 
Praxis das geplante System an kleinen Ein­
heiten zu erproben. Das haben Ihnen dlie 
Befehlshaber gesagt. Aber Sie wischen j a  alles 
weg vom Tisch. 

Jeder sachliche Vorschlag - und ich habe 
das heute auch schon zweimal gehört - ist 
bei Ihnen Sabotage. Das ist das Unglück, 
warum es zu keinen Sachdiskussionen und 
wirklich sachlichen Lösungen in diesen Fragen 
kommen kann. Die Vorschläge der OppositJion 
werden vom Tisch g ewischt. Hier ist nie das 
Bemühen um eine gemeinsame, um die best­
mögliche Lösung bei der Bewertung der Argu­
mente skhtbar geworden. Sie praktizieren hier 
bewußt die Diktatur der 51 Prozent. Das ist 
das ganze Rezept, das Sie aller fachlichen 
Argumentation und allem Mitbemühen ent­
gegenzusetzen haben. (Beifall bei der avp.) 

Wir glauben daher, daß angesichts der fak­
tischen Gegebenheiten ein neues System, eine 
andere Organisations form gefunden werden 
muß, die den Wirkli chkeiten entspricht. Wir 
glauben daher, daß die Strukturen aufremt­
erhalten bleiben s ollen, um an kleineren Bin­
heiten zunächst die Praktikabilität dieser 
neuen Gedanken auszuprobieren, um dann 
weiterzuschreiten. G eht es gut, dann kann 
man weiter fortgehen .  Geht es schlecht, dann 
ist llIicht alles zerstör t ,  um diese Armee dann 
weiter auch in and e rer RJichtung weiterent­
wickeln zu können. 

Bundeskanzler Kreisky hat am Wörther See 
in seinem Interview auch gesagt - das ist 
j a  ein herrliches Argument -: Diese Armee 
ist nicht schlechter a l s  früher. Das ist an sich 
schon bezeichnend, denn ich habe geglaubt, 
Sie machen alles viel besser. Aber auch das 
stimmt nicht, wie Sie an sehr eindrucksvollen 
Zahlen bereits klar gemerkt haben. Der Herr 
Bundeskanzler sollte doch die österreichische 
Bevölkerung hier wirklich ehrl!ich und auf­
richtig informieren - nicht mit solchen Aus­
sagen, die überhaupt nicht bestehen können 
und bei einer sachlichen Prüfung irreführen. 

Geben Sie daher - und das ist unser 
Appell - diese Diktatur der 51 Prozent aufl 
Wir rufen Ihnen zu : Gehen ' Sie mit uns in 
eine Sachdiskussion ein und opfern Sie nicht 
dieses österreichische Bundesheer Ihrem 
sozialistischen Parteiprestige. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Abgeordnete Dr. Schmidt zum Wort. (Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 
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Abgeordneter Dr. Scbmidt (FPO) : Herr Prä­
sident l Hohes Haus ! Meine Damen und Her­
ren ! Ich glaube, es ist ein trauriges Ereignis, 
Wlie sich diese Regierung, wie siCh Kreisky 
und sein Team heute dem Hohen Hause dar­
�ieten. Es ist auch ein nicht minder trauriges 
Ereignis, wenn die Regierungspartei schweigt, 
wenn im Hohen Hause auf Antrag der Oppo­
sition lebenswidltige Dinge debattiert werden 
sollen. Der Bundeskanzler schweigt, wenn er 
zur Teuerung befragt wird, der F'inanzmini­
ster schweigt, wenn er zur inflationären Ent­
wicklung befragt wird, der Herr Verteidi­
gungsminister muß schweigen, wenn er über 
die Landesverteidigung befragt wlird : alle 
schweigen. Man kommt sich fast vor, wie 
wenn man einer Trappisten-Abordnung kon­
frontiert wird. (Heiterkeit bei der OVP und 
Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren ! Angesichts des 
völligen Vers agens dieser Bundesregierung 
auch auf dem Sektor der Landesverteidigung 
ist es doch beschämend zu erleben, wie skh 
der Herr Verteidigungsminister in Bestimmun­
gen der parlamentarischen Geschäftsordnung 
flüchtet, um nicht Rede und Antwort stehen 
zu müssen über den Zustand des Bundes­
heeres, über den Zustand unserer Landes­
verteidigung. Statt dem Parlament Auskunft 
zu geben, kneifen Sie, Herr Minister Lütgen­
dorf. 

Dabei ist doch die Frage der Landesver­
teidigung dringlicher denn je, und ich möchte 
die weitere Frage daran anknüpfen : Was ist 
denn eigentlich seitens der Regierung ge­
schehen im Hinblick. auf eine umfassende 
Reform des österreichischen Bundesheeres, wie 
dies doch anläßlich der Beschlußfassung über 
die Wehrgesetznovelle 1 97 1  in Aussicht ge­
stellt wurde? 

Wir Freiheitlichen haben damals bei dieser 
Beschlußfassung keinen Zweifel darüber ge­
lassen, daß wir mit dieser Wehrgesetznovelle 
1971 die Heeresreform nicht als abgeschlossen 
betrachten, sondern ganz im Gegenteil, daß 
wir sie als erst begonnen betrachtet haben, 
daß wir der Meinung waren, daß s'ie erst 
in Angriff genommen werden muß. 

NaCh unserer Auffassung, einer Auffassung, 
die unwidersprochen geblieben ist, ja einer 
Auffassung, die auch die Zustimmung der 
Mehrheit dieses Hauses gefunden hat, sollte 
diese . Wehrgesetznovelle einen ersten Schritt 
zur Heeresreform darstellen. Was list seither 
eigentlich konkret geschehen? Im Grunde ge­
nommen doch gar nichts, wenn man davon 
absieht, daß die Wehrdienstzeit verkürzt 
wurde. Aber an echten Reformen, an tat­
sächlichen Reformmaßnahmen geschah nichts. 

Denn, meine Damen und Herren, Sie werden 
uns doch nicht zumuten, daß wir einige 
konfuse Ministererlässe, die dann nach kurzem 
Geplänkel mit der Presse und mit den Be­
troffenen ebenso überhastet zurückgezogen 
wurden, wie sie erlassen wurden, als 
Reformmaßnahmen betrachten. Ich ellinnere 
nur an den Maturantenerlaß oder an die 
berüchtigte Türtaferlreform. 

Sie werden auch nJicht annehmen, daß wir 
die dauernden beschönigenden und beruhigen­
den Worte des Herrn Verteidigungsministers 
zu der Tatsache, daß sich immer weniger 
Anwärter für den OffiZiiersberuf finden, ja 
daß sich das Kaderpersonal ständig vermin­
dert, als Reformmaßnahmen betrachten. 

Ich weiß, es gab auch optimistische Äuße­
rungen des Herrn Ministers über die Vertel­
digungskraft und über die Verteidigungs­
bereitschaft des Bundesheeres, obwohl, meine 
Damen und Herren - das muß auch hier 
gesagt werden -, zu der Zeit, als diese 
optimistischen Ausführungen zu hören waren, 
es die Spatzen schon von den Dächern Europas 
pfiffen, daß dieses Bundesheer doch keinen 
ernst zu nehmenden Sicherheitsfaktor in 
Europa mehr darstellt. 

Dieser Bundesminister wagte es nicht ein­
mal, die Bundesheeralarmübungen über­
raschend anzuordnen, um nicht das ganze 
F.iasko, die ganze traurige Wirklichkeit der 
sogenannten Verteidigungsbereitschaft offen­
kundig werden zu lassen. 

Das sind die Erfolge sozialistischer Ver­
teidigungspolitik in Osterreich. So weit haben 
es Kreisky und sein Team gebracht, daß diese 
Landesverteidigung einfach nicht mehr glaub­
haft ist. Und wer das bezweifelt, braucht nur 
die ausländische Presse zu lesen. Denn wie 

,steht es denn mit dieser Verteidigungsbereit­
schaft? Wdr haben keinen Verteidigungsplan, 
wir haben keine politische Verteidigungs­
theorie, wir haben kein Konzept für zivile 
Landesverteidigung. Wir bekommen immer 
weniger junge Menschen, die dieser Landes­
verteidigung dienen wollen. So schaut es doch 
aus. 

Dabei, und das ist das Erstaunliche, meine 
Damen und Herren, kann man immer wieder 
eine positive Erscheinung feststellen. In der 
österreich:ischen Bevölkerung und vor allem 
"in der österreichischen Jugend ist Wehrbereit­
schaft, ist Wehrwille vorhanden. Der Wehr­
dienst in Osterreich ist nicht unpopulär, wie 
uns einige "Berufsjugendliche" von der Linken 
dauernd glauben machen wollen. (Zustimmung 
bei der FPO.) Nur e·ines: Der Jungmann will 
echt und ernstlich ausgebildet werden und 
nicht das Gefühl haben, daß beim Bundesheer 
die Zeit totgeschlagen wird. 
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Das Vorhandensein dieser Wehrberei tsdlaft 
und dieses Wehrwillens in Osterreichs Jugend 
ist ein ungeheuer großes Kapital, ein Kapital, 
das zu besJtzen sich jede Regierung der Welt 
glücklich schätzen würde, ein Kapital,  das 
aber von dieser Regierung systematisch ver­
spielt und versdlleudert wird, weil diese 
Regierung und auch diese Regierungspartei 
- auch das muß man sagen - kein offenes 
Ohr für die Landesverteidigung hat und 
offenbar schon immer ein gestörtes Verhältnis 
zur Landesverteidigung gehabt hat und noch 
hat und weil diese Landesverteidigung für 
Kreisky und sein Team offensJchtlich so ein 
lästig Ding ist ; ,ein lästig Ding, mit  dem 
man sich einfach nicht selbst abgibt, das man 
am besten durch einen parteifremden nütz­
lichen Erfüllungsgehilfen besorgen läßt - ich 
vermelide hier härtere historisdle Zitate. 

Denn, Hohes Haus, es muß auch hier folgen­
des noch gesagt werden : Die tieferen U r sachen 
für den Zustand der Landesverteidigung liegen 
ja gar nidlt so :sehr :in den organisatorischen 
Fehlmaßnahmen und Fehlplanungen des Bun­
desministeriums, die das Bundesheer s chwä­
chen, sie sind audl nicht so sehr in der Herab­
setzung der Wehrdienstzeit von neun auf 
sechs Monate zu suchen ; das allein i s t  nicht 
entscheidend für dJe, wenn Sie wollen, vor­
übergehende Verminderung der Schlagkraft. 
Entscheidend ist die sehr leichtfertige, j a  
diffamierende Art, wie diese Regierungspartei 
seit eh und je mit dem Instrument umgeht, 
dem die Verteidigung unserer H e imat im 
Ernstfalle anvertraut ist.  Entscheidend für den 
heutigen Zustand des Bundesheeres i s t  die 
Art, wie Wehrwillen und Wehrbereitschaft dn 
der Bevölkerung systematisch zu untergraben 
versucht wird. Da spannt sich der B ogen von 
der sehr leichtfertigen Art, wie eine organisa­
torische Frage, wie die der Wehrdienstzeit­
verkürzung zum Wahlschlager degradiert 
wurde, bis über die Forderung der Soz i alisti­
schen Jugend in der Bundesheerreforrnkom­
mission auf ersatzloses Abschaffen des B undes­
heeres.  Und der Bogen spannt sich bis zum 
Nenning-Volksbegehren, das die stumme 
Sympathie zumindest von Teilen dies er Regie­
rungspartei genoß und das sich das gleiche 
Ziel gesetzt hat und Gott sei Dank längst 
selig entschlafen ist.  

Wir haben große Hochachtung - d a s  hat 
mein Parteifreund Hanreich heute schon ge­
sagt - vor den Offizieren, Unteroffizi eren und 
Mannschaften, die trotz all dieser Fährnisse 
ihren Dienst und ihre Pflicht in diesem Bundes­
heer erfüllen, aber es wundert uns gar nicht, 
wenn angesichts dieser beispiellosen subku­
tanen Hetze gegen das Bundesheer bei den 
Heeresangehörigen Resignation. Sorge um die 

Zukunft und Mangel an Selbs tb ewußtsein 
sich ausbreiten mit dem Erfolg, daß sich, der 
eine früher, der andere später. ein j eder dann 
einer anderen Aufgabe zuwenden möchte, und 
mit dem weiteren Erfolg, daß n i emand sich 
bereit findet, seine Arbeitskraft und seinen 
Idealismus - denn auch das ist gerade beim 
Bundesheer und bei der Landesverteidigung 
notwendig - diesem Unternehmen zu wid­
men, das offensidüLich bei der Regierung 
dieses Landes so gar nicht in Gnade und 
Gunst steht. 

Das ist der Zustand unseres Bundesheeres, 
das ist der Zustand unserer Landesverteidi­
gung, hervorgerufen durch die Politik der 
sozialistischen Regierung, herbeigeführt durch 
einen Bundesminister, der, es ist heute schon 
mehrfach gesagt worden, sich gerne als den 
"Mordssteher" bezeidlnen läßt, d e r  aber dem 
Bundesheer und Osterreich einen größeren 
Dienst erweisen könnte, wenn er seinen Hut 
nähme und abtreten würde. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Marwan-Schlosser 
das Wort. Bitte. 

Abgeordneter Marwan-Scblosser (OVP) : 
Hohes Haus ! Ein Lehrsatz ,in der General­
stabsausbildung lautete : Ein Generalstabs­
offizier hat seine Ansicht und seine Uber­
zeugung zu vertreten und durchzusetzen. Ich 
habe heute, Herr Minister. die Befolgung 
dieses Lehrsatzes leider nicht erkennen 
können. Sie haben Ihre Ansichten hier nicht 
vertreten, Sie haben die Chance heute sich 
vergeben vor diesem Hohen Haus, Mitglieder 
dieses Hohen Hauses für Ihre Interessen zu 
gewinnen. Sie haben lediglich einen Befehl 
Ihres Regierungschefs befolgt, nämlich zu 
schweigen. 

Herr Minister! Ich hatte an und für sich die 
Absicht, aus Ihrer Fragebeantwortung Mo­
mente herauszunehmen, wo es vielleicht doch 
noch Ansatzpunkte gibt, um in dieser Lage 
beim Bundesheer einen Brückenbau, einen 
Brückenschlag zu suchen. Sie aber, Herr Mini­
ster, haben heute eine gebotene Chance weit­
gehend verpaßt. Sie hätten die Chance ge­
habt, Ihre Ansicht vor diesem Hohen Hause 
heute darzulegen, und Sie hätten sicherlich 
die Möglichkeit gehabt, für Ihr Verhalten, 
für Ihre Maßnahmen, für Ihre Vorschläge 
wenigstens ein teilweises Verständnis finden 
zu können. 

Als Abgeordneter dieses Hauses halte ich 
es aber für eine Zumutung, als Debattenredner 
zu reden, wenn siro die Regierung und die 
Abgeordneten der SPO-Mehrheit dieser Dis-
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kussion ,aIs einem demokratischen Gedanken­
austausch nicht stellen. 

Ich möchte keine Fehlinterpretation zulas­
sen. Die heutige dringliche Anfrage hat nicht 
den Zweck, daß wir vielleicht in den Ver­
dacht kommen könnten, eine Bereitschafts­
truppe nicht zu wollen. Im Gegenteil I Ich ver­
weise auf unsere Stellungnahme zur Regie­
rungsvorlage, die Sie, Herr Minister, seiner­
zeit unterschrieben hatten, womit diese Wehr­
gesetznovelle 1911  geboren wurde. Wdr haben 
bei den Verhandlungen damals immer und 
immer wieder darauf gedrängt, daß diese Be­
reitschaftstruppe zuerst e)Cistent sein muß, be­
vor man das System umbauen kann ; der Ver­
such, von der bisherigen Einsatzarmee auf 
eine Landwehrarmee überzugehen. 

Ich glaube daher, daß wir von dem Ver­
dacht freigesprochen werden müssen und sind, 
daß wir vielleicht diese Diskussion und diese 
dringliche Anfrage heute gegen eine Bereit­
schaftstruppe führen. Im Gegente:il l Wir sind 
darüber entsetzt, daß dieser Gesetzesauftrag 
bereits am 30. Juli 1911  in Rechtskraft er­
wachsen ist, diese Bereitschaftstruppe aufzu­
stellen, und bis heute noch keine konkreten 
Vorschläge vorliegen, die nur vermuten las­
sen, daß es eine solche Bereitschaftstruppe in 
Bälde geben könne. Ich kann nur feststellen, 
daß die Sozialistische Partei in der letzten 
Zeit sehr gut mit Sprachregelungen taktiert. 
Sie exerziert ihren Abgeordneten vor, welche 
Antworten sie auf Fragen zu geben haben. 
Ein neuer Slogan, eine neue Sprachregelung 
ist : "Laßt das Bundesheer arbeiten." 

Meine Herren, die diese Ansicht vertreten: 
Man kann das Bundesheer nur dann arbeiten 
lassen, wenn diesem Bundesheer die Voraus­
setzungen gegeben werden, c:Iamit es arbeiten 
kann. Derzeit aber fehlen diese Vorausset­
zungen. Daher ist die Aufforderung : "Laßt das 
Bundesheer arbeiten ! "  direkt eine Farce, so­
lange nicht diese Regierung dem Bundesheer 
die Voraussetzungen gibt, um dieses Bundes­
heer arbeiten zu lassen. 

Die erste Voraussetzung, um eine Bereit­
schaftstruppe aufzustellen, sind nicht Gliede­
rungen, sind nicht irgendwe1che papierene Er­
lässe. Die erste Voraussetzung wäre, Mittel 
und Wege zu suchen, daß man die Freiwilli­
gen findet, die notwendig sind. Wenn man 
sagt : 10.000 Freiwillige, wenn man ursprüng­
lich in der Bundesheerreformkommission ge­
sagt hat, man braucht 15.000, also por Jahr 
5000, wenn es sich um dreijährige Freiwillige 
handelt, dann müssen Mittel und Wege 
gesucht werden, um diese Freiwilligen-Mel­
dungen überhaupt zu ermögHchen. Hierüber 
hat die Regierung bis zum heutigen Tage dem 
Hohen Hause keine Vorlage gebracht. 

Wenn wir auf die Lage im Bundesheer hin­
weisen und ,in verschiedenen Gesprächen mit 
sozialistischen Abgeordneten unsere Sorge 
darlegen, warum wir diese Frage als brennend 
immer wieder in den Vordergrund schieben, 
so stellen sich die sozialistischen Abgeordne­
ten blind, taub oder sie reden sich aus und 
bezichtigen andere, daß sie am heutigen Zu­
stand schuld wären. 

Ich darf eine weitere Feststellung bezüglich 
Deta:ils aus der praktischen Erfahrung treffen. 
Vor kurzem hat mir ein hoher Offizier - nicht 
meiner Partei nahestehend, sondern der Sozia­
l'istischen Partei - die Lage im Bundesheer 
folgendermaßen skizziert : Wir haben keine 
Bereitschaftstruppe, weil es keine Freiwilligen 
gibt. Wir haben keine Ausbildungstruppe, 
weil es keine Ausbildner mehr gibt. Und wir 
haben kein Reserveheer, weil wir kein Re­
servekader haben. Diese Bundesheerreorgani­
sation von 1 911  ist ein glatter Schlag ins 
Wasser. 

Eine weitere Feststellung darf dch treffen. 
Ein Rekrut aus Salzburg meinte vor kurzem 
zu einem Abgeordneten meiner Fraktion: W,ir 
sind bereit, uns ausbilden zu lassen. Wir sind 
30, haben aber nur einen einzigen Ausbildner 
in diesem Zug, der einfach nicht in der Lage 
ist, als einziger Ausbildner 30 Funker auszu­
bilden. Wir stehen daher die meiste Zeit 
herum und verlieren diese Zeit. Und er meinte 
dann sehr skeptisch dazu : Das Bundesheer 
braucht man nicht aufzulösen, das löst sich 
dieserart von selbst auf. 

Herr Minister! Ich weiß nicht, ob Ihnen 
diese verschiedenen Stimmungen in der 
Truppe bekannt sind. Ich weiß nicht, Herr 
Minister, ob Sie noch truppenverbunden sind, 
ob Sie überhaupt noch truppennahe sind. Ich 
habe noch nicht gehört, Herr Minister, daß 
Sie in der vergangenen Zeit, als ehemaliger 
Ausbildungschef zum Beispiel, Truppen­
besuche abgestattet haben, bei denen Sie nach 
kurzem Hinschauen doch sehen müßten, wo 
die Mängel in der Ausbildung, wo die Mängel 
in der Ausrüstung dieser Truppen sind. Herr 
Minister!  Ich kann Ihnen nur sagen, daß drau­
ßen die Truppe nicht einsatzbereit ist. Das 
mußten Sie j a  selbst bereits zugeben. 

Wenn Sie aber sdlon nicht diese einfache 
Uberprüfung durch einen Truppenbesuch 
durchführen, dann, Herr Minister, frage i ch  
Sie : Warum führen Sie nicht auch einmal 
einen Probealarm durch? Das ist doch die Krö­
nung einer Ausbildungszeit. Ein Probealarm 
wird nicht durchgeführt, zumindest nicht in 
Gegenwart von Abgeordneten. 

Ich frage Sie, Herr Minister:  Warum sind 
Sie von der früheren Gepflogenheit von Mini-
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ster Prader abgekommen, daß der Landes­
vert eJdigungsausschuß j ährlich mindestens 
zwei Truppenbesuche vornimmt? Seitdem Sie 
M i nister sind, hat der Landesverteidigungs­
ausschuß dieses Hauses noch keinen einzigen 
Truppenbesuch abstatten können, weil Sie 
keine Einladung ausgesprochen haben. 

Herr Minister! Das sind Mängel, die ich an 
Ihrer Ministerführung aufzeigen muß, weil idl 
den Eindruck habe, daß Sie sich nicht genü­
gend über den wahren Zustand der Truppe 
informieren. 

Wenn vor kurzem in W,iener Neustadt an­
läßl ich der Ausmusterungsparade eine Reihe 
von Truppen paradierte , konnte man vielleicht 
als Laie den Eindruck haben, daß es doch 
noch einige Kompanien, einige Bataillone 
gäbe, die einsatzbereit sind. Herr Minister! 
Ich nehme an, Ihr scharfes Auge wird erkannt 
haben, daß dort zwar die Fahrer noch gut 
fahren konnten - mit Ausnahme der kleinen 
Panne -, daß aber im anderen Fall die dort 
mitfahrende Mannschaft nicht einsatzbereit 
war, und wenn diese Truppe im Alarmfall 
hätte ausrücken sollen, dann wären im besten 
Fall von einer Abteilung zwei Geschütze aus­
gerückt und lediglich eine Feuerleitstelle mit 
zwe i  Fla-Geschützen. Das ist alles, was von 
einer Abteilung ausrücken könnte. Es müßte 
ein Bataillonskommandant alle Kruder aus 
allen Kompanien zusammennehmen, um 
weni gstens noch eine Kompanie im Bataillon 
aufstellen zu können . 

Herr Minister! Das ist die Lage, in der sich 
das östereichische Bundesheer jetzt befindet. 

Und j etzt das andere, das praktische Bei­
sp iel :  700 Pioniere mußten mobilgemacht wer­
den. Was sagt da die sozialistische Frak­
tion ? - Auch w,ieder eine solche Sprachrege­
lung : Ja damals, 1968 bei der Tschechenkrise,  
da hat der Herr Bundespräsident die Ver­
längerung der Dienstzeit angeordnet, das ist 
d as gleiche wie j etzt !  

Herr Minister! Meine Herren Sozialisten ! 
Das ist nicht das gleiche, denn damals standen 
ausgebildete Truppen bereit, und nur diese 
sollten nicht abrüsten, damit sie nicht im 
Schwächemoment den Wechsel eines Ein­
rückungstermins durchmachen müssen. Das 
w ar die Situation, und zwar in einem inter­
national und für die Staatssicherheit wich­
tigen Augenblick. 

Wenn man aber so weit ist wie jetzt, daß 
man nicht einmal mehr für einen kleinen Kata­
strophenfall Pioniere hat, um ein paar Brücken 
zu r eparieren, dann ist das eine ganz andere 
Geschichte, und man kann sich nicht mit einem 
Verg leich aus der damaLigen Zeit zufrieden­
geben. Das ist Augenauswischerei. 

Zur weiteren Spradlregelung: Ja die Reform 
hat noch gar nicht begonnen! - höre .ich 
immer wieder von den Sozialisten -, weil d i e  
OVP im Landesverteidigung:srat immer w i e d er 
Fragen stellt. 

Meine sehr verehrten Herren der Sozialisti­
schen Partei ! Wenn Sie mit der Reform noch 
nicht begonnen haben, dann liegt das dar an, 
daß Sie noch gar keine konkreten Vorlagen 
gemacht haben! Uber die Bereitschaftstruppe 
gibt es keine Vorlage im Landesverteidigungs­
rat,  daher konnte sie von der OVP nicht ver­
hindert werden. Hätten Sie rechtzeitig d e n  
Gesetzesauftrag erfüllt, dann könnte die Be­
re itschaftstruppe längst stehen! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

Die Spitze der Sprachregelung, die Sie füh­
ren und planen und haben, ist : Diese aktiven 
Offiziere, die sabotieren diese Reform! (Zwi­
schenruf des Abg. P a  y.) Lieber Pay ! Ich höre 
das aus dem Mund verschiedenster Abgeord­
neter aus eurer Fraktion! Sie sagen immer 
wieder, es geht nur deswegen nicht voran, 
weil die Offiziere sabotieren. (Abg. P a  y: 
Einige! - Rufe bei der OVP: Wer?) Meine 
sehr verehrten Herren ! Ich kann Ihnen nur 
sagen : Keiner sabotiert! Jeder ist interessiert 
daran, dieses Bundesheer gut aufzustellen, 
aber Sie haben den Offizieren gar nicht d i e  
Mittel i n  die Hand gegeben, dieses Bundes­
heer zu reformieren, denn die Voraussetzung 
ist die Möglichkeit, daß es Freiwillige gibt, 
um überhaupt diese Truppengliederung durch­
ziehen zu können, und diese Vorlage hab en 
Sie nicht gebracht ! (Zustimmung bei der OVP.) 
Ich verwahre mich dagegen, daß Sie eine all­
gemeine Verdächtigung gegenüber dem Offi­
z ierkorps in dieser Form aussprechen! (Neuer­
liche Zustimmung bei der OVP.) 

Ich weiß schon, wo es Ihnen nicht paßt, 
meine sehr verehrten Herren Sozialisten : Es 
p aßt Ihnen einfach nicht in den Kram, daß 
in der Bundesheerreformkommission die Offi­
ziere von der Dienstweisung entbunden wur­
den, und sie konnten daher ihre freie Meinung 
äußern. Sie haben dort ein Konzept entwik­
kelt, das möglich gewesen wäre . Ihr Bundes­
k anzl er Kreisky hat erklärt: Diese Erkennt­
nisse der Bundesheerreformkommission sind 
irrelevant! Auf sie braucht man überhaupt 
k eine Rücksicht zu nehmen ! - 1 700 Offiz.iere 
ursprünglich, 2200 Offiziere, glaube ich, waren 
es in der Endphase von 2300, haben gewarnt 
vor diesem Schritt, bevor man nicht die Vor­
aussetzung schafft. Sie haben das mit einer 
Handbewegung weggewischt: Diese Offiziere 
sind ja keine Fachleute, auf die braucht man 
sich nicht zu bez'iehen, die braucht man nicht 
zu hören, deren Meinung ist irrelevant. 
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Der Herr Generaltruppeninspektor hat er- Forderungen sind dann dem Haus vorzulegen? 
klärt : Das ist Kanonenfutter, wenn man nicht (Rufe bei der OVP: Darauf darf er nidlt ant­
die Voraussetzungen schafft. Ich appelliere worten! Maulkorb!) 
dringend an die Regierung und an das Parla­
ment! 

Sie haben nichts gehört, Sie haben niChts 
getan, Sie haben das als irrelevant wegge­
strichen l 

ICh habe gefragt: Gibt es ein Memorandum 
der Befehlshaber? - Da wurde zuerst gesagt: 
Nein ! Uber konkretes Befragen wurde es mir 
dann vorgelegt. Was war die Antwort des 
Herrn Ministers? - Da steht was drinnen, 
was wir alle schon kennen! - Damit haben 
Sie diese Sachen einfach bagatellisiert. 

Herr Minister !  Mit Schlagworten wie :  
Reformkonzept, Verteidigungsdoktrin, Psycho­
plan, mit einer Inhaltsangabe von 43 Punkten 
werden wir dieses Bundesheer nicht reformie­
ren ! (Ruf bei der SPO: Psychotherapie!) 

Herr Minister! Mein Kollege Abgeordneter 
Dr. Prader hat bereits gefragt: Wie wollen 
Sie überhaupt die Landwehr aufstellen? Sie 
sagen j etzt :  Bevorzugt s,ind, und zwar trup­
penstark zu machen, die Bereitschaftstruppen! 

Wenn Sie eine Bereitschaftstruppe von 
1 5 .000 Mann aufstellen wollen, brauchen Sie 

Nun, meine sehr Verehrten, geht es weHer. pro Jahr dreimal 1 0.000 Rekruten dorthin. Das 

Die Offiziere kann man mundtot machen. Es s'ind 30.000 Mann für diese Bereitschafts­

kann sich auch ein Dr. Kreisky erlauben, vor truppe, denn die Uberlappung, von der man 

Reserveoffiziere hinzutreten und einem Offi- 'spriCht, dauert eben, die zwei Monate Grund­

zier der Reserve, der eine ernste Meinung und ausbildung sind Voraussetzung dazu. 

Bedenken äußert, zu sagen: Sie haben hier Dann brauchen Sie 6000 Mann Unterstüt-
nichts zu reden! - Er macht ihn nieder (Zwi­
schenrufe bei der SPO), er macht ihn zur 
Schnecke und er staucht ihn zusammen. Ja­
wohl, meine sehr verehrten Herren der soziali­
stischen Fraktion! Das konnte dem Herrn Dok­
tor Kreisky in der Kaserne draußen gegen­
über diesem Reserveoffizier gelingen, hier 
aber werden Sie mich nicht mundtot machen 
können, das kann ich Ihnen sagen! Hier wird 
ein Dr. Kreisky mir nicht das Wort entziehen! 
(BeifalJ bei der OVP.) 

Aber heute, meine sehr verehrten Herren, 
stehen wir vor der Frage Spannocchi. Nun 
soll auf einmal der Wunderdoktor Span­
nocchi kommen, der Onkel Doktor Spannocchi 
(Zwischenrufe bei der SPO), er soll auf einmal 
eine Bereitschaftstruppe aus dem Boden 
stampfen, er soll auf einmal etwas machen, um 
diese Freiwilligen zu bekommen. 

Ich darf fragen, Herr Minister : Wie hat sich 
dieses Gespräch mit General Spannocchi ab­
gew.ickelt, als Sie ihn gerufen und gesagt 
haben : Ich möchte Sie beauftragen! - Hat 
G eneral Spannocchi bei dieser Aussprache 
Ihnen, Herr Minister, Fragen gestellt, Forde­
rungen gestellt, hat er von Ihnen die Erfül­
lung von gewissen Voraussetzungen verlangt, 
um dieses Amt überhaupt annehmen zu kön­
nen und es dann nämlich auch durchführen 
zu können? - Ich bin noch immer gewohnt, 
daß ich, bevor ich einen Auftrag annehme, 
den Auftraggeber frage : Was stellen Sie sich 
vor und welche Mittel geben Sie mir, um die­
sen Auftrag zu erfüllen? 

Ich frage Sie daher, Herr Minister: Haben 
Sie klare Aufträge gegeben, welche Forderun­
gen hat Spannocchi an Sie gestellt und welche 

zungsdienste, und das sind auch zweimal 
6000 pro Jahr, sind 1 2.000. 45.000 Rekruten 
könnte es geben, 40.000 sind normal tauglich, 
daher:  30.000 für die Bereitschaftstruppe, 
12.000 für die Unterstützungsdienste, sind 
42.000. Wo bleiben dann noch Rekruten für 
die Landwehr? 

Sie schüttelten vorhin mit dem Kopf, Herr 
Minister. Dann haben Sie eine andere Rech­
nung. (Zustimmung bei der SPO.) Wenn Sie 
diese andere Rechnung haben, Herr Minister, 
dann haben Sie keine BereitsChaftstruppen, 
dann geben Sie wieder der Bereitschaftstruppe 
nicht jenes Personal, das sie braucht, um eine 
einsatzbereite Truppe zu sein. 

Bei den Parteienverhandlungen habe ich, 
als Sie zum ersten Mal als Minister dort 
waren, eine konkrete Frage an Sie gerichtet : 
Was ist eine Truppe, wenn ein Drittel Kader 
ist, ein Drittel im vierten bis sechsten Monat 
steht und wenn die anderen im ersten bis 
dritten Monat stehen? - Sie haben damals 
erklären müssen : Nur eine bedingt einsatz­
bereite Truppe. 

Wie wollen Sie jetzt eine voll einsatz­
bereite Bereitschaftstruppe maChen, wenn Sie 
nur Sechsmonatediener und keine Dreijährig­
freiwilligendiener in dieser Truppe haben? 
(Abg. P a  y: Kollege Marwan! Sie sind da­
gegen, daß wir die Bereitschaftstruppe 
machen!) Nein ! Ich habe genau gesagt, daß 
wir dafür sind, Herr Pay! Sie haben wieder 
einmal nicht aufgepaßt ! Ich habe genau zu 
Beginn meiner Ausführungen gesagt, daß es 
bisher an den notwendigen Voraussetzungen 
fehlt, damit man diese Bereitschaftstruppe 
überhaupt aufstellen kann. 
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Nun, meine sehr verehrten Damen und Her­

ren, möchte ich zum Schluß kommen: Diese 
Regierung kann die meisten Probleme von 
größerer Bedeutung nicht meistern. So wie sie 
die Inflation und die Preisentwicklung nient 
in den Griff bekommt, so ist sie auch unfähig, 
diese Frage Bundesheer einer Lösung zuzu­
führen. Es wäre hoch an der Zeit, daß diese 
Regierung endlich die Konsequenzen zieht, 
sidl zurückzieht und die Regierung in Oster­
reich jenen Leuten überläßt, die tatsächlich 
regieren können. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Zeillinger. (Abg. S u p p a n: 
Mondl und Pay - die Wehrexperten? - Abg. 
P a  y: Zur richtigen Zeit werden wir das Rich­
tige sagen! - Ironische Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. M i t t e  r e r: Oder zur falschen 
Zeit das Falsche! - Abg. S k r i t e k: Das über­
lassen wir Ihnen, Herr Kollege Mitterer, da 
sind Sie berühmt!) 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren ! Hohes Haus ! 
Ich darf vielleicht zunächst den Herrn Präsi­
denten um eine Erklärung bitten, ob der Kanz­
ler, an den diese dringliche Anfrage gerichtet 
ist, bewußt jetzt auch weggegangen ist, und 
zwar aus Demonstration, oder ob ihn der Herr 
Landwirtschaftsminister . . .  (Zwischenruf des 
Bundesministers Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
W e i h s.) Sie sind j etzt der Kanzler? (Bundes­
minister Dipl.-Ing. Dr. Oskar W e j h s: Nein!) 
Also nicht. 

Dann darf ich also den Herrn Präsidenten 
darauf aufmerksam machen, daß das Regie­
rungsmitglied, an das diese dringliche Anfrage 
gerichtet jst - der gegenwärtige Tagesord­
nungspunkt lautet "Dringliche Anfrage" -, in 
dieser Sitzung nicht anwesend ist. 

Das ist ein in der Geschichte dieses .Parla­
ments noch nie d agewesener Vorfall. Das ist 
eine ungeheure Mißachtung dieses Hohen 
Hauses ! (Zustimmung bei FPO und OVP.) 

Es tut mir leid :  Wenn sich schon die Regie­
rungsmitglieder in Schweigen hüllen, wäre es 
wenigstens die Pflicht von ihnen zu hören, 
was ihnen die Abgeordneten, die Volksver­
treter, in diesen Fragen zu sagen haben. Ich 
sehe mich außerstande, mit Abwesenden zu 
sprechen. (Abg. S u p p a n: Unterbrechen!) Ich 
darf es dem Herrn Präsidenten und den Her­
ren Klubobmännern überlassen, ob es nidlt 
zweckmäßiger wäre, die Sitzung des Hauses 
so lange zu unterbrechen, bis der Kanzler, an 
den die dringliche Anfrage gerichtet wurde, 
wieder in diesem Haus anwesend ist. (Zu­
stimmung bei FPO und OVP.) 

Meine Herren Sozialisten! Sagen Sie doch 
einmal : Wollen Sie das Ende des Parlamen­
tarismus in Osterreich? - Diese Frage ist in 
dem Moment begründet! Das, was sich heute 
hier abspielte,  habe ich in 1 9  Jahren Parla­
ment noch nicht erlebt! (Rufe bei der SPO: 
Wir auch nicht !) Ich habe auch eine Mehr­
heit der Schwa rzen, der OVP, überstanden. Ich 
habe mit Ihrem Beifall (auf die Bänke der SPO 
weisend) auch gegen die OVP gekämpft. Ich 
hätte eine solche Mißachtung des Parlaments, 
wie sie von den Regierungsmitgliedern heute 
hier gezeigt wird, auch zu Zeiten der OVP 
mit den gleichen scharfen Worten angegriffen. 
Wir Freiheitlichen kennen hier keinen Unter­
schied! (Abg. DI. K 0 h 1 m a i  e I: Nur hat es 
das damals nicht  gegeben!) 

Herr Verteidigungsminister l Als ich die 
dringHche Anfrage begründete, war ich noch 
im Zweifel : Ich hatte noch die Hoffnung, daß 
Sie ein verantwortungsbewußter Ressortmini­
ster und nicht ein Befehlsempfänger der Sozia­
listischen Partei wären. Sie haben meiner An­
sicht nach die Maske fallengelassen! Nie­
mand kann Sie von der Ministerverantwort­
lichkeit befreien ! Das Theater vom überpar­
teilichen Fachminister ist mit heutigem Tage 
vorbei ! Ich glaube, in dieser Regierung sitzen 
einige sozialistische Minister, die sich nimt so 
als Befehlsempfänger des Kanzlers erwiesen 
hätten wie Sie heute. 

Um klarzustellen, warum wir mitgelesen 
haben: Das, was  der Minister hier gesagt hat, 
waren ja nicht seine Worte. Das waren die 
Vvorte, die ihm der Bundeskanzler vorher ge­
sagt hat. Der Herr Verteidigungsminister hat 
ein einziges Wort aus eigenem beigetragen, 
nämlich am Schluß das Wort "eingehendst". 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das ist eine schöpfe­
rische Handlung gewesen!) Im übrigen hat er 
genau das vorgelesen, was der Kanzler und 
was der Finanzminister vorgelesen haben, und 
das, was ihm der Kanzler aufgetragen hat. 

Sehen Sie, Herr Minister:  Bis zu der Stunde, 
wo Sie das getan haben, waren wir Freiheit­
limen nom bereit, Ihnen einen guten Willen 
zuzubilligen und zu sagen : Sie sind kein Poli­
tiker und Sie haben nicht die politische Erfah­
rung. Es kommt manchmal vor - Sie wären 
nicht der erste -, daß einer, bevor er Poli­
tiker wird, schon die schlechten Eigenschaften 
der Politiker übernimmt. Auch Politiker haben 
schlechte Eigenschaften. 

Aber in dem Augenblick, wo Sie bedin­
gungsloser Befehlsempfänger des sozialisti­
schen Parteiobmannes wurden - es war nient 
der Kanzler, sondern es war der sozialistische 
Parteiobmann, d er Ihnen Wort für Wort auf­
geschrieben hat, was Sie namens der Landes-
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verteidigung auf eine dringliche Anfrage zu 
sagen haben -, haben Sie Ihre überpartei­
l:iche Maske fallengelassen. In dem Augen­
blick. haben Sie die Interessen der Landesver­
teidigung - ich bedaure das zutiefst - und 
wahrscheinlich auch noch die Huffnung vieler 
Offiziere und Unteroffiziere, die bis zu dieser 
Stunde geglaubt haben, daß Sie noch ihre 
Interessen und die Interessen des Heeres ver­
treten, verraten. 

Das ist ,die große Enttäuschung! Sie, Herr 
Minister, können sich bei Gott nicht beschwe­
ren, daß Sie nicht zumindest von den Frei­
heitlichen lange in diesem Hause eine Schon­
zeit gehabt hätten. 

Nach dem Gesetz haben Sie die Minister­
verantwortlichkeit. Sie haben nicht das zu 
sagen, was Ihnen der sozialistische Partei­
obmann aufschreibt, sondern Sie haben das 
zu sagen, was Ihre eigene Uberzeugung istl 
Daß Sie als Uberparteilicher zufälligerweise 
Wort für Wort - bis auf das Wort "ein­
gehendst" ; das ist das einzige Wort, das 
Ihnen selbst eingefallen ;ist - dieselbe Formu­
lierung haben wie der sozialistische Partei­
obmann - ich glaube,  das allein spricht 
Bände !  

Sie lehnen es  also ab ,  dem Hause ,in Fragen 
der Landesverteidigung Rede und Antwort zu 
stehen ! (Abg. L i b a l : Nein, das ist nicht 
wahr!) Augenblick! Ich darf Sie darauf auf­
merksam machen - der Herr Kanzler kennt 
s'icher die Geschäftsordnung gut ; ich weiß nur 
nicht, ob Sie die Geschäftsordnung so ein­
gehend kennen -, daß der Tagesordnungs­
punkt "dringliche Anfrage" mit Schluß dieser 
Sitzung beendet ist. Der Tagesordnungspunkt 
"dringliche Anfrage" - damit kein Irrtum 
entsteht - kommt nicht mehr auf die Tages­
ordnung der nächsten Sitzung. Man kann dar­
über streiten, aber darüber müßte sich die 
Präsidialkonferenz einigen. Ich möchte dies­
bezüglich kein Wort voraussagen. Sie kön­
nen sich bei der Budgetrede des Finanzmini­
sters zu Worte melden. Es kann zum Beispiel 
auch der Justizminister über die Abtreibung 
reden. Beim Budget kann natürlich j eder 
reden. 

Aber das möchte ich. festhalten : Die Inter­
essen der Landesverteidigung haben Sie in 
dem Augenblick, als eine dringlich.e Anfrage 
über Landesverteidigung an Sie gerichtet 
wurde, nicht gewahrt. Sie hüllen sich bis zur 
Stunde in Schweigen - ich glaube, ich bin 
einer der letzten Redner;  die SoziaLiisten hül­
len sich ja im Einvernehmen mit Ihnen in 
Schweigen ; die Ubereinstimmung zwischen 
den sozialistischen Abgeordneten und dem 
Verteidigungsminister ist ja mehr als auf-

fallend. Sie haben nach der Geschäftsordnung 
keine Gelegenheit mehr, zu diesem Tagesord­
nungspunkt das Wort zu ergreifen. Die dring­
liche Anfrage ist ,in dem Augenblick., wo der 
Herr Präsident diese Sitzung schließt, von der 
Tagesordnung abgesetzt. Sie können sich bei 
anderen Tagesordnungspunkten zu Wort mel­
den. Diese Möglichkeit haben Sie. Aber nicht 
mehr zu dem Tagesordnungspunkt "dringliche 
Anfrage" .  

Ich darf Sie  vielleicht in dieser Hinsicht 
über die Geschäftsordnung noch ins klare 
setzen. 

Herr Bundesminister! Sie lehnen es ab, die 
Anfrage zu beantworten. Erlauben Sie mir, 
meine Damen und Herren, daß ich aus meinem 
Wissen und aus dem, was ich bisher erfahren, 
gelesen und gehört habe, nun die Antworten 
gebe, nachdem Sie sich weigern, Herr Mini­
ster ! Es soll die Offentlichkeit erfahren, was 
die Antworten darauf gewesen wären. 

Die Frage "Welche Aufgaben haben Sie 
jenem ,Aufstellungsstab Bereitschaftstruppe' 
zugewiesen . . .  ?" ist eindeutig mit der auf 
Grund Ihrer Rede ausgesendeten Korrespon­
denz der Regierungspartei, ab 1 .  Oktober mit 
der Aufstellung der Bereitschaftstruppe zu 
beginnen, beantwortet worden. 

Das ist eindeutig gesetzwidrig !  Herr Mini­
ster!  Sie werden zu verantworten haben, daß 
Sie die Verteidigung in einen gesetzlosen und 
gesetzwidrigen Zustand hineingeführt haben. 
Sie weigern sich, die "Sozialistische Korre­
spondenz" zu dementieren. Das heißt also, Sie 
lassen sie unwidersprochen. Das heißt juri­
stisch: Sie stimmen dem zu! 

Es ist selbstverständlich, daß ein Verteidi­
gungsminister, wenn ihm so etwas Ungeheuer­
liches unterstellt wird, nämlich das G esetz zu 
brechen, das Wort ergreifen müßte. 

Die zweite Anfrage "Sind Sie . . .  bereit, 
die ,Ministerweisung Nr. 23' . .  von einem noch 
unbekannten Datum "zugänglich zu machen?" 
muß ich mit Nein beantworten. Sie haben 
sich gegenüber dem Landesverteidigungsrat 
geweigert, und Sie weigern sich bis zur 
Stunde, ja zu sagen. Ich bedaure das, weil Sie 
es damit unmöglich gemacht haben, zu e,iner 
sinnvollen Politik in der Landesverteidigung 
zu kommen. 

Zur dritten Frage "Haben Sie sichergestellt, 
daß die . . .  ,Herauslösung der Bereitschafts­
truppe aus den bisherigen Befehlsverhältnis­
sen' nicht zu einer fühlbaren personellen und 
materiellen Schwächung des gesamten übri­
gen Bundesheeres führt?" darf ich Ihnen hier 
in UbereinsHmmung mit allen Befehlshabern 
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und dem Generaltruppeninspektor sagen: Ich gratuliere Ihnen, Herr Minister, und 
Nein, das haben Sie nicht s ichergestellt! wünsche Ihnen dazu viel Erfolgl 

Die vierte Frage "Besteht über Durmführ- Neunte Frage: "Nachdem in den Bespre-
barkeit und Zweckmäßigkeit dieser von Ihnen chungen, die Sie" im März, Mai und Juni 1 972 

eingeleiteten Aktion Ubereinstimmung mit lImit den Gruppenbefehlshabern abführten, 
den Gruppenbefehlshabern und dem General- nach Ihren eigenen Worten ,keineswegs in 
truppeninspektor?" darf ich laut und eindeutig allen Punkten ein Konsens' hergestellt werden 
mit Nein beantworten, denn eine solche Uber- konnte . . .  " :  Wo waren diese Meinungsdiffe-
einstimmung besteht nimt. renzen? 

Die fünfte Frage : "Wann wurde im Landes- Genau die Frage, die  heute zur Debatte 
verteidigungsrat auf Grund eines Vortrages steht. Sie stehen mit Ihrer Meinung, nur ge­
von Ihnen jene Empfehlun g  beschlossen, auf deckt durm Spannocdli, allein, gegen alle Be­
die Sie die von Ihnen beabsichtigte . . .  " fehlshaber, gegen den Generaltruppeninspek­
(Zwischenruf des Abg. L i  b Q 1.) Herr Kollege? tor und gegen die gesamte Heeresführung da. 
(Abg. L i  b a  1: Warum haben Sie dann gefragt, Das trauen Sie sich. nicht zu sagen l  Darum 
wenn Sie alles wissen?) Weil ich dem Minister schweigen Sie, Herr Minister l 
die Chance geben wollte, die ungeheuer- Zehnte Frage : "Sind Sie bereit, darüber 
lichen . . .  (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. hinaus vor allem zur Klärung jener Fragen, 
L i  b a 1.) Herr Kollege! Die Antworten, die die allenfalls einer Geheimhaltung unterLiegen, 
ich jetzt gebe, könnten nur zu einem Punkt die zusammenfassenden Ergebnisse (Protokolle 
führen, nämlich daß der Minister heute noch dieser Besprechungen) den Mitgliedern des 
zurücktritt! (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e I: JawohJ!) Landesverteidigungsrates zugänglich zu 
Eine andere Möglimkeit g ibt es nicht ! (Zu- machen?" 
stimmung bei FPO und avp. - Widerspruch 

Off . ...J...tl ·ch 
. 

D h"tt S' d M t ' .  enslUl 1 neIn. a a en le en u 
und ZWIschenrufe bel der SPO.) 

h b .. h d ß Ih d H ' a en mussen, 0 ne a es nen er err 
Fünfte Frage: "Wann wurde im Landesver-

I 
Bundeskanzler und der sozialistische Partei­

teidigungsrat auf Grund eines Vortrages von obmann erlaubt, zu sagen:  Ja, dazu bin im 
Ihnen j ene Empfehlung beschlossen, auf die bereit. - Offenbar s ind Sie dazu auch nicht 
Sie die von Ihnen beabsichtigte ,eigene Kom- bereit! 
mandostruktur' der Bereitschaftstruppe stüt- Elfte Frage: Nachdem der Artikel VIII der 
zen'?" Wehrgesetzno��lle unter anderem vor-

Ich darf sagen: Nie, denn im war in den schreibt, daß die Organisation der Bereit­
Sitzungen des Landesverteidigungsrates. schaftstruppe von der Bundesregierung nam 
Wenn Sie durch Schweigen einen anderen Einholung einer Empfehlung des Landesver­
Eindruck erwecken wollten, 'ist das unwahr. teidigungsrates zu bestimmen ist: Haben Sie 
Diese Empfehlung ist nie beschlossen worden. eine derartige Empfehlung . , .  vom Landes­
Sie stehen außerhalb des Gesetzes, Sie führen verteidigungsrat eingeholt . . . 7" 
die Landesverteidigung in eine Katastrophe !  

Sechste Frage. Diese kann ,im nicht beant­
worten. Ob die Meldung der "Sozialistischen 
Korrespondenz" r.ichtig ist, überlasse lieh Ihnen, 
meine Herren. Der V erteidigungsmin�ster hat 
dazu geschwiegen. Daher kann ich nur anneh­
men, daß die "Sozialistisme Korrespondenz" 
recht hat. 

Siebente Frage : "Wie war der Wortlaut 
Ihrer diesbezüglichen Ausführungen vor den 
sozialistischen Abgeordneten auf deren Klub­
tagung in Badgastein?" - Das kann ich nicht 
beantworten. Ich nehme an, daß das rimtig ist, 
was in der "Soz.ialistischen Korrespondenz" 
steht. 

Ich darf als Mitglied des Verteidigungsrates 
für Sie klar und eindeutig dem österreichi­
schen Volke gegenüber antworten : Neinl Sie 
haben es entgegen dem Gesetzesauftrag nidlt 
getan. 

Zwölfte Frage: "In welcher Sitzung des 
Ministerrates . . .  haben Sie Fragen der Bereit­
schaftstruppe und der Umgliederung des 
Heeres vorgetragen?" 

Wir können nur sagen : Vermutlich in der 
Miruisterratssitzung vom 26. September. Wenn 
es der Fall war, ist es gesetzwidrig gewesen. 

Dreizehnte Frage: "Sind Sie bereit, den Mit­
gliedern des Landesverteidigungsrates 
Ihren . . .  Vortrag und Antrag an den Minister-
rat . . .  zugänglich zu machen?" 

Achte Frage: "Sind Sie bereit, auch die Ab­
geordneten der anderen parlamentarischen 
Fraktionen in gleicher Weise zu dnformieren?" Offenbar nein, denn ein Ja hätte die Situa-

Meine Antwort: Nein. Bisher hat es kein Hon heute wesentlich erleichtert. 

Anzeichen gegeben, daß Sie dazu bereit sind. Vierzehnte Frage : "Nachdem Sie in einem 
Das heißt : Sie stützen die Landesverteidigung mit 25. September 1972 datierten Schriftstück 
ab dieser Stunde nur mehr auf 93 Sozialisten. I mitteilten, daß Sie . . .  die ,Einleitung der 
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ersten Phase der Heeresreform angeordnet 
haben' : Aus welchen Ministerweisungen, Be­
fehlen oder sonstigen mündlichen oder sc:hrUt­
lichen Anordnungen bestand diese Aktion?" 

Offenbar aus keinen, sonst hätten Sie die 
Frage beantworten können. 

Fünfzehnte Frage : "Sind Sie bereit, alle 
Unterlagen, die Sie zur Einleitung der Heeres­
reform verfaßten, den Mitgliedern des Landes­
verte-idigungsrates umgehend zugänglich zu 
machen?" 

Sie haben sieb bisher geweigert. Sie wei­
gern sich offensichtlich zum Nachteil der Lan­
desverteidigung weiterhin, 

Sechzehnte Frage : "Hat General . . .  Bach 
anläßlich se,ines Rücktrittes . . .  diesen Schritt 
mündlich oder schriftlich begründet?" 

Ich darf sie beantworten. Ich habe mittler­
weile in Erfahrung gebracht, daß er ihn 
schriftlich begründet hat. Er . hat die Gründe 
dargelegt. Sie weigern sich, diese schriftlichen 
Gründe bekanntzugeben. 

Ich darf hier sagen, daß man nach Indis­
kretionen hört : Ja. Das ist die Ausrede des 
Ministers für diesen gesetzwidrigen Zustand. 

Das wären die Antworten auf die 1 9  Fra­
gen, wie sie zur Stunde gegeben werden kön­
nen, wie sie vor uns liegen und bei denen 
Sie es versäumt haben, Ihre Stellungnahme 
dazu abzugeben. 

Herr Bundesminister!  Ich bedaure es : Sie 
haben heute die Basis einer gemeinsamen Ver­
teidigung beendet. Sie haben für die freiheit­
liche Opposition - lich spreche für meine 
Fraktion, denn ich kann nicht für die andere 
sprechen - den Kampf dn der provokantesten 
Form, den ich seit 19 Jahren je in diesem 
Hause erlebt habe, angesagt. So hat sich in 
diesem Hause noch kein Minister benommen, 
w:ie Sie es heute getan haben. Als Draufgabe 
lächeln Sie noch. Wenn ich Sie frage, ob Sie 
das alles lächerlich finden, nicken Sie zustim­
mend. (Ruf bei der OVP: Ein weiterer Rück­
tri t tsgrund!) 

Siebzehnte Frage:  "Sind Sie bereit, die Ich darf Ihnen, Herr Minister, sagen: Sie 
Gründe b eziehungsweise ein . . .  darüber ver- haben einen Eid geleistet, daß Sie die Inter-
faßt es Schriftstück ehestens . . .  " dem Landes- essen des Heeres und der Landesverteidigung 
verteidigungsrat "zur Kenntnis zu bringen?" wahrnehmen wollen. Ich darf Sie in dieser 

Ich darf für Sie antworten : Nein, denn sonst Stunde an diesen Ihren Eid er.innern, den Sie 
hätten Sie es zur Erleichterung der Situation am heutigen Tage in den Augen der Freiheit­
getan. lichen in Frage gestellt haben, denn die Inter-

Achtzehnte Frage:  "Ist der Ministerratsbe- essen der Landesverteidigung und des Heeres 
schluß vom 1 1 .  Mai 1 965 als Auftrag für das haben Sie heute nicht wahrgenommen. 
Bundesheer noch aufrecht und für Sie bin­
dend?" 

Ich muß es bezweifeln. Ich nehme an, daß 
er es nicht ist. Ich weiß nur nicht, was für 
Sie, Herr Bundesminister, noch bindend ist. 

Herr Minister! Sie lachen immer darüber. 
Ich habe das Gefühl, daß Sie bei dem, worum 
es hier geht, nicht ganz mitkommen. Hier geht 
es um Osterreich, um die Sicherheit und um 
die Landesverteidigung. Ich finde das keines­
wegs lächerlich, sondern halte das für eine 
sehr ernste Angelegenheit. (Beifall bei der 
FPO und bei Abgeordneten der O VP.) Es mag 
sein, daß es Sie, Herr Minister, belustigt. 
(Bundesminister L ü t g e n  d 0 r f nickt.) Ja, Sie 
rricken. Sie belustigt es, Sie finden das lächer­
lich !  Wir finden das ernst ! Ich darf Ihnen 
sagen : Es :ist eine UngeheuerLichkeit, daß sich 
ein Minister weigert, Volksvertretern die Ant­
wort zu geben. Sie haben noch nie Teile des 
Volkes vertreten. (Ruf bei der öVP: Das wird 
er auch nie!) Sie waren noch nie Abgeordne­
ter ! 

Neunzehnte Frage : "Ist es nichtig, daß die 
Ministerweisung Nr. 23 damit motiv,iert wird, 
daß seit der Befehlshaberbesprechung vom 
29. Juni 1972 bis zur Ministerweisung kein 
konkreter Planungsvorschlag vorgelegt 
wurde? . , "  

Der Kanzler hat einmal ein Angebot von 
uns aufgegriffen. Wir Freiheitlichen haben 
das anerkannt. Wir waren an einer gemein­
samen VerteidigungspolitJik interessiert. Ich 
erkläre Ihnen hiemit, daß eine gemeinsame 
Verteidigungspoiltik auf der Basis, wie Sie 
es sich vorstellen und wie Sie es heute 
gehandhabt haben, nicht möglich 'ist. 

Herr Minister! Es gibt nur die Möglichkeit, 
daß Sie, Herr Minister, entweder gehen, was 
ich im Interesse der Verteidigung und des 
Heeres begrüßen würde - ich sage das ganz 
offen -, oder daß Sie Ihren Standpunkt grund­
sätzlich ändern ; nämlich daß Sie vom Befehls­
empfänger des Obmannes der Sozialistischen 
Partei wieder zum obersten Chef der Landes­
verteidigung werden und Ihre Pflichten wahr­
nehmen. 

Wir haben heute - ich möchte fast sagen -
einen erschütternden Eindruck. gewonnen. Es 
war ein hartes politisChes Ringen zwischen er­
fahrenen Politikern. Der politisChe Teil der 
Regierung glaubt, daß er mit seinem Ver­
halten im ReCht war. Das wird - ich sage es 
noch einmal - das Volk entscheiden. Nur 
einer war in diesem Saal ausgenommen: das 
ist der Fachminister. Er kann in diesem harten 
politischen Kampf nicht mitspielen. In dem 
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Augenblick, als ihm der Kanzler oder - ich 
nehme an - der sozialistische Partei  obmann 
diesen Zettel (der Redner zeigt ein beschriebe­
nes Blatt) gibt und sagt: Du darfst nicht ant­
wortenj du hast das, was ich dir als der 
sozialistische Parteiobmann aufgeschrieben 
habe, wenn dich die Volksvertreter fragen, 
vorzulesen und dich zu weigern, zu antwor­
ten ! ,  hätte es für einen Offizier und für einen 
Minister nur zwei Möglichkeiten gegeben. 

Sie lachen wieder ! Herr General, entschuldi­
gen Sie: Ich war audl Offizier, aber nicht 
Generalstäbler. Vielleidlt habe ich eine andere 
Auffassung über den Standpunkt eines Offi­
ziers wüe Sie. Mag sein ! Für mich leuchtet das 
Licht auf, ich muß zum Ende kommen. Ich 
wäre froh, wenn es das letzte Wort wäre und 
Sie heute die Konsequenzen ziehen würden. 

Herr Minister! Wenn die Opposition etwas 
zu tun hat, dann ist es das, daß sie zu beraten 

hat, ob gegen Sie ein Mißtrauensantrag ein­
zubringen ist. Das ist im Interesse der Landes­
verteidigung die erste Aufgabe der  Opposition 
dieses Landes. (Beifall bei der FPO und bei 
Abgeordneten der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Da nun anschließend an diese Sitzung 
über Wunsch der Klubobmänner eine Präsi­
dials.itzung stattfindet, berufe ich die 
n ä c h s t e Sitzung für heute, M ittwoch, den 
1 8 . Oktober, um 18 Uhr 30 mit  folgender 
Tagesordnung ein : 

Erklärung des Bundesministers für Finan­
zen zur Regierungsvorlage betreffend das Bun­
desfinanzgesetz für das Jahr 1 913 (460 und 
Zu 460 der Beilagen). 

In dieser Sitzung findet keine Fragestunde 
statt. 

Die Sitzung ist g e  s c  h l o s  s e n. 

Schlu13 der Sitzung: 17 Uhr 40 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei • L61 10452 

45. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 79

www.parlament.gv.at




